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Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben 
vom 16. Juli 1975 ~ UA II 2 510 211/7 - die Große 

Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt be- 
antwortet: 

Die Bundesregierung begrüßt die Diskussion über 
die friedliche Nutzung der Kernenergie in unserem 
Land. Sie bedauert, daß diese Auseinandersetzun- 
gen teilweise nicht mit der notwendigen Sachlich- 
keit geführt werden. Sie ist der Meinung, daß solche 
Auseinandersetzungen nicht die geeignete Basis 
sind, auf der die für das Wohlergehen unseres Lan- 
des wichtigen Entscheidungen getroffen und der 
Öffentlichkeit verdeutlicht werden können. 

Die Bundesregierung hält vielmehr einen offenen 
und sachlichen Dialog für erforderlich, bei dem die 
Vor- und Nachteile der Kernenergie nüchtern 
gegeneinander abgewogen werden. Bei den schwie- 
rigen, in ein komplexes System der Daseinsvor- 
sorge für die gesamte Bevölkerung eingebetteten 
Entscheidungen im Kernenergiesektor ist das Ver- 
trauen der Bürger in die für diese Entscheidungen 
verantwortlichen Regierungen von Bund und Län- 
dern unerläßlich. 

Die Bundesregierung begrüßt deshalb das starke 
Interesse zahlreicher Abgeordneter aller Parteien 
des Deutschen Bundestages an den Problemen der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie, das sich ins- 
besondere in der zunehmenden Aufmerksamkeit 
zeigt, die die Regierungstätigkeit durch den Innen- 
ausschuß, den Wirtschaftsausschuß und den Aus- 
schuß für Forschung und Technologie findet. Die 
Bundesregierung begrüßt die Große Anfrage der 
Koalitionsfraktionen von SPD und FDP im Deut- 
schen Bundestag zur friedlichen Nutzung der Kern- 
energie in der Bundesrepublik Deutschland als Ge- 
legenheit, ihren Standpunkt darzulegen. 

Die Bundesregierung will mit ihrer Antwort eine 
Grundlage für die ausgiebige Erörterung aller Pro- 
bleme anbieten und hofft, damit einen Beitrag zur 
Versachlichung der öffentlichen Diskussion zu 
leisten. Allerdings gestattet es der Rahmen einer 
Großen Anfrage in nur beschränktem Umfang, die 
Fülle und Vielfalt der Erkenntnishintergründe auf- 
zuzeigen, die den Abwägungen und Entscheidungen 
der Bundesregierung bei den komplexen Fragen der 
Kernenergie zugrunde liegen. Die Darlegung dieses 
Hintergrundes in der Form technisch-wissenschaft- 
licher sowie wirtschaftlicher Materialien wird Auf- 
gabe einer umfangreichen Dokumentation sein, de- 
ren Veröffentlichung die Bundesregierung plant 
(vgl. hierzu Antwort zu Frage 11. 3). 

Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage in der Überzeugung, daß die Technologie der 
friedlichen Kernenergienutzung nach einer dreißig- 
jährigen Entwicklungszeit sicher beherrschbar ist. 
Die dieser Technologie innewohnenden Gefahren 
sind erkannt. Da sowohl die technischen wie orga- 
nisatorischen Voraussetzungen zur sicheren Nut- 
zung dieser Energiequelle grundsätzlich geschaffen 
sind und die Kernenergienutzung gegenüber ande- 
ren Energiealternativen volkswirtschaftlich notwen- 
dig und energiepolitisch von entscheidender Bedeu- 


tung ist, räumt die Bundesregierung der Kern- 
energie in ihrem Energieprogramm einen wachsen- 
den Anteil an der künftigen Energieversorgung der 
Bundesrepublik Deutschland ein. 

Besondere Bedeutung besitzt in diesem Zusammen- 
hang der Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die in 
der Ersten Fortschreibung des Energieprogramms 
gesetzten Ziele beibehalten werden sollten, um die 
durch die Entwicklung auf dem ölmarkt zutage ge- 
tretenen Versorgungsrisiken zu mindern. 

Sie ist sich hierbei ihrer hohen Verantwortung für 
den Schutz der Bevölkerung vor Gefahren bewußt. 
Sie hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß sie 
dem Schutzauftrag den Vorrang vor den energie- 
wirtschaftlichen Bedürfnissen einräumt. Dies bedeu- 
tet beispielsweise, daß die im Energieprogramm für 
nötig erachteten Zuwachsraten der Kernenergie- 
nutzung nicht eine vorgegebene Bedingung sind, der 
sich die Schutzmaßnahmen unterzuordnen hätten. 
Vielmehr sind die Maßnahmen zum Schutz von Ge- 
sundheit und Sicherheit der Bevölkerung die Vor- 
aussetzungen, von deren konsequenter Erfüllung 
jede einzelne Genehmigung für eine kerntechnische 
Einrichtung und darüber hinaus der Umfang der 
Realisierbarkeit des Energieprogramms im Kern- 
energiesektor abhängen. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Meinung, daß 
insbesondere die wichtigen sicherheitstechnischen 
und ökologischen Probleme der Kernenergie so weit 
geklärt sind, daß eine Nutzung dieser Energieform 
für die Bundesrepublik Deutschland sinnvoll und 
mit dem Schutz der Bevölkerung vor Gefahren ver- 
einbar ist. Sie kann deshalb der Genehmigung kern- 
technischer Einrichtungen zustimmen, sofern die in 
jedem Einzelgenehmigungs verfahren notwendigen 
umfangreichen Prüfungen positiv verlaufen. 

Die Bundesregierung warnt allerdings vor einer 
Unterschätzung der besonderen Gefahren und Pro- 
bleme dieser Technologie, insbesondere vor jeder 
Hektik in der Weiterentwicklung. Sie ist nicht be- 
reit, an den in der Bundesrepublik Deutschland 
üblichen hohen Sicherheitsanforderungen Abstriche 
zuzulassen - selbst wenn dies zu Verzögerungen 
oder Verhinderungen einzelner Projekte führen 
sollte. Die Bundesregierung vertritt vielmehr die 
Auffassung, daß die Lösung der mit einer umfang- 
reichen Kernenergiewirtschaft verbundenen Pro- 
bleme weiterhin erhebliche Anstrengungen seitens 
der Hersteller und Betreiber kerntechnischer An- 
lagen sowie der die Kernenergienutzung kontrol- 
lierenden Behörden und ihrer Sachverständigen- 
organisationen erfordert. Dabei muß beachtet wer- 
den, daß diese Probleme sich zunehmend auch aus 
der ständig wachsenden Zahl der Kernkraftwerke 
und der zu ihrer Ver- und Entsorgung notwendigen 
Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs ergeben und 
eine intergrierte Beurteilung verlangen. 

Auf die zu lösenden Aufgaben hat die Bundes- 
regierung bereits in ihrer Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms hingewiesen und in den Ziffern 63, 
64 und 67 Bedingungen für die Erfüllbarkeit dieses 
Programms genannt. Der Bundesminister des Innern 
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hat im Herbst des vergangenen Jahres die sicher- 
heitsbezogenen Voraussetzungen in seinem Bericht 
an den Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
„Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und 
Strahlenschutz" präzisiert und in einem geschlos- 
senen Gesamtkonzept dargestellt. Dieses Konzept 
ist von den betroffenen Stellen auch außerhalb der 
Bundesregierung weitgehend akzeptiert worden und 
bildet die programmatische Basis für die Sicher- 
heitsbemühungen der Bundesregierung und auch 
der atomrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichts- 
behörden der Länder, 

Nachdem die friedliche Nutzung der Kernenergie 
kein grundsätzliches Problem der sicherheitstech- 
nischen Machbarkeit mehr enthält - wohl aber eine 
Reihe noch zu lösender Aufgaben technischer, orga- 
nisatorischer und wirtschaftlicher Art - geht es dar- 
um, die durch die jahrelangen Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramme sowie Betriebsergebnisse ge- 
wonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen systema- 
tisch in eine allerdings komplexe Praxis umzu- 
setzen. Dies stellt höchste Anforderungen an alle 
Beteiligten. 

Sofern bei Sicherheitsfragen von Sachverständigen 
unterschiedliche Lösungswege vorgeschlagen wer- 
den, wird grundsätzlich der mehr Sicherheit gewäh- 
rende Weg gewählt. Sofern im Bereich der Sicher- 
heit aus Mangel an praktischer Erfahrung oder an 
wissenschaftlich untermauerten Tatsachen in Teil- 
bereichen unterschiedliche Auffassungen oder Un- 
sicherheiten bestehen, wird eine Realisierung nur 
dann zugelassen, wenn die Unsicherheiten im Wege 
pessimistisch vorgehaltener Sicherheitszuschläge 
oder konservativer Schutzmaßnahmen zuverlässig 
abgedeckt werden können. Im übrigen sind die Be- 
hörden von Bund und Ländern verpflichtet, jedem 
Einwand gegen die Sicherheit und den Strahlen- 
schutz nachzugehen, diesen auszuräumen oder, falls 
er berechtigt ist, diesen in ihren Entscheidungen zu 
berücksichtigen. Die Bundesregierung begrüßt des- 
halb jede konstruktive Kritik und jede aus der 
Sorge um die Abwendung von Gefahren entsprin- 
gende Frage als Beitrag zur weiteren Verbesserung 
des schon Erreichten. Sie hofft, daß ihre Antwort 
auf die Große Anfrage es allen Fraktionen erleich- 
tert, den notwendigen Dialog mit allen Betroffenen 
aus Bevölkerung, Industrie und Wirtschaft gemein- 
sam zu führen. 

Die Bundesregierung beantwortet die einzelnen 
Fragen der Großen Anfrage der Koalitionsfrak- 
tionen wie folgt: 


I. EnergieveTSorgung - Umweltschutz und Sicherheit 

1. 1. Ist die Bundesregierung bereit, bei einer 
zunehmend auf die Nutzung der Kern- 
energie abstellenden Sicherung der Ener- 
gieversorgung dem Schutz der Bevölke- 


1) Veröffentlicht als Sonderdruck des Bundesministers 
des Innern „Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen 
und Strahlenschutz, Rechenschaftsbereicht und Pro- 
gramm", 2. Auflage, Dezember 1974. 


rung vor möglichen Gefahren und Aus- 
wirkungen der Kernenergie Vorrang ein- 
zuräumen? 

Die Bundesregierung beantwortet diese Frage mit 
einem klaren Ja. Sie fügt hinzu, daß die Vorrangig- 
keit des Schutzes der Bevölkerung nicht erst seit der 
intensiveren Nutzung der Kernenergie beachtet 
wird - vielmehr gilt dieser Grundsatz vom Anbe- 
ginn der kerntechnischen Entwicklung in unserem 
Land. 

Bereits das Atomgesetz von 1959, die rechtliche 
Basis für die friedliche Nutzung der Kernenergie in 
der Bundesrepublik Deutschland, räumt bei der Ab- 
wägung zwischen den erforderlichen Schutzmaßnah- 
men und deren evtl, wirtschaftlichen und finanziel- 
len Folgen für den Ersteller der Anlage oder die 
gesamte Volkswirtschaft (siehe hierzu auch Inter- 
pretation durch das Bundesverwaltungsgericht im 
Urteil vom 16. März 1972) dem Schutzgedanken den 
Vorrang ein. Beispielsweise haben sich die Geneh- 
migungsvoraussetzungen insbesondere daran zu 
orientieren, ob die nach dem Stand von Wissen- 
schaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen 
Schäden durch die Errichtung und den Betrieb einer 
kerntechnischen Anlage getroffen ist. 

Ein weiterer Ausdruck des Vorrangs des Schutzes 
der Bevölkerung ist die Organisationsform für die 
Zulassung kerntechnischer Einrichtungen. Im Gegen- 
satz zu wohl allen anderen technischen Bereichen 
erfolgt die staatliche Kontrolle der Kernenergie 
nach Artikel 85 des Grundgesetzes im Rahmen einer 
Bundesauftrags Verwaltung, d. h., daß die in erster 
Linie für die Genehmigung und die Aufsicht über 
kerntechnische Einrichtungen zuständigen obersten 
Landesbehörden ihrerseits einer zentralen Aufsicht 
durch den Bund unterliegen. Die Bundesregierung 
hat in ihrem Bereich im Jahre 1972 einen weiteren 
Schritt getan, um auch nur den Anschein eines 
Interessenkonfliktes zwischen der Kontrollfunktion 
über die Kernenergie und ihrer Förderung bzw. 
ihrer wirtschaftlichen Nutzung zu vermeiden. 
Sie hat die hierfür vorhandenen Bundeszuständig- 
keiten auf verschiedene Bundesressorts aufgeteilt. 
Diesem Beispiel sind in der Zwischenzeit auch 
andere Staaten, beispielsweise die Vereinigten 
Staaten von Amerika, gefolgt. 

Weiter ist die Tatsache zu erwähnen, daß in der 
Bundesrepublik in einem Umfang wie in sonst 
keinem anderen Land die Qualitätssicherung und 
sicherheitstechnische Überwachung nicht etwa allein 
den Betreibern und Herstellern im Wege der Eigen- 
überwachung überlassen bleibt, sondern im Auf- 
träge der Behörden in den Händen einer bewährten, 
unabhängigen Institution der technischen Über- 
wachung liegt. 

Darüber hinaus wird für den an sich unwahrschein- 
lichen Fall, daß beim Betrieb kerntechnischer An- 
lagen oder der Beförderung und Lagerung radio- 
aktiver Stoffe Störungen mit Auswirkungen nach 
außen auftreten, dadurch Vorsorge getroffen, daß 
die speziellen Gefahren der Radioaktivität z. B. bei 
den Maßnahmen des Katastrophenschutzes berück- 
sichtigt werden. 
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Die beschriebenen Grundsätze werden auch bei der 
starken Ausweitung der Kernenergienutzung, wie 
sie im Energieprogramm der Bundesregierung für 
notwendig erachtet wird, beibehalten. Die Bundes- 
regierung hat in diesem Energieprogramm aus- 
drücklich bestätigt, daß sie dem notwendigen Schutz 
vor den Gefahren der Kernenergie absolute Priori- 
tät einräumt. Dieses Prinzip ist im übrigen auch die 
Grundlage des Berichtes des Bundesministers des 
Innern über die Sicherheit kerntechnischer Einrich- 
tungen und den Strahlenschutz an den Innenaus- 
schuß des Deutschen Bundestages vom Herbst 1974. 


1. 2. Wie läßt sich vereinbaren, daß die Bun- 
desregierung in der ersten Fortschreibung 
ihres Energieprogramms einerseits den 
weiteren Ausbau der Kernenergie für 
notwendig ansieht, andererseits aber er- 
klärt, daß hierfür zur Gewährleistung der 
Sicherheit noch zahlreiche Voraussetzun- 
gen zu erfüllen sind? 

Welche Abwägungen veranlassen die 
Bundesregierung zur Entscheidung, die 
verbleibenden Ungewißheiten über mög- 
liche langfristige Auswirkungen der Kern- 
energie in Kauf zu nehmen? Welche Kon- 
troll- und Revisionsmöglichkeiten sieht 
sie für den Fall vor, daß die in die Kern- 
energie gesetzten Sicherheitserwartungen 
sich nicht in dem Umfange erfüllen soll- 
ten, der Grundlage der jetzigen Zuver- 
sicht ist? 

Die Option, die die Bundesregierung in der ersten 
Fortschreibung ihres Energieprogramms für die 
Kernenergie getroffen hat, läßt sich deshalb mit der 
Tatsache vereinbaren, daß noch zahlreiche Voraus- 
setzungen für die Gewährleistung der Sicherheit zu 
erfüllen sind, weil es sich hier nach Auffassung der 
Bundesregierung um solche Voraussetzungen han- 
delt, die nicht konstitutiv für die Option als solche 
sind, sondern energieprogrammbegleitend realisiert 
werden können. 

Die Bundesregierung läßt sich hierbei von der wis- 
senschaftlich begründeten Überzeugung leiten, daß 
der Schutz der Bevölkerung vor den Gefahren der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie kein grund- 
sätzliches Problem der technisch-wissenschaftlichen 
Machbarkeit mehr beinhaltet. Sie stützt diese Auf- 
fassung vor allem auf die Ergebnisse der bisherigen 
vier Atomprogramme der Bundesregierung sowie 
die international vorliegenden Erfahrungen. Sicher- 
heit und Schutz der Bevölkerung vor den Gefahren 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie können 
gewährleistet werden, wenn konsequent diejenigen 
Maßnahmen durchgeführt werden, die sich aus dem 
sich fortentwickelnden jeweiligen Stand von Wis- 
senschaft und Technik ergeben. 

Bei der Vielfalt der mit der Expansion der Kern- 
energie verbundenen Einrichtungen und Tätigkeiten 
werden an die Erfüllung der damit verbundenen 
Voraussetzungen die höchsten organisatorischen 
und ordnerischen Ansprüche gestellt. Die technisch- 
wissenschaftlichen Erkenntnisgrundlagen, die für 
das vorliegende Stadium der Planungsentscheidun- 


gen notwendig sind, können, auch unter Berücksich- 
tigung der energieprogrammbegleitend noch im ein- 
zelnen zu lösenden Fragen (etwa im Hinblick auf 
großtechnische und kommerzielle Durchführungs- 
möglichkeiten), als ausreichend gesichert betrachtet 
werden. 

In diese Abwägung bezieht die Bundesregierung 
insbesondere auch die gegenwärtig noch verbleiben- 
den Ungewißheiten über die möglichen langfristigen 
Konsequenzen der Nutzung der Kernenergie ein. 
Gemeint sind mit diesen Ungewißheiten etwa - um 
einige typische Beispiele zu nennen - die langfristig 
festzulegende Praxis der Strahlendosisbegrenzung 
in den verschiedenen abgabeaktiven Bereichen der 
Kernenergiewirtschaft, oder der Organisation der 
Sicherstellung und Endbeseitigung von langlebigen 
radioaktiven Materialien aus Anlagen der Kern- 
energiewirtschaft und Kerntechnik (vgl. auch Ant- 
worten zu den Fragen VIII. 1 sowie V. 1 und V. 2). 
Beides sind insofern typische Beispiel für die hier 
angesprochenen Probleme, als es in beiden Fällen 
um ein langfristig wirksames Konzept für die Be- 
herrschung von solchen Fragen geht, die schon jetzt 
in Anbetracht des Standes der wissenschaftlichen 
Erkenntnis als grundsätzlich technisch lösbar ange- 
sehen werden können. In diesem Zusammenhang 
kann sich aus einer vorausschauenden Kontrolle die 
Notwendigkeit zur Revision von Teilen des Ener- 
gieprogramms und seines Ablaufs ergeben. Bei der 
Entwicklung entsprechender Verfahren bis zur defi- 
nitiven Anwendungsreife kann energieprogramm- 
begleitend vorgegangen werden. Allerdings bedarf 
es auch hier großer Anstrengung aller Beteiligten, 
nicht nur seitens der Behörden, sondern vor allem 
auch in den Kernforschungseinrichtungen und der 
die Kernenergie tragenden Wirtschaft. 

Die noch zu erfüllenden Voraussetzungen werden 
jedoch im Hinblick auf eine kontinuierliche, mittel- 
fristige Weiterentwicklung des Energieprogramms 
bedeutsam. Ein typisches Beispiel für eine solche 
Problemlage ist die rechtzeitige Verfügbarkeit aus- 
reichender Wiederaufarbeitungskapazitäten im Rah- 
men des Entsorgungskonzepts des Brennstoffkreis- 
laufes. Eine über das gegenwärtige Planungsziel 
hinausgehende mehrjährige Verzögerung in der 
Schaffung dieser wichtigen Voraussetzung hätte 
auch Auswirkungen - in der Form von zusätzlichen 
Sicherheitsauflagen - auf den weiteren Ausbau und 
Betrieb von Kernkraftwerken. 

In jedem Fall wird die Bundesregierung durch den 
für Sicherheitsfragen zuständigen Bundesminister 
des Innern dafür Sorge tragen, daß der weitere 
Ausbau der Kernenergie in seinen einzelnen 
Etappen nur entsprechend der jeweiligen Lage be- 
züglich der Erfüllung der mittelfristig sicherheits- 
wirksam werdenden Voraussetzungen erfolgt. Der 
Bundesminister des Innern wird auf der Grundlage 
des Atomgesetzes in Ausübung seiner Aufsichts- 
und Weisungsbefugnis nach Artikel 85 des Grund- 
gesetzes gegenüber den atomrechtlichen Genehmi- 
gungs- und Aufsichtsbehörden der Länder allen mit 
den Grundsätzen des Sicherheitskonzeptes nicht zu 
vereinbarenden Entwicklungen entscheidend ent- 
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gegenwirken. Insofern ist das Sicherheitskonzept, 
welches im September 1974 in einer ersten Fassung 
Gegenstand einer Berichterstattung des Bundesmini- 
sters des Innern an den Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages war, als innerhalb des Kernener- 
gieprogramms der Bundesregierung wirksames 
Sicherheitsregulativ zu sehen. 

Handhabe für Kontrollen im Sinne einer Überprü- 
fung, ob längerfristige und energieprogrammbeglei- 
tend zu erfüllende Sicherheitsziele erreicht werden 
oder wurden, bieten die Vorschriften des Atom- 
gesetzes. Da eine generelle Genehmigung für eine 
Bauserie von Kernreaktoren (Typgenehmigung) 
nicht zulässig ist, müssen für jede neue Anlage in 
einem separaten Genehmigungsverfahren die Ge- 
nehmigungsvoraussetzungen unter Berücksichtigung 
des jeweils herrschenden Standes von Wissenschaft 
und Technik nachgeprüft und erfüllt werden. Somit 
besteht ausreichend Gelegenheit, bei jeder neuen 
Anlage deren Auswirkungen auf das gesamte 
System der Kernenergiewirtschaft einschließlich der 
Folgewirkungen, beispielsweise durch dessen 
Brennstoffkreislauf, und die spätere Stillegung zu 
prüfen. In ähnlichem Umfang - jedoch unter Wah- 
rung des notwendigen Bestandschutzes für den In- 
haber erteilter Genehmigungen - trifft dies für be- 
reits genehmigte und im Betrieb befindliche An- 
lagen zu. Kerntechnische Einrichtungen unterliegen 
nach § 19 des Atomgesetzes einer fortwährenden 
behördlichen Aufsicht. 

Das atomrechtliche Genehmigungs- und Aufsichts- 
verfahren gewährleistet, daß erforderlichenfalls 
auch früher gefällte Entscheidungen gemäß § 17 des 
Atomgesetzes revidiert werden können. Bei kern- 
technischen Einrichtungen können hierzu nachträg- 
liche Auflagen erteilt werden. Beim Vorliegen einer 
erheblichen Gefährdung besteht darüber hinaus 
nicht nur die Möglichkeit, sondern die ausdrück- 
liche Verpflichtung für die Behörde zum Einschrei- 
ten, beispielsweise durch den Widerruf einer Ge- 
nehmigung oder eine nachträgliche Auflage. 

Die Kontroll- und Revisionsmöglichkeiten gestatten 
nicht nur eine Anpassung einzelner älterer kern- 
technischer Anlagen an einen geänderten Sicher- 
heitsstandard, sondern bieten auch die Gewähr, daß 
programmatische Ziele und Einzelwege gegebenen- 
falls im Wege einer Revision der Planungen auf- 
gegeben, geändert oder rückgängig gemacht wer- 
den, wenn hierzu Veranlassung besteht. 

Darüber hinaus verfolgt die Bundesregierung stän- 
dig die Entwicklung der von ihr aufgestellten Pro- 
gramme - hier sind insbesondere das Energiepro- 
gramm und das Atomprogramm angesprochen - und 
wird in geeigneten Zeitabschnitten in Programm- 
fortschreibungen gegebenenfalls notwendige Revi- 
sionen vornehmen. 


II. Bedeutung der Kernenergienutzung für die 
Energie-Versorgung 

11. 1. Aus welchen Gründen hält die Bundes- 
regierung die Nutzung der Kernenergie 


für die Zwecke der Energieversorgung 
für notwendig? Welche Alternativen zur 
Kernenergie sieht die Bundesregierung 
kurzfristig, mittelfristig und langfristig? 
Was unternimmt die Bundesregierung, um 
mögliche Alternativen einschließlich von 
Energiesparmaßnahmen zu erforschen und 
zu entwickeln? 

a) Bedeutung der Kernenergie 

Die Primärenergieversorgung der Bundesrepublik 
Deutschland wird gegenwärtig zu rd. 51 v. H. durch 
Mineralöl gedeckt. Steinkohle und Braunkohle tra- 
gen zusammen rd. 33 v. H. und Erdgas rd. 13 v. H. 
bei. Kernenergie ist nur mit rd. 1 v. H. beteiligt. 

Der hohe Anteil des Mineralöls, das 1974 zu fast 
95 V. H. aus dem Nahen Osten und Afrika impor- 
tiert wurde, ist - wie die Ölkrise gezeigt hat - mit 
besonderen Versorgungsrisiken verbunden. Es ist 
daher eines der Grundziele der Energiepolitik der 
Bundesregierung, diesen Anteil zu senken. Dies be- 
dingt vor allem eine verstärkte Nutzung der ande- 
ren verfügbaren Energieträger. 

Die notwendige Verringerung der Mineralölabhän- 
gigkeit kann mit Hilfe der anderen konventionellen 
Energieträger (Steinkohle, Braunkohle, Erdgas und 
Wasserkraft) allein nicht erreicht werden (vgl. dazu 
Antwort auf Frage 11. 2). Eine besondere Bedeutung 
kommt daher der Kernenergie zu, die als einzige 
neue Energiequelle über die für eine wirtschaftliche 
Nutzung in großem Umfang erforderliche technische 
Reife verfügt. 

Auch eine optimale Nutzung der Möglichkeiten zur 
Energieeinsparung kann daran nichts ändern. Die 
rationelle Verwendung von Energie wird zwar den 
Anstieg des Energiebedarfs insgesamt in zunehmen- 
dem Maße verringern, aber nicht gezielt den einen 
oder anderen Energieträger ersetzen können. Im 
einzelnen wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung vom 5. Mai 1975 zur Großen Anfrage betref- 
fend rationelle und sparsame Energieverwendung 
(Drucksache 7/3595) verwiesen. 

Mit dem Ziel einer Verringerung der Mineralöl- 
abhängigkeit, unter anderem durch verstärkte Nut- 
zung der Kernenergie, befindet sich die Bundesregie- 
rung im Einklang mit den energiepolitischen Zielen 
der Europäischen Gemeinschaften und des Inter- 
nationalen Energieprogramms. 

Die Bundesrepublik Deutschland besitzt zwar selbst 
keine Uranlagerstätten, die auf dem gegenwärtigen 
Preisniveau wirtschaftlich auszubeuten sind. Die 
heute bekannten wirtschaftlich verwertbaren Lager- 
stätten sind jedoch über die ganze Erde verteilt und 
befinden sich darüber hinaus in größerem Umfange 
in westlichen Ländern, so daß die Gefahr einer Ver- 
sorgungskrise infolge politischer Ereignisse in einer 
Region wesentlich geringer ist als beim Erdöl. Hinzu 
kommt die wegen der hohen Energiedichte des 
Kernbrennstoffs gegenüber fossilen Energieträgern 
vereinfachte Möglichkeit der Vorratshaltung. 

Unter Zugrundelegung heutiger Kostenschätzungen 
ist die Kernenergie kostengünstiger als alternative 
Energiequellen. Teilweise können Kostenfaktoren, 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7/3871 


die mit dem Brennstoffkreislauf Zusammenhängen, 
nur mit einer gewissen Unsicherheitsmarge ge- 
schätzt werden. Die Größenordnung dieser Unsicher- 
heitsmarge im Vergleich zu den geschätzten Gesamt- 
kosten läßt jedoch den Schluß zu, daß die Kern- 
energie - unter Einschluß der Folgekosten hinsicht- 
lich Entsorgung und Stillegung der Anlagen - auch 
künftig eine kostengünstige Energiequelle sein wird, 
und deswegen ist auch aus Kostengesichtspunkten 
kein Bedenken gegen die derzeitigen Ausbaupläne 
der Kernenergie abzuleiten. Insbesondere ist her- 
vorzuheben, daß die Kosten für die Beschaffung des 
Rohstoffs Uran nur einen relativ geringen Einfluß 
auf die Höhe des Energiepreises haben und somit 
eine Entwicklung, wie sie beim Erdöl eingetreten 
ist, bei der Kernenergie unwahrscheinlich ist. 

So würde z. B. eine Verdoppelung der heutigen 
Uranerzpreise eine Erhöhung der Stromgestehungs- 
kosten um ca. 0,3 Pf/kWhe bewirken. Eine Verdop- 
pelung der gegenwärtigen Erdölpreise würde da- 
gegen zu Kostensteigerungen von ca. 5 Pf/kWhe 
führen. 

Die wirtschaftliche Nutzung der Kernenergie ist 
heute auf die Erzeugung von Elektrizität begrenzt. 
Es wird jedoch angestrebt, sie auch für andere 
Zwecke, insbesondere zur Fernwärme- und Prozeß- 
wärmeversorgung, einzusetzen. 

Unter Berücksichtigung dessen, was herkömmliche 
Energieträger zur Deckung des künftigen Elektrizi- 
tätsbedarfs wirtschaftlich sinnvoll beitragen können, 
wurde in der ersten Fortschreibung des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung für 1980 eine Kern- 
kraftwerksleistung von 20 000 MW, für 1985 eine 
Leistung von 45 000 MW für erforderlich gehalten 
(wünschenswert 50 000 MW). Die Bundesregierung 
hat dieses Ausbauziel auf der Grundlage der Pro- 
gnosen über die Entwicklung des Energie- und 
Strombedarfs bis 1985 und in Übereinstimmung mit 
den Planungen der Wirtschaft festgelegt. Die Bun- 
desregierung ist sich dabei der naturgegebenen 
Unsicherheit jeder Prognose bewußt. Sie ist jedoch 
der Auffassung, daß auch die Abschwächung der 
Stromzuwachsrate in den letzten Monaten im Zu- 
sammenhang mit der konjunkturellen Entwicklung 
derzeit keinen Anlaß bietet, Planungen zu ändern, 
da für die jetzt anstehenden elektrizitätswirtschaft- 
lichen Kapazitätsplanungen kurzfristige Bedarfs- 
schv/ankungen nicht ausschlaggebend sein können. 

b) Alternative zur Kernenergie 

Kurzfristig ist zu den in Betrieb oder im Bau befind- 
lichen Kernkraftwerken keine realistische Alterna- 
tive zu sehen. Die jetzt installierten und bis 1980 
geplanten konventionellen Kraftwerke entsprechen 
zusammen mit den dann vorhandenen Kernkraft- 
werken dem voraussichtlichen Bedarf unter Berück- 
sichtigung der erfahrungsgemäß eintretenden Aus- 
fälle bei der Strombereitstellung. Eine kurzfristige 
Substitution der Kernenergie in nennenswertem 
Umfang durch Zubau von konventionellen Kraft- 
werken über die bestehenden Planungen hinaus ist 
angesichts der heute erforderlichen Planungs- und 


Bauzeiten nicht möglich. Mittel- und langfristig wäre 
es theoretisch zwar denkbar, mit Hilfe zusätzlicher 
konventioneller Kraftwerke als Alternative zu 
Kernkraftwerken Elektrizität in einem gewissen 
Umfang zu erzeugen. Dies wäre jedoch energiepoli- 
tisch und gesamtwirtschaftlich nicht sinnvoll (s. im 
einzelnen Antwort auf Frage II. 2.). 

Zu Erforschung und Entwicklung von Alternativen 
sowie zur Einsparung von Energie unternimmt die 
Bundesregierung folgendes: 

Die Erforschung der kontrollierten Kernfusion wird, 
wie in allen großen Industriestaaten, wegen ihrer 
möglicherweise großen Bedeutung für die zukünf- 
tige Energieversorgung auch in der Bundesrepublik 
Deutschland nachhaltig gefördert (ca. 80 Mio DM 
pro Jahr). Der Nachweis der Realisierbarkeit eines 
Fusionsreaktors ist noch nicht erbracht. Die For- 
schung konzentriert sich in Experimenten wachsen- 
der Dimension auf die Untersuchung der grund- 
legenden Eigenschaften des Plasmas und der erfor- 
derlichen Einschlußbedingungen; daneben wird mit 
der Arbeit an technologischen Fragen, z. B. auch 
Werkstoffproblemen, begonnen. Bei der heute ange- 
strebten Deuterium-Tritium-Fusion ist das Energie- 
potential der Fusion durch die Lithiumvorräte der 
Welt begrenzt, denn das benötigte Tritium muß aus 
Lithium erbrütet werden. Die Lithiumvorräte wer- 
den - gemessen an ihrem Energiepotential - einige 
Größenordnungen größer geschätzt als die Vorräte 
an Uran für den Einsatz von Leichtwasserreaktoren. 

Da heute jedoch wesentliche Konstruktionsprinzi- 
pien und Materialfragen eines Fusionsreaktors noch 
offen sind, ist es nicht möglich, zu einer Reihe von 
Fragen, insbesondere auch Sicherheits- und Umwelt- 
fragen, endgültige Aussagen zu machen. Neben den 
grundsätzlichen physikalischen Forschungen wird 
heute intensiv untersucht, ob und wie ein Fusions- 
reaktor wirtschaftlich gebaut werden kann und sein 
radioaktives Inventar wesentlich unter das eines 
Spaltreaktors reduziert werden kann. 

Der Umgang mit radioaktivem Tritium, das für den 
Betrieb notwendig ist, läßt sich sicher nicht vermei- 
den, auch Abwärmeprobleme unterscheiden sich 
nicht wesentlich von denen bei anderen thermischen 
Kraftwerken. 

Die Sonnenenergie ist in jüngster Zeit auch für ihre 
Nutzung in Mitteleuropa in den Vordergrund des 
Interesses gerückt. Dabei erscheinen jedoch die Vor- 
aussetzungen für eine Umwandlung von Sonnen- 
energie in elektrische Energie nicht günstig; die 
Aussichten der weiteren Entwicklung in diesem Ge- 
biet sind noch nicht endgültig zu beurteilen. Da- 
gegen sind aufgrund neuerer Erkenntnisse und 
technologischer Entwicklungen die Aussichten zur 
Nutzung der Sonnenenergie zur Warmwasserberei- 
tung und Raumheizung auch in unseren Breiten als 
günstig zu bezeichnen. Diese Anwendungsmöglich- 
keit steht deshalb im Vordergrund eines umfang- 
reichen Forschungsprogramms. Hierzu zählen auch 
Demonstrationsvorhaben, wie der Bau je eines Ex- 
perimentalhauses in Aachen und Essen, sowie einer 
Versuchsanlage zur Beheizung eines Schwimmbades 
in Wiehl (Bergisches Land). 
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Zu den Möglichkeiten anderer Energiequellen, wie 
z. B. der Wasserkraft, der Gezeitenenergie, der 
Windenergie, der geothermischen Energie und son- 
stiger regenerativer Energiequellen, hat die Bundes- 
regierung bereits in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage betreffend Energieforschung, Energieerspar- 
nis vom 10. Juli 1974 (Drucksache 7/2366) Stellung 
genommen. Die Aussichten solcher Energiequellen 
werden in bescheidenerem Umfang untersucht. 

Genauere Erkenntnisse erwartet die Bundesregie- 
rung von einer Studie über „Nichtnukleare und 
nichtfossile Primärenergiequellen", die z. Z. im Auf- 
trag des Bundesministers für Forschung und Tech- 
nologie erstellt und voraussichtlich Anfang 1976 
vorliegen wird. 

Die Forschung zur Sicherstellung der künftigen 
Energieversorgung beschränkt sich nicht nur auf die 
Erschließung neuer Primärenergiequellen. Im Inter- 
esse der erforderlichen Vielfalt und Flexibilität der 
Energieversorgung und vor allem auch im Hinblick 
auf eine rationellere Verwendung der Energie 
kommt auch neuen Sekundärenergieträgern eine 
wesentliche Bedeutung zu. Deshalb umfassen die 
Forschungsmaßnahmen der Bundesregierung eine 
Vielzahl von Vorhaben zum Transport, zur Umwand- 
lung und Speicherung und zur Anwendung von 
Energie. Hierzu zählen die Vorhaben zur Kohlever- 
gasung und -Verflüssigung, mit denen aus unserer 
heimischen Kohle Energieträger wie Methan, Syn- 
thesegas oder auch Kohleöl gewonnen werden sol- 
len, die in der Energieversorgung und auch in der 
chemischen Industrie Produkte ersetzen können, die 
heute allein aus Mineralöl gewonnen werden kön- 
nen. Dazu zählt auch die Fernwärmeversorgung, 
deren Weiterentwicklung z. Z. mit großen Demon- 
strationsvorhaben gefördert wird. Darüber hinaus 
werden noch andere neue Energiesysteme, wie z. B. 
die Verwendung von Wasserstoff als Energieträger, 
untersucht. Grundlage für weitere Forschungsvor- 
haben bilden zwei im Auftrag des Bundesministe- 
riums für Forschung und Technologie erstellte Stu- 
dien über neue Sekundärenergiesysteme, die soeben 
fertiggestellt worden sind. 

Die zahlreichen Forschungsvorhaben zur rationelle- 
ren Verwendung von Energie sind im einzelnen in 
der Antwort der Bundesregierung vom 5. Mai 1975 
zu der Großen Anfrage betreffend rationelle und 
sparsame Energieverwendung dargestellt. 


II. 2. Welche wesentlichen Folgen ergäben sich 
aus einem zeitweiligen oder grundsätz- 
lichen Verzicht auf Kernenergienutzung 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

Wie bereits unter II. 1. dargelegt wurde, scheidet 
die Möglichkeit einer kurzfristigen Substitution der 
Kernenergie durch herkömmliche Kraftwerke prak- 
tisch aus. Wenn auf die 1980 erforderliche Kern- 
kraftwerksleistung von 20 000 MW, das sind 20 v. H. 
der dann vorgesehenen gesamten Kraftwerkskapa- 
zität, verzichtet würde, ergäbe sich eine Deckungs- 


lücke, die zu Rationierungsmaßnahmen oder partiel- 
len Abschaltungen führen müßte. 

Für den Zeitraum bis 1985 ist eine Zubauleistung 
von Kernkraftwerken auf 45 000 MW (gleich 30 v. H. 
der Kraftwerkskapazität) vorgesehen und notwen- 
dig. Bei einem grundsätzlichen Verzicht auf Kern- 
energie würde aus heutiger Sicht auch für diesen 
Zeitraum selbst bei Inkaufnahme erhöhter Versor- 
gungsrisiken durch den Mehreinsatz von öl und 
starker Kostenbelastungen der Volkswirtschaft eine 
Versorgungslücke entstehen. Dies ergibt sich aus 
folgendem Sachverhalt: 

Die Möglichkeiten der Wasserkraft sind in der Bun- 
desrepublik weitgehend ausgeschöpft. 

Bei Braunkohle ist bis 1985 keine wesentliche Pro- 
duktionssteigerung möglich. Die Vorkommen im 
Hambacher Forst sind erst nach 1985 voll verfügbar. 
Mit ihnen kann im wesentlichen nur die bisherige 
Gesamtförderung in der Bundesrepublik Deutschland 
aufrechterhalten werden. 

Ein bedeutenderes zusätzliches Erdgasangebot für 
den Einsatz in Kraftwerken ist aus heutiger Sicht 
nicht zu erwarten. Die inländische Förderung kann 
nicht mehr nennenswert gesteigert werden. Die Be- 
schaffung von zusätzlichen Importmengen ist ange- 
sichts des beschränkten Angebots, des hohen Preis- 
niveaus und des Wettbewerbs am Weltgasmarkt 
sehr schwierig. Darüber hinaus sollte Erdgas als be- 
sonders wertvoll und umweltfreundlich vor allem in 
den Bereichen Verwendung finden, in denen der 
größte Nutzeffekt zu erzielen ist, d. h. nicht in der 
Elektrizitätswirtschaft, sondern vor allem im Haus- 
halt. 

Ein Mehreinsatz von Mineralöl wäre energiepoli- 
tisch sehr bedenklich, da er die Risiken für die 
Energieversorgung weiter erhöhen würde. Eine 
solche Entwicklung würde den energiepolitischen 
Notwendigkeiten zur Verminderung der Abhängig-^ 
keit vom Öl diametral entgegenlaufen. Außerdem 
sind für den verstärkten Einsatz des Kuppelpro- 
dukts Heizöl in der Kraftwirtschaft Grenzen durch 
die Raffineriekapazitäten gesetzt. Die Anstrengun- 
gen in der Europäischen Gemeinschaft und in der 
Internationalen Energieagentur zur Verminderung 
der Versorgungsrisiken würden empfindlich gestört. 

Der verstärkten massiven Bereitstellung der Stein- 
kohle aus heimischer Produktion und vom Welt- 
markt her wären Grenzen gesetzt, öhne den Auf- 
schluß neuer Schachtanlagen wäre in den 80er 
Jahren zusätzlich eine Kohlemenge für den Einsatz 
in Kraftwerken von etwa 10 Mio t pro Jahr denk- 
bar. Dadurch könnten nur fünf der insgesamt er- 
forderlichen 45 Kernkraftwerke bis 1985 durch stein- 
kohlebefeuerte Kraftwerke ersetzt werden. Dies 
zeigt deutlich die Grenzen der Substitutionsmög- 
lichkeiten. 

Die Errichtung neuer Schachtanlagen für ein zusätz- 
liches Kohleangebot würde bei einer Bauzeit von 
etwa zehn Jahren erst für die Zeit nach 1985 voll 
relevant werden können. Angesichts der hohen 
Investitionskosten und des Arbeitskräfteproblems 
sind hier allerdings von vornherein relativ enge 
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Grenzen gesetzt. Neue Schachtanlagen könnten aus 
wirtschaftlicher Sicht grundsätzlich nur dann errich- 
tet werden, wenn ihr Absatz zu kostendeckenden 
Preisen auf mindestens 20 Jahre und damit die 
Amortisation der Investitionen gesichert ist. Auch 
zusätzliche Importmöglichkeiten dürften länger- 
fristig nur beschränkt gegeben sein; sie sind außer- 
dem mit Unsicherheitsfaktoren behaftet. 

Insgesamt kann die Steinkohle die Versorgungsauf- 
gaben der Kernenergie auch nicht annähernd über- 
nehmen. 

Im übrigen muß bedacht werden, daß auch fossil 
befeuerte Kraftwerke spezifische Umweltprobleme 
aufwerfen. 

Eine Deckungslücke im Elektrizitätsbereich würde 
sowohl den einzelnen Verbraucher elektrischen 
Stroms - gerade die Haushalte sind in vielen wich- 
tigen Dingen von der Elektrizitätsversorgung ab- 
hängig - wie die gesamte Volkswirtschaft sehr hart 
treffen. In erster Linie wären allerdings die Industrie 
als Verbraucher und hier insbesondere die techno- 
logisch fortgeschrittenen und wachstumsstärksten 
Industriezweige betroffen. Es wäre eine ernste Be- 
einträchtigung des gesamtwirtschaftlichen Wachs- 
tums und des Beschäftigungsstandes zu erwarten. 
Sie würde sicherlich über das Maß hinausgehen, das 
rein rechnerisch dem prozentualen Energieausfall 
entsprechen würde. Eine exakte Vorausschätzung 
ist nicht möglich. Bei einem international isolierten 
Versuch, die kostengünstige Kernenergie zu erset- 
zen, würde die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft gegenüber anderen Ländern beeinträch- 
tigt werden. 

Auch ein zeitweiliger Verzicht auf Kernenergie, 
etwa ein Zwei-Jahres-Moratorium für in Bau be- 
findliche Kernkraftwerke, verbunden mit einer zeit- 
weiligen Stillegung der gegenwärtig betriebenen 
Kernkraftwerke würde z. B. Ende 1978 eine Dek- 
kungslücke von rd. 10 000 MWe für die Volkswirt- 
schaft zur Folge haben. Die negativen volkswirt- 
schaftlichen Auswirkungen würden sich wegen der 
zeitlichen Verschiebung aller geplanten Projekte 
über den Zeitraum des Moratoriums hinaus aus- 
wirken. 

Ein zeitweiliger oder grundsätzlicher Verzicht auf 
die Kernenergienutzung in der Bundesrepublik 
Deutschland hätte neben den erheblichen Auswir- 
kungen auf unsere Energieversorgung auch noch 
schwerwiegende Folgen für wichtige Industrie- 
zweige. 

Die Kernindustrie ist zu einer Schlüsselindustrie 
geworden, in der zahlreiche Unternehmen, insbe- 
sondere der Elektroindustrie, des Maschinenbaues 
und der Chemie, teils unmittelbar, teils als Unter- 
auftragnehmer tätig sind. So wird zum Beispiel bei 
einem Kernkraftwerks auf trag nur etwa ein Drittel 
der Leistungen von der Herstellerfirma gestellt, der 
Rest entfällt auf rd. 300 Zulieferer. 

Insgesamt sind im Bereich der kerntechnischen In- 
dustrie einschließlich der für die Kernenergie 
tätigen staatlichen Organisationen heute in der 


Bundesrepublik Deutschland rd. 35 000 hauptsäch- 
lich hochqualifizierte Arbeitnehmer beschäftigt. 

Die Bundesrepublik Deutschland zählt heute in der 
Kerntechnik zu den führenden Ländern der Welt. 
Die hohe Leistungsfähigkeit unserer Kernindustrie 
ist weltweit anerkannt. Bereits ein nur zeitweiliger 
Verzicht auf die Nutzung der Kernenergie in der 
Bundesrepublik Deutschland würde der Kernindu- 
strie nicht nur inländische, sondern auch ausländi- 
sche Absatzmöglichkeiten nehmen. Denn es kann 
nicht davon ausgegangen werden, daß ausländische 
Abnehmer weiterhin in bisherigem Umfang deut- 
sche Kernkraftwerke importieren würden. Schon die 
vorhandenen Exportmöglichkeiten reichen nicht aus, 
um die deutsche .Kernindustrie angemessen zu be- 
schäftigen. 

Bei einem zeitweiligen Verzicht würde zumindest 
die Leistungsfähigkeit unserer Kernindustrie beein- 
trächtigt und die kerntechnische Lücke zum Aus- 
land erneut aufgerissen. Dies müßte im Laufe der 
Zeit zu einem Entwicklungsrückstand führen, der 
nicht mehr aufzuholen wäre und auch Auswirkun- 
gen auf andere Industrien haben würde. 

Die Entwicklung und spätere wirtschaftliche Ein- 
führung neuer Energietechnologien, wie z. B. Kohle- 
vergasung, Fernwärme, Fernenergie urnd Wasser- 
stofftechnik, würden erschwert, da sie auf die Per- 
spektive günstiger Wärmeerzeugungskosten ange- 
wiesen sind, wie sie die Kernenergie bietet. 

Die gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen einer 
solchen Entwicklung lassen sich quantitativ nicht 
abschätzen. Die Bundesregierung bereitet z. Z. die 
Vergabe einer Studie vor, in der die konkreten 
Folgen von Abstrichen beim Zubau von Kernkraft- 
werken untersucht werden sollen. In jedem Fall 
müßten erhebliche Auswirkungen auf Industrie - 
Struktur, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung 
erwartet werden. 


II. 3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, die beim Ausbau der Kern- 
energienutzung aufgetretenen Probleme 
zu überwinden? 

Die Einführung einer hochentwickelten Technologie 
wie der Kernenergie, die eine komplizierte Infra- 
struktur benötigt, bringt eine Vielzahl von Pro- 
blemen mit sich. Sie liegen zum Teil im Aufbau 
einer leistungsfähigen Industriestruktur und in der 
finanziellen Belastung, die der Übergang auf eine 
neue, investitionsintensive Technik hervorruft. Die 
Kerntechnik befindet sich darüber hinaus nach wie 
vor in einer dynamischen Entwicklung; der Über- 
gang von Forschung und Entwicklung in die wirt- 
schaftliche Anwendung ist fließend. Zu den techno- 
logischen, organisatorischen und finanziellen 
Problemen einschließlich der Uranversorgung, die 
daraus resultieren, hat die Bundesregierung in der 
Ersten Fortschreibung des Energieprogramms Stel- 
lung genommen. Sie hat dabei die konkreten Vor- 
aussetzungen, die für die geplante Nutzung der 
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Kernenergie rechtzeitig erfüllt werden müssen, 
deutlich gemacht. 

Soweit diese Probleme unter Sicherheitsgesichts- 
punkten relevant sind, werden sie, wie z. B. die 
nukleare Entsorgung in Frage V oder die Reaktor- 
sicherheitsforschung in Frage VIII, in den folgenden 
Ausführungen eingehend behandelt. 

Die Einführung der Kernenergie als einer neuen, 
komplizierten Technologie mit spezifischen Risiken 
stößt vielfach auf Widerstand in der Öffentlichkeit. 
Die Bundesregierung sieht in diesem Widerstand 
von Bürgerinitiativen und Einzelpersonen auch 
einen Ausdruck der Sorge um Gesundheit, Sicher- 
heit und Umwelt; dieses Umweltbewußtsein sowie 
die wachsende Bereitschaft des Bürgers, sich mit den 
Problemen unserer immer mehr auf den Mitteln der 
Technik aufbauenden gesellschaftlichen Lebens- 
weise auseinanderzusetzen, begrüßt die Bundes- 
regierung nachdrücklich. Gleichwohl ist sie der Mei- 
nung, daß nach Abwägung aller Argumente über 
die Zweckdienlichkeit von Infrastrukturinvestitio- 
nen, zu denen auch Kraftwerke gehören, nach den 
rechtsstaatlichen Regeln einer parlamentarischen 
Demokratie entschieden werden muß. 

Die Bundesregierung untersucht momentan die 
Möglichkeiten, wie bei behördlichen Entscheidungen 
dem Bedürfnis der Bevölkerung nach mehr Einblick 
und Mitwirkung Rechnung getragen werden kann, 
ohne daß dabei einzelne oder Interessengruppen die 
im öffentlichen Interesse notwendige Energiesiche- 
rung ungerechtfertigt in Frage stellen können (vgl. 
Antworten zu den Fragen IX. 1, IX. 2 und IX. 4). 

Die Bundesregierung hat ferner beschlossen, den 
Dialog mit der Bevölkerung zu fördern und durch 
verstärkte Informationen die Diskussion zu erleich- 
tern. Sie hat hierzu bereits folgende Vorhaben be- 
gonnen: 

— In den Jahren 1975 und 1976 soll mit Hilfe von 
Seminaren, Broschüren und Anzeigen ein mög- 
lichst breiter Kreis von interessierten Bürgern 
angesprochen werden. 

— Eine detaillierte Dokumentation über Nutzen 
und Gefahren der Kernenergie wird eingehende 
Information zu allen Fragen liefern, die im Zu- 
sammenhang mit der Abwägung der Vor- und 
Nachteile der Kernenergie diskutiert werden 
müssen. 

Außerdem wurden in den staatlichen Kern- 
forschungszentren Arbeitsgruppen gebildet, die den 
Dialog zwischen dem Bürger und den sachkundigen 
Wissenschaftlern vermitteln sollen. 

Darüber hinaus appelliert die Bundesregierung an 
alle demokratischen Parteien und an Kräfte des 
öffentlichen Lebens, das Ihre dazu beizutragen, Sim- 
plifizierung, Vorurteile und Emotionen abzubauen 
oder zu vermeiden und an einer sachlichen Informa- 
tion mitzuwirken. 


II. 4. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
Forderung der Kommission der EG, den 


Ausbau der Kernenergie auch in der 
Bundesrepublik Deutschland über die be- 
stehenden Planungen hinaus noch zu ver- 
stärken? 

Die ursprüngliche Zielvorstellung der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, in den Mitglied- 
staaten bis 1985 eine Kernkraftwerksleistung von 
insgesamt 200 000 MW zu installieren, wurde von 
der Bundesregierung - wie auch von anderen Mit- 
gliedstaaten - für nicht realisierbar gehalten. 

Zur Erreichung dieses Maximalzieles der Kommis- 
sion müßten nach deren Berechnung in der Bundes- 
republik 55 000 MW installiert werden. Die Bundes- 
regierung hält demgegenüber entsprechend der 
ersten Fort Schreibung des Energieprogramms eine 
Kernkraftwerkskapazität von 45 000 MW für erfor- 
derlich und möglich. Auch wenn in der ersten Fort- 
schreibung des Energieprogramms 50 000 MW als 
wünschenswert bezeichnet werden, sieht die Bun- 
desregierung die Begrenzungen, die im Bestand und 
den Erweiterungsmöglichkeiten an qualifiziertem 
Personal bei Betreibern, Gutachtern und Behörden 
liegen. 

Der Rat hat daher in seiner Entschließung vom 
17. Dezember 1974 über die Ziele der gemeinschaft- 
lichen Energiepolitik für 1985 den Vorschlag der 
Kommission modifiziert und von einer Leistung von 
mindestens 160 000 MW und, wenn möglich, 200 000 
MW gesprochen. 


III. Zu den Umweltauswirkungen von Kernkraft- 
werken 

III. 1. Wie beurteilt die Bundesregierung das 
Risiko kleiner Strahlendosen für Einzelne 
und die Gesamtbevölkerung? 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
menschliches Leben und seine Gesundheit vor dem 
technischen Fortschritt den Vorrang haben. Dies hat 
bei der Anwendung der Kernenergie in der dicht 
besiedelten Bundesrepublik zu extremen Schutzvor- 
kehrungen und zu gegenüber den Empfehlungen der 
internationalen Strahlenschutzkommission detail- 
lierteren Dosisrichtwerten für die Auslegung kern- 
technischer Anlagen geführt. 

Der derzeit angewandte Planungsrichtwert für die 
höchstzulässige Strahlenexposition am ungünstig- 
sten Ort in der Umgebung eines Kernkraftwerks 
beträgt 30 mrem Ganzkörperdosis pro Jahr (30 mrem 
Ganzkörperdosis pro Jahr an dem in bezug auf die 
Abluft ungünstigsten Ort und 30 mrem Ganzkörper- 
dosis an dem in bezug auf das Abwasser ungünstig- 
sten Ort. Sofern für Teilkörperdosen höhere Dosis- 
werte zugelassen sind - z. B. Schilddrüse: 90 mrem 
pro Jahr ~, sind diese dem Verhältnis der Strahlen- 
wirkung zwischen Teilkörper- und Ganzkörper- 
bestrahlung angepaßt und auf gleiche Wirkung be- 
zogen). Würden Einzelpersonen der Bevölkerung 
sich während ihres gesamten Lebens dauernd an 
diesem ungünstigsten Ort aufhalten, so würden sie 
im Laufe ihres Lebens insgesamt eine zusätzliche 
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Dosis von maximal etwa 2000 mrem erhalten (maxi- 
male Individualdosis). 

Die mittlere Strahlenexposition der Gesamtbevölke- 
rung durch kerntechnische Anlagen liegt zur Zeit 
um mehrere Zehnerpotenzen unter dieser maximal 
zulässigen Individualdosis. Bei Einhaltung dieser 
maximalen Individualdosis am ungünstigsten Ort 
ist unter Berücksichtigung des Zubaus kerntech- 
nischer Anlagen auch in Zukunft nicht damit zu 
rechnen, daß die mittlere Strahlenexposition der Ge- 
samtbevölkerung etwa ein Dreißigstel der maximal 
zulässigen Individualdosis, d. h. etwa 70 mrem im 
gesamten Leben bzw. etwa 30 mrem im Laufe einer 
Generationsdauer, übersteigt. 

Die folgenden Abschätzungen des zu erwartenden 
somatischen und genetischen Strahlenrisikos bei 
den obengenannten Dosiswerten gehen von der 
international üblichen Annahme aus, daß es keinen 
Schwellenwert der Dosis gibt, bei dessen Unter- 
schreitung die kanzerogene und mutagene Wirk- 
samkeit ionisierender Strahlen gleich Null wird. Die 
gleiche Annahme ist im übrigen auch auf kanze- 
rogene und mutagene Chemikalien in unserer Um- 
welt anzuwenden. 

Die für das somatische Strahlenrisiko bei kleinen 
Strahlendosen entscheidenden Strahlenschäden sind 
Krebs und Leukämie. Die gleichen Arten von Schä- 
den werden auch durch natürliche und andere zivi- 
lisatorische Einflüsse hervorgerufen und sind in 
ihrem Erscheinungsbild nicht unterscheidbar von 
einem strahlenbedingten Schaden dieser Art. Das 
beste Vergleichsmaß zur Beurteilung des zusätz- 
lichen, somatischen Strahlenrisikos der Bevölkerung 
durch den Betrieb von Kernkraftwerken ist daher 
das derzeitige gesamte Krebsrisiko einschließlich 
Leukämie in unserer Bevölkerung, das zur Zeit 
über 20 v. H. beträgt. 

Auf Grund der vorliegenden Erfahrungen bei Men- 
schen und Tieren über die kanzerogene Wirksam- 
keit ionisierender Strahlen ist bei der maximalen 
Individualdosis von 2000 mrem im Laufe des Lebens 
ein zusätzliches somatisches Strahlenrisiko durch 
börartige Spätschäden (Krebs, Leukämie) von we- 
niger als ein Zehntausendstel des derzeitigen mitt- 
leren Krebsrisikos in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu erwarten. Für die Gesamtbevölkerung ist 
bei einer zusätzlichen mittleren Lebenszeitdosis von 
70 mrem pro Kopf der Bevölkerung ein zusätzliches 
Strahlenrisiko von weniger als ein Dreihundert- 
tausendstel des derzeitigen Krebsrisikos in der 
Bundesrepublik Deutschland zu erwarten. 

Es muß deutlich sein, daß Aussagen über Risiko- 
erwartungen durch die Langzeitbelastung mit klei- 
nen Strahlendosen auf Abschätzungen der unter 
pessimistischen Annahmen allenfalls zu erwarten- 
den Wirkungen zurückgehen. Solche Schätzungs- 
ergebnisse können deshalb keinesfalls als konkret 
und mit Sicherheit zu erwartende Schadensergeb- 
nisse angesehen werden. 

Die Grundlage für die Beurteilung des genetischen 
Strahlenrisikos ist die spontane Mutationsrate beim 
Menschen. Bei einer Generationsdosis von 30 mrem 
ist eine Erhöhung der spontanen Mutationsrate beim 


Menschen um 0,03 bis 0,15 v. H. pro Generation zu 
erwarten. Davon entfällt nur etwa ein Drittel auf 
dominante Mutationen, die sich als Erbanomalien 
in den unmittelbar nach uns folgenden Generationen 
manifestieren könnten. 

Diese Schätzung des strahlengenetischen Risikos des 
Menschen beruht auf einer Extrapolation der Ergeb- 
nisse von Tierversuchen, wobei der unterschiedliche 
Gehalt an genetischem Material von Mensch und 
Tier soweit wie möglich berücksichtigt ist. 

Vergleichende Tierversuche zeigen im übrigen, daß 
bei Säugetieren die Form der Dosis-Effekt-Bezie- 
hung für ionisierende Strahlen und chemomutagene 
Fremdstoffe ähnlich ist. 

Zur Bewertung der zivilisatorischen Strahlenexposi- 
tion durch kerntechnische Anlagen und des damit 
verknüpften zusätzlichen Strahlenrisikos kann auch 
die natürliche Strahlenexposition der Bevölkerung 
herangezogen werden. Es gibt keine wissenschaft- 
lichen Hinweise für einen qualitativen und quanti- 
tativen Unterschied der biologischen Wirksamkeit 
von ionisierenden Strahlen aus natürlichen und zivi- 
lisatorischen bzw. sog. künstlichen Quellen. 

Die durch natürliche Strahlenquellen - einschließlich 
der natürlichen radioaktiven Stoffe im Baumaterial 
unserer Häuser - bedingte Lebenszeitdosis von Ein- 
zelpersonen der Bevölkerung schwankt in der Bun- 
desrepublik Deutschland im Bereich von etwa 7000 
bis 50 000 mrem und beträgt im Mittel etwa 10 000 
mrem. Die natürliche Strahlenexposition ist somit 
ein Vielfaches (etwa das 150fache) der durch Kern- 
kraftwerke zu erwartenden Strahlenexposition der 
Bevölkerung. 

Im übrigen sieht sich die Bundesregierung in ihrer 
Haltung bezüglich der Zumutbarkeit der Risiken 
kleiner Strahlendosen für die Bevölkerung durch 
den Spruch des Oberverwaltungsgerichtes Münster 
vom 20. Februar 1975 in einer Verwaltungsstreit- 
sache zum Kernkraftwerk Würgassen bestätigt. Das 
Gericht kommt dort insbesondere zu der Auffas- 
sung, daß mit dem Erlaß des Atomgesetzes und der 
Ersten Strahlenschutzverordnung der Gesetzgeber 
der Bevölkerung „die Tragung eines gewissen 
Strahlenrisikos auferlegt, wenn auch unter Auf- 
stellung von Strahlenschutznormen und Festsetzung 
von oberen Grenzwerten". Dabei stellt das Gericht 
fest, daß der Gesetzgeber durch die Ausgestaltung 
des § 7 Atomgesetz der Abhängigkeit des mit einer 
Ausweitung der Kerntechnik zugemuteten Risikos 
von der weiteren zeitlichen Entwicklung des tech- 
nischen Fortschrittes Rechnung getragen habe. Dies 
ergibt sich nach Auffassung des Gerichtes dadurch, 
daß im § 7 Atomgesetz eindeutig das Merkmal der 
„erforderlichen Vorsorge" in den Zusammenhang 
mit „dem Stand von Wissenschaft und Technik" 
gestellt ist. 


III. 2. Welche Belastungen ergeben sich am Lauf 
des weiteren Ausbaus der Kernenergie 

a) aus der Ableitung radioaktiver Stoffe 
bei Kernkraftwerken, Kernbrennstoff- 
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verarbeitungs- und Wiederaufarbei- 
tungsanlagen für die unmittelbare Um- 
gebung und für das gesamte Bundes- 
gebiet? 

b) durch die von der gesamten Kerntech- 
nik verursachte Strahlenbelastung der 
Bevölkerung für das Jahr 2000? 

Zu a) 

Die mittlere zusätzliche Strahlenbelastung der Be- 
völkerung durch die Ableitung radioaktiver Stoffe 
aus Kernkraftwerken, Kernbrennstoffverarbeitungs- 
und Wiederaufarbeitungsanlagen beträgt für das 
gesamte Bundesgebiet gegenwärtig weniger als 
1 mrem/Jahr (vgl. Drucksache 7/2510 vom 29. August 
1974, Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. 
Umweltradioaktivität). Zum Vergleich sei darauf 
hingewiesen, daß die natürliche Strahlenbelastung 
in der Bundesrepublik Deutschland, der alle Men- 
schen ausgesetzt sind, im Mittel 110 mrem/Jahr be- 
trägt, die mittlere Strahlenbelastung der Bevölke- 
rung durch die Röntgendiagnostik 50 mrem/Jahr. 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
durch geeignete Maßnahmen zu gewährleisten, daß 
die mittlere Strahlenbelastung der Bevölkerung 
durch die Ableitung radioaktiver Stoffe aus Kern- 
kraftwerken und sonstigen kerntechnischen Anlagen 
auch im Laufe des weiteren Ausbaus der Kern- 
energie bei höchstens 1 v. H. der natürlichen Strah- 
lenbelastung gehalten wird. Sie wird Möglichkeiten 
prüfen, durch neue Technologien, insbesondere im 
medizinischen Bereich, die Gesamtstrahlenbelastung 
der Bevölkerung zu vermindern. Die bisherigen Er- 
gebnisse der Untersuchungen der Abteilung für 
Strahlenhygiene des Bundesgesundheitsamtes über 
die Emissionen von Kernkraftwerken und sonstigen 
kerntechnischen Anlagen und der Untersuchungen 
des Instituts für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
des Bundesgesundheitsamtes zeigen, daß sich dieses 
Ziel erreichen läßt (vgl. auch Antwort zu b), zumal 
die Emissionen der Kernkraftwerke und sonstigen 
kerntechnischen Anlagen im Rahmen des tech- 
nischen Fortschritts durch Verbesserung der Brenn- 
elementumhüllung, Verbesserungen der Dichtigkeit 
des Primärkreislaufs und der Dekontaminations- 
wirkung von Abluftfiltern und Abwasserreinigungs- 
anlagen weiter verringert werden können. (Die 
Schwerpunkte der entsprechenden Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben im Strahlenschutzsektor sind 
in der Antwort zu Frage VIII. 1 mit enthalten.) 

Die Grenzwerte für die maximale Strahlenbelastung 
von Einzelpersonen in der Umgebung von kerntech- 
nischen Anlagen - Kernkraftwerke, Kernbrennstoff- 
verarbeitungs- und Wiederaufbereitungsanlagen - 
sind auf eine Strahlenbelastung von 30 mrem/Jahr 
über die Abluft (Abluftpfad), 30 mrem/Jahr über das 
Abwasser (Abwasserpfad) (vgl. Antwort zu Frage 
IIL 1) und auf eine maximale Schilddrüsenbelastung 
durch Radiojod von 90 mrem/Jahr festgelegt. Die 
Berechnung dieser Strahlenexposition hat für die 
ungünstigsten Stellen unter Berücksichtigung sämt- 
licher relevanter Belastungspfade einschließlich An- 
reicherungsketten zu erfolgen, unabhängig davon, 
ob die ungünstigsten Stellen tatsächlich besiedelt 
sind oder landwirtschaftlich genutzt werden. 


Diese Grenzwerte müssen bereits bei der Planung 
von kerntechnischen Anlagen als so weit wie mög- 
lich zu unterschreitende Werte zugrunde gelegt 
werden. Auch in dieser Auffassung sieht sich die 
Bundesregierung durch das bereits bei IIL 1. zitierte 
Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Münster be- 
stätigt. Daraus ergibt sich, daß dem bereits in der 
Ersten Strahlenschutzverordnung von 1960 enthalte- 
nen Grundsatz, „die Strahlenbelastung für Personen 
so gering wie möglich zu halten", auch im Verhält- 
nis zu den Festsetzungen „höchstzulässiger Dosen" 
eine grundsätzlich vorrangige Bedeutung beigemes- 
sen wird. 

Die „höchstzulässigen" Dosen sind nach Auffassung 
und Interpretation des Gerichtes als nach Möglich- 
keit zu unterschreitender Orientierungsmaßstab für 
das Verständnis des Grundsatzes „so gering wie 
möglich" anzusehen. Ein solcher Grundsatz wird bei 
der Planung kerntechnischer Anlagen stets berück- 
sichtigt. 

Da aufgrund dieser Auslegungsgrundsätze die tat- 
sächlichen Emissionen von kerntechnischen Anlagen 
im Mittel erheblich niedriger liegen als die geneh- 
migten Emissionen, wird die tatsächliche Strahlen- 
belastung von Einzelpersonen, die an der ungünstig- 
sten Stelle in der Umgebung einer kerntechnischen 
Anlage wohnen, durch die Abluft dieser Anlage 
auch beim weiteren Ausbau der Kernenergie deut- 
lich unterhalb der maximal zulässigen Grenzwerte 
liegen und bei Kernkraftwerken und Kernbrenn- 
stoffverarbeitungsanlagen höchstens einige wenige 
Millirem/Jahr betragen. Die Strahlenbelastung von 
Einzelpersonen, die ihren gesamten Trinkwasser- 
bedarf aus einem Fluß decken, in den das Abwasser 
von kerntechnischen Anlagen geleitet wird, wird 
auch bei weiterem Ausbau der Kernenergie einige 
Millirem/Jahr nicht überschreiten. Auch bei großen 
Wiederaufarbeitungsanlagen wird die tatsächliche 
Strahlenbelastung von Einzelpersonen an der un- 
günstigsten Stelle in der Umgebung unter den maxi- 
mal zulässigen Grenzwerten liegen. 

Die Strahlenbelastung der Bevölkerung in der 
nahen Umgebung kerntechnischer Anlagen - also 
im Umkreis von etwa 3 km um die Anlage - beträgt 
im Mittel weniger als 20 vom Hundert der Strah- 
lenbelastung, der Einzelpersonen an der ungünstig- 
sten Stelle in Hauptwindrichtung ausgesetzt sind. 

Die Strahlenbelastung durch Direktstrahlung aus 
Kernkraftwerken und Kernbrennstoffverarbeitungs- 
anlagen ist vernachlässigbar klein, weil die Bereiche 
hoher Strahlungsintensität in den Anlagen sehr 
stark abgeschirmt sind. Die Direktstrahlung muß da- 
gegen bei Lagern für radioaktive Abfälle und bei 
Beschleunigeranlagen - das sind Anlagen, die medi- 
zinisch oder rein wissenschaftlich genutzt werden - 
mit berücksichtigt werden, damit die Strahlen- 
belastung der Bevölkerung sich in den oben genann- 
ten Grenzen hält. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundes- 
tag im Herbst dieses Jahres im Rahmen des jähr- 
lichen Berichts „Umweltradioaktivität und Strahlen- 
belastung" Angaben über Mittel- und Höchstwerte 
der zusätzlichen Strahlenbelastung in der Um- 
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gebung der in der Bundesrepublik in Betrieb be- 
findlichen Kernkraftwerke und sonstigen kerntech- 
nischen Anlagen vorlegen. 

Zu b) 

Untersuchungen über die zu erwartenden zukünf- 
tigen radiologischen Umweltbelastungen in der 
Bundesrepublik Deutschland haben ergeben, daß die 
von der gesamten Kerntechnik bei ihrem vorge- 
sehenen Ausbau verursachte Strahlenbelastung der 
Bevölkerung der Bundesrepublik auch im Jahre 
2000 im Mittel nicht mehr als 1 v. H. der natürlichen 
Strahlenbelastung betragen wird, wenn bei den 
großen Wiederaufbereitungsanlagen Tritium, Kryp- 
ton 85 und Radiojod zunächst weitgehend und nach 
der vorgesehenen weiteren Verbesserung der Tech- 
nologie der Rückhaltung dieser Radionuklide nahe- 
zu vollständig zurückgehalten werden. 

Die Bundesregierung bereitet entsprechende Emp- 
fehlungen und Richtlinien für die erforderlichen 
Rückhaltefaktoren vor. Unter Berücksichtigung des 
heutigen Standes und der absehbaren Entwicklung 
dieser Technologien werden diese Verfahren recht- 
zeitig zur Verfügung stehen. Im übrigen übersteigt 
die Strahlenbelastung durch die Medizin diejenige 
durch die Kernenergienutzung um ein Vielfaches. 
Auch hier wird die Bundesregierung die Möglich- 
keiten prüfen, durch neue Technologien die Gesamt- 
strahlenbelastung der Bevölkerung zu vermindern. 


ITT. 3. Welche sonstigen Umweltbeeinträchtigun- 
gen lassen kerntechnische Anlagen er- 
warten? Was unternimmt die Bundes- 
regierung, um diese möglichst klein zu 
halten? Wie sind die Umweltbeeinflus- 
sungen bei anderen Energieträgern im 
Vergleich zur Kernenergie zu werten? 

Beim Betrieb von Leichtwasserkernkraftwerken 
kann nur ein Anteil von etwa 30 v. H. der durch die 
Kernspaltung erzeugten Wärmeenergie in nutzbare 
Energie umgewandelt werden, bei fossil befeuerten 
Kraftwerken liegt dieser Nutzungsgrad etwas 
höher. Der nicht nutzbare Anteil wird in Form von 
Abwärme an die Umwelt abgegeben. Zunächst sind 
die Oberflächengewässer zur Wärmeableitung ge- 
nutzt worden. Die Wärmekapazität der Flüsse ist 
jedoch weitgehend erschöpft. Es kommen deshalb 
heute überwiegend Naßkühl türme zum Einsatz, wel- 
che das zur Wärmeabfuhr an die Atmosphäre über 
Verdunstung benötigte Wasser dem Fluß entziehen 
und damit die Abflußmenge des Flusses verringern, 
dabei aber auch eine Restwärmemenge in den Fluß 
einleiten. Der Hauptanteil der Abwärme eines 
Kraftwerkes wird bei dieser Rückkühlung in die 
Atmosphäre abgeleitet. Dadurch werden Wärme 
und Wasserdampf örtlich konzentriert emittiert. 

Bei den in Entwicklung befindlichen Trockenkühl- 
türmen dagegen wird es möglich werden, die über- 
schüssige Abwärme von Kraftwerken unabhängig 
von Oberflächengewässern trocken an die Atmo- 
sphäre abzugeben. 

Die möglichen Beeinträchtigungen des Klimas beim 
Einsatz der heute üblichen Naßkühltürme beschrän- 


ken sich auf die unmittelbare Umgebung eines 
Kühlturmes. Sie können in geringem Umfang zu 
einer Zunahme der Regenmenge und der Luftfeuch- 
tigkeit sowie zu einer Abnahme der Sonnenschein- 
dauer führen. Die mittleren Veränderungen der 
klimatischen Verhältnisse in der Umgebung eines 
Naßkühl turmes eines Kraftwerkes mit einer instal- 
lierten Kühlturmleistung von etwa 2000 MW lassen 
sich, wie folgt, schätzen: Nach dem Stand der heu- 
tigen Kenntnisse kann unter dem Einfluß der 
Wasserdampf f ahne die Beschattungszeit um rund 
1 bis 5 Minuten pro Tag ansteigen, die relative 
Luftfeuchte am Boden höchstens um 1 v. H. zuneh- 
men und die Regenmenge im Umkreis von 2 km 
um weniger als 5 v. H. ansteigen. Eine Zunahme der 
Lufttemperatur am Erdboden wird als nicht meßbar 
eingeordnet. 

In einem konkreten Genehmigungsverfahren wer- 
den unter Berücksichtigung der jeweiligen lokalen 
Verhältnisse die zu erwartenden Auswirkungen ge- 
nau analysiert. 

Die Bundesregierung hat im Frühjahr 1974 die Ab- 
wärmekommission gebildet. Diese soll in interdis- 
ziplinärer Zusammenarbeit die Abwärmeprobleme 
analysieren und planerische und technische Maß- 
nahmen zur Problemlösung, insbesondere im Hin- 
blick auf die ökologischen und ökonomischen 
Aspekte, erarbeiten. In einer groß angelegten Mo- 
delluntersuchung zur Vervollständigung der vor- 
handenen Kenntnisse über die anthropogene 
Wärmebelastung der Atmosphäre im Oberrhein- 
gebiet werden Abwärmekataster und Energieein- 
sparungsmöglichkeiten, regionale und lokale klima- 
tologische Probleme, energiewirtschaftliche Konse- 
quenzen und Technologiefolgeabschätzungen sowie 
Fragen der Kühlregie untersucht werden. 

Im Vergleich zu den Umweltbeeinflussungen bei 
Verwendung anderer Energieträger, insbesondere 
beim Einsatz fossiler Brennstoffe, ist die der Kern- 
kraftwerke trotz ihrer radioaktiven Emissionen im 
Normalbetrieb vergleichsweise günstig. Die bei der 
Verbrennung von Kohle, Heizöl oder Erdgas ent- 
stehenden Schadstoffe, wie z. B. Kolendioxid, 
Schwefeldioxid, Stickoxide und staubförmige Luftver- 
unreinigungen sowie der mit der Verbrennung ver- 
bundene Sauerstoffverbrauch entfallen beim Betrieb 
von Kernkraftwerken. 

Detaillierte Untersuchungen über die Umweltbeein- 
flussungen durch verschiedene Energieträger sind 
von mehreren Stellen durchgeführt worden. Die 
Bundesregierung verweist zu diesem Thema bei- 
spielsweise auf eine Studie des Kernforschungszen- 
trums Karlsruhe sowie den Bericht einer voni 
Bundesminister des Innern eingesetzten Projekt- 
gruppe 3). 

2) Bericht KFK 2103 UF, Institut für angewandte System- 
technik und Reaktorphysik, „Zusammenstellung der in 
der Bundesrepublik Deutschland durch die Erzeugung 
und den Verbrauch von Energie bedingten Auswir- 
kungen auf die Umwelt und die legislativen und tech- 
nischen Maßnahmen zu ihrer Verminderung", Dezem- 
ber 1974 

3) „Umweltbrief" Nr. 9 des Bundesministers des Innern, 
Projektgruppenbericht „Umwelt und Energie", 15, No- 
vember 1974 
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IV. Zum Risiko von Stör fällen 

IV. 1. Wie beurteilt die Bundesregierung das 
Risiko aus Störfällen in kerntechnischen 
Einrichtungen? 

Nach welchen Kriterien beurteilt die Bun- 
desregierung insbesondere die Zumutbar- 
keit des daraus resultierenden Risikos für 
den Einzelnen und die Vertretbarkeit des 
Gesamtrisikos für die Bevölkerung? 

Die Analyse des Ablaufes und der Auswirkungen 
möglicher Störfälle in kerntechnischen Einrichtungen 
wird mit einer Konsequenz und Perfektion durchge- 
führt, die in der Geschichte der Technik ohne Bei- 
spiel ist und die für andere industrielle Bereiche, 
die ebenfalls potentielle Gefahren für die Öffent- 
lichkeit einschließen, völlig neue Maßstäbe setzt. 

Ausgangspunkt der Störfalluntersuchungen z. B. für 
ein Kernkraftwerk ist die Frage, auf welchen Wegen 
und durch welche Arten technischen und mensch- 
lichen Versagens die in den Brennelementen und 
zusätzlich im Kühlsystem eingeschlossenen radio- 
aktiven Spaltprodukte in die Umgebung gelangen 
können. Ergänzend zu dieser deduktiven Analyse 
werden in einem induktiven Ansatz die Folgen des 
Versagens aller wichtigen Einzelkomponenten und 
Teilsysteme untersucht, um auch wenig offenkun- 
dige Störfallmöglichkeiten durch Folgeschäden an 
anderen Systemen aufzudecken. Die im Rahmen von 
Störfallanalysen gestellten Anforderungen an das 
Verständnis der physikalischen Vorgänge und ins- 
besondere des strukturellen Verhaltens der Bau- 
elemente haben zu einer erheblichen Weiterent- 
wicklung des Standes von Wissenschaft und Tech- 
nik in einer Reihe klassischer Ingenieurdisziplinen 
geführt. 

Die Vorsorge gegen Störfallschäden erfolgt in meh- 
reren Stufen: 

Die erste Stufe besteht darin, daß äußerste Anstren- 
gungen unternommen werden, um eine große 
Sicherheit und Zuverlässigkeit der Betriebssysteme 
zu gewährleisten und auf diese Weise auslösende 
Störfallursachen zu vermeiden. Diesem Zweck die- 
nen sowohl spezielle technische, an Ergebnissen der 
Störfallanalyse orientierte Anforderungen als auch 
insbesondere Maßnahmen zur Überwachung der 
Auslegung, der Fertigung und des Betriebsverhal- 
tens aller wichtigen Systeme und Komponenten. 

Wenn Betriebssysteme dennoch versagen oder in 
gefährliche Betriebszustände hineinlaufen sollten, 
so greift als zweite Stufe ein ausgeklügeltes Schutz- 
system ein, das beim überschreiten vorgegebener 
Grenzwerte oder Anzeichen von Störungen eine 
Abschaltung und weitere Maßnahmen einleitet, die 
die gesamte Anlage in einen Zustand überführen, 
der eine Schadensausweitung verhindert. 

In der dritten Schutzstufe wird davon ausgegangen, 
daß die genannten Schutzsysteme eine Schadensaus- 
weitung nicht verhindern konnten und daß beson- 
dere Maßnahmen zur Gewährleistung der Kühlung 
des Reaktorkerns, der Energieversorgung wesent- 
licher Hilfssysteme und des Einschlusses eventuell 
aus den Brennelementen und aus dem Kühlkreis 
entwichener radioaktiver Spaltprodukte erforder- 


lich werden. Für diesen Fall werden besondere 
Sicherheitseinrichtungen wie Notkühlsysteme, Not- 
stromversorgungseinrichtungen und ein druckfester 
und gasdichter Sicherheitsbehälter um die gesamte 
Reaktoranlage vorgesehen. Es werden ferner be- 
sondere Maßnahmen und bauliche Vorkehrungen 
getroffen, um auch bei äußeren Einwirkungen, z. B. 
Flugzeugabsturz, Explosionsdruckwellen oder Sabo- 
tage, eine Freisetzung von radioaktiven Spaltpro- 
dukten zu verhindern, 

Störungen, die durch menschliches Versagen des 
Bedienungspersonals ausgelöst werden, münden 
stets in ein Überschreiten zulässiger Betriebsgren- 
zen oder ein Versagen von Systemen ein und wer- 
den deshalb wie andere Störfälle in ihren Auswir- 
kungen begrenzt. 

Bei der Bewertung der Wirksamkeit der dargestell- 
ten Maßnahmen zur Schadensvorsorge stellt sich 
die Frage der Vollständigkeit der betrachteten Stör- 
fallvarianten und der Perfektion des Verständnisses 
kausaler Störfallzusammenhänge, In diesem Zusam- 
menhang sind die grundlegenden, auf das Verständ- 
nis von Störfallabläufen ausgerichteten Forschungs- 
arbeiten in den letzten zwanzig Jahren zu erwäh- 
nen, die vor allem in den Vereinigten Staaten und 
in den letzten Jahren auch in zunehmendem Maße 
in der Bundesrepublik durchgeführt wurden. In 
zahlreichen Ländern der Welt wird ferner am weite- 
ren Verständnis der Feinstruktur möglicher Störfall- 
vorgänge intensiv weitergearbeitet, um eine kon- 
tinuierliche Weiterentwicklung und Optimierung 
von Sicherheitsmaßnahmen zu ermöglichen. 

Zusätzlich ist zu bedenken, daß inzwischen zahl- 
reiche Forscher, Spezialisten der Industrie, Experten 
der technischen Überwachung und Fachleute in den 
Behörden vieler Länder im Rahmen von For- 
schungsarbeiten und von atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren das Spektrum möglicher Störfälle 
immer wieder unabhängig durchdacht und analysiert 
haben. Dadurch ist die Gefahr, daß schwerwiegende 
Störfallmöglichkeiten übersehen worden sind, sehr 
gering. 

Trotzdem wird der Unvollständigkeit menschlichen 
Denkens und menschlichen Vorstellungsvermögens 
von komplexen Störfallverkettungen durch Berück- 
sichtigung grundsätzlicher Anforderungen an die 
Auslegung von Sicherheitseinrichtungen in der 
Weise Rechnung getragen, daß ein weites Feld auch 
solcher Störfälle, an die zunächst keiner gedacht 
hat, mit abgesichert wird. Solche Anforderungen 
sind zum Beispiel die Mehrfachauslegung und räum- 
liche Trennung wesentlicher Sicherheitseinrichtun- 
gen sowie die Verwendung unterschiedlicher Kon- 
struktionsprinzipien bei mehrfach vorhandenen 
Sicherheitseinrichtungen. 

Die im Hinblick auf äußere Einwirkungen und Sabo- 
tage getroffenen Vorsorgemaßnahmen und insbe- 
sondere der gasdichte und druckfeste Einschluß der 
Reaktoranlage in einem Sicherheitsbehälter decken 
zusätzlich ein breites Spektrum eventuell übersehe- 
ner Störfälle mit ab. 

Eine letzte Vorsorgemaßnahme besteht darin, daß, 
unbeschadet aller Sicherheitsmaßnahmen an und in 
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der Anlage, in einer hypothetischen Grenzbetrach- 
tung die Auswirkungen einer Freisetzung eines er- 
heblichen Teiles der im Reaktorkern vorhandenen 
radioaktiven Spaltprodukte in die Umgebung der 
Anlage untersucht werden. Auf dieser Grundlage 
werden Maßnahmen z. B. im Rahmen des Katastro- 
phenschutzes vorgeplant, insbesondere mit den be- 
reits in anderem Zusammenhang geschaffenen Ein- 
richtungen des „ABC-Schutzes", des Sanitätswesens, 
der Bergung und Betreuung, die geeignet sind, auch 
bei einer Freisetzung radioaktiver Spaltprodukte die 
Schadens auswirkungen zu mindern. Hierzu sind vom 
Länder aus schuß für Atomkernenergie gemeinsam 
mit den Innenministerien der Länder „Rahmenemp- 
fehiungen für den Katastrophenschutz in der Um- 
gebung kerntechnischer Anlagen" beschlossen. Aus 
dieser sehr weitgehenden Vorsorge dürfen aber 
keine falschen Schlüsse gezogen werden. Eine solche 
Spaltproduktfreisetzung kann nur durch extreme Er- 
eignisse ausgelöst werden, die so unwahrscheinlich 
sind, wie etwa schwerste Naturkatastrophen, und 
die beispielsweise in anderen potentiell gefährlichen 
industriellen Bereichen bislang völlig außer Betracht 
bleiben. 

Die praktische Erfahrung mit kerntechnischen Anla- 
gen kann wegen der im Verhältnis zur bisherigen 
Betriebsdauer sehr viel niedrigeren Eintrittswahr- 
scheinlichkeit für Störfälle nicht als wissenschaft- 
licher Beweis für die Richtigkeit der Sicherheitsana- 
lysen gelten. Eine beispielsweise beim Verkehr ge- 
bräuchliche, aussagefähige Unfallstatistik liegt im 
Kernenergiesektor nicht vor und kann auch nicht 
abgewartet werden, weil bei kleinen Störfallhäufig- 
keiten von beispielsweise 1 : 1 000 000/Jahr zahl- 
reiche Anlagen über außerordentlich lange Zeit- 
räume betrieben werden könnten, ohne statistisch 
auswertbare Erfahrungen zu zeitigen. 

Die vorliegenden Betriebserfahrungen mit zahlrei- 
chen Reaktoren und Kernkraftwerken in der 30 jäh- 
rigen Geschichte der friedlichen Kernenergienutzung 
geben aber immerhin einen gewissen Hinweis auf 
die erreichte Sicherheit. Bislang ist in keinem Fall 
durch einen Störfall in einer kerntechnischen An- 
lage eine Person außerhalb der Anlage zu Schaden 
gekommen. Störfälle sind zwar aufgetreten, sie wur- 
den aber durch die vorhandenen Schutzeinrichtun- 
gen in ihren Auswirkungen sicher begrenzt. Es hat 
allerdings auch Störfälle gegeben, die anders ab- 
liefen, als aufgrund theoretischer Prognosen zu er- 
warten gewesen wäre, weil bestimmte, zufällige und 
kausale Wechselwirkungen übersehen wurden. In 
diesen Fällen hat sich die systematische Stufung 
und der integrale Charakter der Sicherheitsmaßnah- 
men bewährt, so daß auch unerwartete Ereignisse 
beherrscht wurden. 

Die Erfahrungen mit Anlagen des Brennstoffkreis- 
laufs, insbesondere Anlagen zur Plutoniumverarbei- 
tung und zur Wiederaufbereitung von Brennelemen- 
ten, sind geringer. Da aber die prinzipiellen Pro- 
bleme und die zugeordneten Maßnahmen zur Scha- 
densvorsorge in analoger Weise wie bei Kernkraft- 
werken gesehen werden, besteht kein Grund zu 
einer unterschiedlichen Risikobewertung. 


Mit der Festlegung von Art und Umfang der erfor- 
derlichen Vorsorgemaßnahmen gegen Schäden in 
einer kerntechnischen Anlage wird allerdings im- 
pliziert stets eine Risikoentscheidung getroffen, weil 
jenseits des abgesicherten Bereiches stets theore- 
tische Schadensmechanismen verbleiben, die zwar 
äußerst unwahrscheinlich, aber doch physikalisch 
möglich sind. Das heißt, es verbleibt stets ein Rest- 
risiko. Dies ist eigentlich ein selbstverständlicher 
und auch aus anderen Gefährdungsbereichen geläu- 
figer, aber meist nicht bewußt wahrgenommener 
Sachverhalt. Die offene Diskussion um ein Rest- 
risiko in der Kerntechnik erweckt deshalb vielfach 
den falschen Eindruck, als handle es sich um ein 
neuartiges und nur für die Kerntechnik typisches 
Problem. 

Die Frage der Zumutbarkeit von Risiken ist stets 
eine güterabwägende Frage. Bezugspunkt sind die 
übrigen Lebensrisiken und speziell die Risiken aus 
der Industrialisierung und Technisierung unserer 
Umwelt. Von besonderer Bedeutung für die Bewer- 
tung der kerntechnischen Risiken ist das Risiko, das 
sich durch die Schadstoffe, die bei vermehrter Nut- 
zung alternativer fossiler Energien anfallen, oder 
gar aus einem Verzicht auf eine ausreichende Siche- 
rung des Energiebedarfs ergibt. So überschreitet 
heute die Konzentration an Schadstoffen, wie SO 2 , 
in Ballungsgebieten die zulässigen Werte stellen- 
weise schon erheblich, obwohl für die Einzelanlagen 
die maximal zulässigen Grenzwerte eingehalten 
werden. Ein zusätzlicher Einsatz fossiler Energie- 
träger könnte diese Situation noch verschlechtern. 

Die behördlichen Entscheidungen im atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren über die erforderlichen 
Vorsorgemaßnahmen fußen, wie in anderen Verwal- 
tungsverfahren, wo sicherheitstechnische Entschei- 
dungen zu treffen sind, auf dem Stand von Wissen- 
schaft und Technik, der durch einschlägige Regeln 
der Technik geprägt und zusätzlich durch Sachver- 
ständigengutachten festgestellt wird. Die Empfeh- 
lungen der Sachverständigen erfolgen im Bewußt- 
sein des großen Gefährdungspotentials kerntechni- 
scher Einrichtungen sowie der besonderen An- 
sprüche der Öffentlichkeit an die Sicherheit kern- 
technischer Einrichtungen. Sie werden außerdem auf 
der Grundlage von Erfahrung sowie der Kenntnis 
vergleichbarer Risiken und zugeordneter Schutzmaß- 
nahmen in anderen Bereichen getroffen. So findet 
indirekt eine Bezugnahme der in der Kerntechnik 
erhobenen Sicherheitsanforderungen auf die in viel- 
fältigen und komplexen Wechselwirkungen zwi- 
schen technischer und industrieller Entwicklung 
einerseits und gesellschaftlichen Reaktionen ande- 
rerseits historisch gewachsenen Sicherheitsansprüche 
statt. 

Mit der in der letzten Zeit viel zitierten, im Auftrag 
der amerikanischen Atomenergiebehörde erstellten 
Rasmussen-Studie (vgl. auch Antwort zu Frage IV. 2) 
ist erstmals der Versuch unternommen worden, in 
umfassender Weise das durch Störfälle an kerntech- 
nischen Anlagen bedingte Risiko zu quantifizieren. 
Die Anwendung quantitativer Risikoerwägungen 
zur Beurteilung der nach dem Atomgesetz erforder- 
lichen Schadensvorsorge würde eine von der gegen- 
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wärtig praktizierten Beurteilungsmethode der Ge- 
nehmigungsbehörden und der von ihr herangezoge- 
nen Sachverständigen abweichende, ganz neue Lo- 
gik einführen. Dazu ist die Methode jedoch bei wei- 
tem noch nicht ausreichend entwickelt. 

Obwohl also derzeit keine Möglichkeit, aber auch 
keine Notwendigkeit besteht, Genehmigungsent- 
scheidungen maßgebend auf Risikoabschützungen 
abzustützen, bemüht sich die Bundesregierung um 
die Schaffung der Voraussetzungen für quantitative 
Risikovergleiche und -Bewertungen. Sie sucht damit 
neue Formen der Darstellung und der Verständi- 
gung über den komplexen Prozeß der erforderlichen 
Güterabwägung. 


IV. 2. In welchem Umfang können die in der 
Rasmussen-Studie enthaltenen Bewertun- 
gen der Störfallrisiken von Kernkraftwer- 
ken für die Verhältnisse in der Bundes- 
republik Deutschland übertragen werden? 

Welche vergleichbaren Untersuchungen 
werden in der Bundesrepublik angestellt? 

Die im Auftrag der amerikanischen Atomenergie- 
kommission (USAEC) von einer großen Experten- 
gruppe in mehrjähriger Arbeit erstellte Rasmussen- 
Studie (WASH 1400) enthält eine Untersuchung des 
Störfallrisikos je eines amerikanischen Druck- und 
Siedewasserreaktors an einem für amerikanische 
Verhältnisse typischen Standort. Das Endergebnis 
der Studie ist eine Zuordnung störfallbedingter 
Schäden und ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit. Dieser 
Darstellung werden Angaben über Risiken aus an- 
deren Lebensbereichen, die ebenfalls durch Scha- 
densausmaß und Eintrittswahrscheinlichkeit gekenn- 
zeichnet werden, gegenübergestellt. Daraus wird in 
der Studie die Schlußfolgerung gezogen, daß Kern- 
kraftwerke nur einen vernachlässigbaren Beitrag 
zum ohnehin bestehenden Gesamtrisiko leisten. 

Die Rasmussen-Studie ist Gegenstand weltweiter 
wissenschaftlicher Auseinandersetzungen. Da für die 
Erstellung der Studie zahlreiche vereinfachende An- 
nahmen getroffen werden mußten, wird insbeson- 
dere diskutiert, wie groß die Unsicherheit der gefun- 
denen Ergebnisse ist. Auch konnte in der Studie der 
Bereich von absichtlich herbeigeführten Störungen 
nicht behandelt werden, sofern derartige Eingriffe 
nicht ohnehin durch die Sicherheitsmaßnahmen mit 
abgedeckt sind (vgl. hierzu auch die Antworten zu 
den Fragen IV. 1 und VI.l). Darüber hinaus unter- 
scheiden sich die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gebauten Kernkraftwerke in technischer Hin- 
sicht von den von Rasmussen untersuchten amerika- 
nischen Anlagen. Aufgrund der höheren Anforde- 
rungen an die Mehrfachauslegung wichtiger Sicher- 
heitsreinrichtungen bei deutschen Kernkraftwerken 
sind teilweise geringere Ausfallraten zu erwarten. 
Andererseits könnten Auswirkungen von Störfällen 
wegen der vergleichsweise höheren Besiedlungs- 
dichte um deutsche Kernkraftwerke höher sein. Das 
Institut für Reaktorsicherheit (IRS) und das Labora- 
torium für Reaktorregelung und Anlagensicherung 
(LRA) untersuchen in einer gemeinsamen Studie, ob 


und in welchem Umfang Ergebnisse der Rasmussen- 
Studie auf die deutschen Verhältnisse übertragbar 
sind. Ein ad hoc-Ausschuß von Spezialisten wird zu 
den Ergebnissen der Vergleichsstudie Stellung neh- 
men. Die Reaktorsicherheitskommission befaßt sich 
ebenfalls mit der Rasmussen-Studie und prüft mög- 
liche Rückwirkungen auf die deutsche Genehmi- 
gungspraxis. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Untersuchungen 
von IRS und LRA soll im Rahmen des Forschungs- 
programms Reaktorsicherheit eine der Rasmussen- 
Studie vergleichbare Untersuchung für typische 
deutsche Kernkraftwerke erstellt werden. Parallel 
dazu sollen in einem Forschungsprojekt „Risiko und 
Zuverlässigkeit" die methodischen Grundlagen für 
Risikoanalysen weiterentwickelt werden mit dem 
Ziel, die Fehlerbandbreite des Endergebnisses ge- 
nauer zu quantifizieren und einzuengen. 

Der Bundesminister des Innern ist darüber hinaus 
bemüht, im Rahmen eines Projektes „Risikostrate- 
gie" eine möglichst exakte Quantifizierung aller mit 
der Kernenergie verbundenen Risiken vorzuneh- 
men. Die Methoden der Risikoermittlung für Stör- 
fälle in Kernkraftwerken sollen auch auf die Ein- 
richtungen des Brennstoffkreislaufes übertragen 
werden. Daraus soll langfristig eine Gesamtbewer- 
tung der Risiken der Kernenergie durch Vergleich 
mit anderen Risiken der Technik und des Lebens so- 
wie durch Gegenüberstellung des Nutzens der Kern- 
energie abgeleitet werden. Eine derartige Gesamt- 
bewertung soll ferner Hinweise geben, ob, wo und 
gegebenenfalls durch welche Maßnahmen das Rest- 
risiko der gesamten Kernenergie effektiv und sinn- 
voll weiter verringert werden kann. 


IV. 3. Unterscheiden sich die Sicherheitspro- 
bleme bei neuen Reaktortypen von denen 
der heute in der Bundesrepublik über- 
wiegend errichteten Leichtwasserreak- 
toren? 

Ist sichergestellt, daß mit der Verfolgung 
des Energieprogramms der Bundesregie- 
rung auf der Basis der Leichtwasserreak- 
toren nicht bereits Entscheidungen über 
fortgeschrittene Technologien, insbeson- 
dere Schnelle Brüter, vorweggenommen 
werden? 

Die Aufgabe der Gewährleistung der Sicherheit von 
Reaktoren besteht grundsätzlich darin, erforder- 
lichenfalls bei allen in Frage kommenden Betriebs- 
und Störfallsituationen die Anlage abzuschalten 
(d. h. den Kernspaltungsprozeß rasch zu stoppen), 
die auch nach Abschaltung des Reaktors noch an- 
fallende Nachzerfallsleistung (Wärme) abzuführen 
(d. h. den Reaktorkern zu kühlen) und eine Frei- 
setzung radioaktiver Stoffe, insbesondere der in den 
Brennstäben enthaltenen Spaltprodukte bzw. des 
Kernbrennstoffes selbst, zu verhindern. 

Hierfür sind bei allen Reaktortypen Abschaltsy- 
steme, Kühlkreisläufe und Notkühleinrichtungen 
sowie Maßnahmen zum Schutz der Integrität des 
Primärsystems, in welchem das den Wärme erzeu- 
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genden Reaktorkern kühlende Primärkühlmittel zir- 
kuliert, vorgesehen. 

Je nach Reaktortyp und Anlagenkonstruktion unter- 
scheiden sich die in der Störfallanalyse zu unter- 
suchenden einzelnen Störfälle hinsichtlich der 
möglichen auslösenden Ereignisse, ihres Ablaufs und 
ihrer Konsequenzen und bestimmen damit die An- 
forderungen an die jeweiligen Sicherheits- und 
Schutzsysteme. Es würde den Rahmen dieser An- 
frage sprengen, auf die einzelnen Unterschiede im 
Detail einzugehen. Beispielhaft sei deshalb nur auf 
die unterschiedlichen physikalischen, chemischen 
und kernphysikalischen Eigenschaften der bei Leicht- 
wasser-, Hochtemperatur- und Brutreaktor verwen- 
deten Kühlmittel Wasser, Helium bzw. Natrium hin- 
gewiesen. Im Zusammenwirken mit der Auslegung 
des Reaktorkerns bedingen diese auch ein unter- 
schiedliches Verhalten bei raschen Leistungsände- 
rungen oder Kühlmittelverluststörfällen. Pauschal 
bleibt festzuhalten, daß jeder der genannten Typen 
gegenüber den anderen in sicherheitstechnischer 
Hinsicht Vor- und Nachteile hat. Die Bundesregie- 
rung ist jedoch bemüht, bei allen Typen ein mög- 
lichst gleichmäßig hohes Niveau integraler Sicher- 
heit zu erzielen und vertritt die Auffassung, daß 
dies unter sorgfältiger Beachtung der jeweils typ- 
spezifischen Probleme und darauf abgestellter 
Schutzmaßnahmen grundsätzlich möglich ist. Sicher- 
heitsfragen gehören deshalb zu den wichtigsten Be- 
dingungen bei der Entwicklung der neuen Reaktor- 
linien. 

Wegen der fortgeschrittenen Entwicklung der Leicht- 
wasserkernkraftwerke baut das Energieprogramm 
der Bundesregierung im Kernenergiesektor im we- 
sentlichen auf diesem Reaktortyp auf. Ein Einsatz 
dieser Reaktoren zwingt aber noch nicht zu einem 
späteren intensiven Einsatz Schneller Brutreaktoren. 
Sollte sich allerdings etwa gegen Ende des Jahr- 
hunderts eine Verknappung des wirtschaftlich er- 
schließbaren Natururans ergeben, könnte es sich 
wegen des Fehlens von alternativen Primärenergie- 
quellen als bedeutsam erweisen, das bis dahin prak- 
tisch nicht genutzte Uran 238 (99,3 v. H. des Natur- 
urans) in Brutreaktoren in den Kernbrennstoff Plu- 
tonium umzuwandeln, um damit die Energievorräte 
an Kernbrennstoffen um fast zwei Größenordnungen 
erhöhen zu können. Daneben könnte auch ein Ein- 
satz von Hochtemperaturreaktoren unter Verwen- 
dung von Thorium als Kernbrennstoff dazu beitra- 
gen, die Vorräte an nutzbaren Kernbrennstoffen zu 
erweitern. 

In keinem Fall ist jedoch die Bundesregierung be- 
reit, etwa angesichts energiepolitischer Bedürfnisse 
oder getätigter Forschungs- und Entwicklungsausga- 
ben Zugeständnisse an die Sicherheit beispielsweise 
der Bauweise großer kommerzieller Brutreaktoren 
zu machen. Die Bundesregierung hat keine Zweifel 
daran gelassen, daß der Schutz der Bevölkerung vor 
den Gefahren der Kernenergie absoluten Vorrang 
genießt. Diese Einstellung wird sich auch in der Zu- 
kunft nicht ändern. 

Mit der Durchführung von Forschungsvorhaben und 
dem Bau von Prototyp-Kernkraftwerken, wie zum 
Beispiel dem THTR 300 und dem SNR 300, ist also 


noch keine Entscheidung über die Einführung einer 
neuen Reaktorlinie getroffen. Diese Entwicklungs- 
vorhaben sind vielmehr eine unerläßliche Voraus- 
setzung für eine fundierte Entscheidung über die 
Einführung eines neuen Reaktorsystems auf der 
Grundlage von Erfahrungen mit Bau und Betrieb 
von Versuchs- und Prototypanlagen. 


IV. 4. Welche Maßnahmen zur Verringerung des 
Restrisikos werden für notwendig an- 
gesehen? 

Hält die Bundesregierung die bisher ge- 
troffenen Vorkehrungen auf diesem Ge- 
biet für ausreichend? 

In den Antworten zu den Fragen IILl und IV. 1 wurde 
dargelegt, daß das Restrisiko dasjenige Risiko ist, 
welches durch die aufgrund des Atomgesetzes er- 
forderliche Vorsorge nicht mehr abgedeckt ist und 
dessen Tragung im Hinblick auf seine relative Ge- 
ringfügigkeit zugemutet wird. Gleichzeitig wird das 
Risiko hierdurch eine vom jeweiligen Stand von 
Wissenschaft und Technik abhängige Größe. Die 
Verringerung des Restrisikos ist damit eine zwin- 
gende Konsequenz der Fortentwicklung des Standes 
von Wissenschaft und Technik in Richtung eines 
ständigen Mehr an Sicherheit. 

Eine wichtige Rolle nimmt in diesem Zusammen- 
hang das Reaktorsicherheitsforschungsprogramm 
ein (vgl. hierzu Antwort zu Frage VIII.l). Seine 
Schwerpunkte liegen im Bereich einer sinnvollen 
Verbesserung der technischen Sicherheit zur Ver- 
meidung von nach außen wirksam werdenden Stör- 
fällen und Schäden. Sie haben aber auch die sicher- 
heitsmäßige Wechselwirkung von Anlage, Stand- 
ort und Bevölkerung zum Gegenstand. Außerdem 
ergeben sich Anstöße zu Maßnahmen für die Ver- 
besserung der Sicherheit aus der systematischen 
Auswertung von Erfahrungen bei der Nutzung der 
Kernenergie sowohl im nationalen als auch im inter- 
nationalen Bereich. Sofern solche Maßnahmen den 
die Sicherheit betreffenden Stand von Wissenschaft 
und Technik fortentwickeln, ergibt sich die Notwen- 
digkeit zur Verringerung des Restrisikos aus der 
Tatsache, daß für die Erteilung atomrechtlicher Ge- 
nehmigungen strikt die Gewährleistung der nach 
dem Stand von Wissenschaft und Technik erforder- 
lichen Vorsorge beachtet werden muß. 

Andererseits hält die Bundesregierung jedoch die 
bisher getroffenen Vorkehrungen für ausreichend. 
Sie spiegeln die nach dem derzeit gegebenen hohen 
Stand von Wissenschaft und Technik gebotene Vor- 
sorge wider. 


V. Zum Problemkreis „Entsorgung“ 

V. 1. a) In welchem Umfang sind die Probleme 
der Entsorgung gelöst (z. B. Anfall, 
Transport, Lagerung, Wiederverwen- 
dung und Beseitigung von radioakti- 
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ven Abfällen und Kernbrennstoffen 
einschließlich von Plutonium)? 

Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, 
bis Mitte der 80er Jahre gemeinsam mit der Indu- 
strie ein integriertes Entsorgungssystem für Leidit- 
wasserreaktoren im industriellen Maßstab in der 
Bundesrepublik Deutschland aufzubauen und in Be- 
trieb zu nehmen. Die Verwirklichung dieses Systems 
richtet sich nach folgenden Grundsätzen: 

— Wiederaufarbeitung, Spaltstoffrezyklierung, Ab- 
fallbehandlung und Abfallagerung stellen ein 
räumlich integriertes Gesamtsystem dar. 

— Für mittel- und schwachaktive Abfälle wird eine 
Endlagerung unmittelbar am Standort der Wie- 
deraufarbeitung vorgesehen. 

— Der hochaktive Abfall wird als verfestigtes Pro- 
dukt zwischengelagert. Die Frist zwischen dem 
Anfall des flüssigen hochaktiven Abfalls aus der 
Wiederaufarbeitung und seiner Verfestigung 
kann flexibel gestaltet werden. Hochakive Ab- 
fallzwischenlagerung soll in rückholbarer Form 
für Zeiträume von mehreren Jahrzehnten in spe- 
ziellen Bauten erfolgen. 

— Die Endlagerung der verfestigten hochaktiven 
Abfälle wird in stabilen geologischen Formatio- 
nen erfolgen, die einen weitgehenden Abschluß 
von der Biosphäre ermöglichen. In der Bundes- 
republik Deutschland ist eine Lagerung in Salz- 
stöcken vorgesehen, die seit hunderten von Mil- 
lionen Jahren geologisch stabil sind. Die aktuelle 
Einlagerung in Salzformationen wird erst nach 
langjährigen sorgfältigen Erprobungen mit ex- 
perimentellen Mengen im Versuchsendlager 
ASSE erfolgen. 

— Die Beseitigung kerntechnischer Anlagen ist in 
dieses Gesamtkonzept integriert (vgl. Antwort 
zu Frage V. 2). 

— Dieses Konzept ist später auch ausbaubar für 
Hochtemperaturreaktor- und Brüter-Brennstoff- 
kreislauf. 

Die räumliche Konzentration und Integration der 
einzelnen Schritte des Entsorgungssystems in einem 
Brennstoffkreislaufpark führt zu einer erheblichen 
Minderung des Risikos des Brennstoffkreislaufes 
und wird weltweit als sinnvolle Lösung angesehen. 
Insbesondere die erforderlichen Transportschritte 
werden drastisch reduziert. Das gilt vor allem für 
Plutonium, das künftig dann nur noch in fertig fabri- 
zierten Brennelementen, d. h. verdünnt mit Uran, 
und als hartes Keramikmaterial in Metallumhüllung 
transportiert werden muß. Ebenso entfallen durch 
die unmittelbare Endlagerung am Ort Transporte 
der bei der Wiederaufarbeitung der abgebrannten 
Brennelemente anfallenden radioaktiven Abfälle. 
Darüber hinaus läßt sich für ein räumlich zusam- 
menliegendes System von Anlagen auch sehr viel 
einfacher ein abgestimmtes, wirksames Sicherungs- 
system verwirklichen. 

Die Entsorgung der deutschen Kernkraftwerke er- 
folgt bislang in englischen und französischen An- 
lagen. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 


z. Z. keine Entsorgungsanlagen im industriellen 
Maßstab, wohl aber einige Versuchsanlagen, dar- 
unter die Wiederaufarbeitungsanlage in Karlsruhe 
und die Anlagen der Firma Alkern zur Herstellung 
von plutoniumhaltigen Brennelementen für Leidit- 
wasserreaktoren und Schnelle Brüter. Hauptschwer- 
punkte der von der Bundesregierung in erheblichem 
Umfang geförderten Forschungsarbeiten zur Entsor- 
gung sind Weiterentwicklung 

— der Wiederaufarbeitungstechnologie, 

— der Technologie zur Verarbeitung von Pluto- 
nium, 

— von Verfestigungsverfahren für hochaktive Ab- 
fälle 

— und Erprobung von Endlagertechniken. 

Die grundsätzliche Eignung der Wiederaufarbei- 
tungs-Technologie hierfür wurde insbesondere in 
den USA, in Frankreich und Großbritannien sowie 
in der Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe und in 
der gemeinsam von mehreren europäischen Ländern 
betriebenen Wiederaufarbeitungsanlage Eurochemic 
in Belgien erfolgreich demonstriert. 

Die Wiederverwendung des aus nichtspaltbarem 
Uran in Leichtwasserreaktoren erzeugten Pluto- 
niums als Kernbrennstoff sowohl für Leichtwasser- 
reaktoren als auch insbesondere für Schnelle Brüter 
erfordert eine sehr komplizierte Brennelementferti- 
gungstechnologie. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land , wurde diese Technologie mit Bundesmitteln 
gefördert, und plutoniumhaltige Brennelemente wur- 
den erfolgreich im Reaktor erprobt, so daß grund- 
sätzlich neue Probleme nicht zu erwarten sind. In 
den nächsten Jahren soll die Plutonium-Technologie 
in den großtechnischen Maßstab übertragen werden, 
damit später eine reibungslose Verarbeitung der aus 
einer großen Wiederaufarbeitungsanlage kommen- 
den Plutoniummengen gewährleistet werden kann. 
Eine Endlagerung des als Kernbrennstoff verwend- 
baren Plutoniums zusammen mit den übrigen radio- 
aktiven Abfällen ist nicht vorgesehen. Auch eine 
Zwischenlagerung dieses Plutoniums über längere 
Zeit erscheint nicht sinnvoll. Es ist vielmehr vorge- 
sehen, das Plutonium durch den Wiedereinsatz im 
Reaktor als Kernbrennstoff zu nutzen, wodurch sich 
angereichertes Uran einsparen läßt. Plutonium kann 
damit gleichzeitig durch die Kernreaktion teilweise 
„verbrannt", d. h. beseitigt werden. Hierdurch wird 
eine ständig zunehmende Kumulierung von unge- 
nutzten und gefährlichen Plutoniummengen vermie- 
den. Außerdem wird das Plutonium dabei durch die 
umfangreichen Sicherheits- und Schutzeinrichtungen 
der Reaktoren geschützt. Insgesamt erfordert der in 
der Zukunft absehbare Umgang mit großen Mengen 
an Plutonium besondere Aufmerksamkeit und inter- 
national abgestimmte Sicherungsmaßnahmen. 

Umfangreiche Forschungsarbeiten beschäftigen sich 
z. Z. und in den nächsten Jahren mit der Beseitigung 
der bei der Kernspaltung erzeugten radioaktiven 
Spaltprodukte. Diese Abfälle, die bei der Wieder- 
aufarbeitung der bestrahlten Brennelemente von den 
wiederverwendbaren Bestandteilen Uran und Plu- 
tonium abgetrennt werden, müssen in lagerfähige 
verfestigte Produkte überführt und in geeigneter 
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Weise zwischen- bzw. endgelagert werden. Für 
schwach- und mittelaktive Abfälle existieren bereits 
umfangreich erprobte und bewährte Verfestigungs- 
verfahren, z. B. Bituminierung und Zementierung. 
Ebenso ist ihre Endlagerung in Salzformationen in 
einem 1967 begonnenen Forschungsprogramm um- 
fassend erprobt und erfolgreich demonstriert wor- 
den. 

Für die hochaktiven Abfälle befinden sich mehrere 
Verfahren derzeit in der Entwicklung. Aufgrund der 
intensiven internationalen Diskussion zeichnet sich 
ab, daß die Einbettung dieser Substanzen in Glas- 
körper als das sicherste Verfahren angesehen wer- 
den wird. Diese Verfahren wurden und werden ge- 
rade in der Bundesrepublik Deutschland mit beson- 
derer Intensität verfolgt. Ende letzten Jahres wur- 
den die ersten hochaktiven Gläser in der Kernfor- 
schungsanlage Jülich erschmolzen. In den nächsten 
Jahren wird die weitere Entwicklung dieser Ver- 
fahren einschließlich des Baus von Versuchsanlagen 
erfolgen. Parallel hierzu werden die mit der Ein- 
lagerung dieser Produkte in Salzstöcken verbunde- 
nen Sonderheiten erforscht. Es ist geplant, erste 
Versuchseinlagerungen von Gläsern in Salzstöcken 
etwa Ende der 70iger Jahre vorzunehmen. Daran 
wird sich eine langjährige Beobachtung ihres 
Wärme Verhaltens im Salz anschließen. Erst bei er- 
folgreichem Abschluß dieser Arbeiten wird mit der 
Routineeinlagerung größerer Mengen hochaktiver 
verfestigter Produkte begonnen werden. 

Darüber hinaus beteiligt sich die Bundesregierung 
im Rahmen von multilateralen oder bilateralen Ver- 
einbarungen an der Erkundung von alternativen 
Konzepten auf diesem Gebiet. Dazu gehört insbe- 
sondere die in anderen Ländern durchgeführte Er- 
forschung anderer geologischer Formationen als Salz 
im Hinblick auf ihre Eignung als Endlager für radio- 
aktive Abfälle. 

Weitere Forschungsarbeiten beschäftigen sich z. Z. 
mit der Rückhaltung gasförmiger radioaktiver Emis- 
sionen (Jod, Krypton, Tritium). Aufgrund der bisher 
vorliegenden Erkenntnisse und technischen Erfahrun- 
gen kann damit gerechnet werden, daß eine weitere 
Reduzierung der Emissionen möglich sein wird. 

Der Transport radioaktiver Stoffe und Kernbrenn- 
stoffe richtet sich auch in der Bundesrepublik 
Deutschland in erster Linie nach den von der Inter- 
nationalen Atomenergieagentur (IAEA) aufgestell- 
ten, weltweit befolgten Grundsätzen für die Durch- 
führung von Transporten und die technischen An- 
forderungen an Transportbehälter. Da dieser Teil 
des Kernbrennstoffkreislaufs durch die weltweit zu- 
nehmenden terroristischen Aktivitäten zunehmend 
gefährdet erscheint, entwickelt die Bundesregierung 
in Abstimmung mit den zuständigen Landesbehör- 
den und in Zusammenarbeit mit den Nachbarlän- 
dern eine Reihe zusätzlicher Vorkehrungen, um die 
hieraus resultierende Gefährdung so gering wie 
möglich zu halten. Dazu gehört neben der in Zu- 
kunft geplanten Verringerung der Transporte durch 
das Konzept des integrierten Brennstoffkreislauf- 
parks auch die Weiterentwicklung von Transport- 
behältern sowie von geeigneten Transportfahrzeu- 


gen und Kommunikationssystemen während der 
Transporte. 

Auch wenn derzeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine Reihe von Problemen des Kernbrennstoff- 
kreislaufs und insbesondere der Entsorgung noch 
Gegenstand von Forschungs- und Entwicklungsar- 
beiten, d. h. noch nicht endgültig im industriellen 
Maßstab gelöst ist, ist bei der nach dem Energie- 
programm in der Bundesrepublik Deutschland ge- 
planten Nutzung der Kernenergie in diesem Bereich 
keine Gefährdung der Umwelt zu befürchten. Die 
Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente 
kann bis Anfang der 80er Jahre aufgrund der ver- 
traglich festgelegten Zusammenarbeit zwischen der 
deutschen, der französischen und der englischen In- 
dustrie in den bereits existierenden englischen und 
französischen Anlagen, zumindest zum Teil, sicher- 
gestellt werden. Die nichtaufbereiteten Brennele- 
mente müssen bis zur Inbetriebnahme der deutschen 
Wiederaufbereitungsanlagen (Kapazität: 1500 t 
Brennelemente pro Jahr, das entspricht etwa einer 
Menge, die von 50 Kernkraftwerken ä 1000 MWe 
pro Jahr anfällt) in zusätzlichen geschützten Wasser- 
becken gelagert werden. Diese Wasserbecken wer- 
den zweckmäßigerweise am künftigen Standort der 
Wiederaufarbeitungsanlage in den nächsten fünf Jah- 
ren errichtet werden. Eine solche Lagerung läßt in 
den nächsten Jahren keine zusätzlichen nicht be- 
herrschbaren Sicherheitsprobleme erwarten. 

Es ist allerdings klar, daß die Errichtung des Entsor- 
gungssystems ohne Verzögerung in enger Zusam- 
menarbeit von Staat und Industrie in Angriff ge- 
nommen werden muß. Z. Z. wird im Auftrag der 
Bundesregierung eine Standortsuche für die Entsor- 
gungsanlagen durchgeführt. Einige Standorte schei- 
nen die erforderlichen Gegebenheiten für die ober- 
irdischen Anlagen und das Endlager zu besitzen. 
Eine detaillierte Untersuchung insbesondere zur 
Endlagergeologie hat begonnen. Es ist beabsichtigt, 
im Laufe des nächsten Jahres das atomrechtliche 
Genehmigungsverfahren für den bestgeeigneten 
Standort einzuleiten. 

Der Industrie wird dabei die Aufgabe zufallen, die 
Wiederaufarbeitungsanlage und die Anlagen zur 
Plutoniumverarbeitung zu errichten und zu betrei- 
ben. Der Bund wird die Errichtung und den Betrieb 
des Endlagers für die radioaktiven Abfälle (gegen 
entsprechende Gebühren) übernehmen. Die Kosten 
für diese Dienstleistungen müssen von den Betrei- 
bern der Kernkraftwerke getragen werden, um volks- 
wirtschaftlich verzerrte Energiepreise zu vermeiden. 
Erhebliche Verzögerungen bei der Errichtung des 
Entsorgungssystems könnten zu zusätzlichen Risi- 
ken für die Umwelt führen, wenn nicht rechtzeitig 
für sowohl unter sicherheitstechnischen wie auch 
sicherungsmäßigen Gesichtspunkten zufriedenstel- 
lende Zwischenlagerungsmöglichkeiten gesorgt wird. 
Die Bundesregierung wird den Zubau und Betrieb 
von Kernkraftwerken nur in dem Maße zulassen, in 
dem für in diesem Bereich möglicherweise entste- 
hende Probleme (vgl. auch Antwort zu folgender 
Teilfrage) rechtzeitig entsprechende Vorkehrungen 
getroffen werden. 
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V. 1. b) Welche Auswirkungen haben even- 
tuell noch ungelöste Probleme auf die 
Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Sicherheit sowie die Genehmigungs- 
verfahren für Kernkraftwerke und für 
Einrichtungen des Brennstoffkreis- 
laufes? 

Aus den vorausgegangenen Ausführungen geht her- 
vor, daß folgende Probleme aus dem Bereich der 
Entsorgung Strahlenschutz- und sicherheitsrelevant 
und deshalb im Hinblick auf die Gewährleistung 
entsprechender Sicherheitsmaßnahmen von Bedeu- 
tung sind: 

— Ausreichende und rechtzeitige Entsorgung der 
Kernkraftwerke von ihren abgebrannten Brenn- 
elementen; d. h. Bereitstellung ausreichender La- 
gerkapazität für abgebrannte Brennelemente 

— Verfügbarkeit ausreichender Kapazität zur 
Brennelement- Aufarbeitung 

— Begrenzung der radiologischen Umweltbelastung 
bei der betriebsgemäßen Abgabe radioaktiver 
Abwässer und Gase (insbesondere Tritium, Kryp- 
ton und Jod) aus Brennelement- Aufarbeitungs- 
anlagen 

— Sicherung von Anlagen, insbesondere zur 

— Aufarbeitung abgebrannter Brennelemente 
— Lagerung und Verarbeitung von Plutonium 
— Behandlung und Zwischenlagerung hochak- 
tiver Abfälle (z. B. Tanks für hochaktive 
Flüssigkeitskonzentrate vor der Verfestigung) 

— sicherer „säkularer" Ausschluß insbesondere 
hochaktiver und z. T. langlebiger Abfälle aus 
dem Biozyklus (Verfestigung, Sicherstellung, 
Endlagerung) 

— sichere Bewältigung des Aufkommens und Siche- 
rung der Transporte radioaktiver Materialien 
(Kernbrennstoffe - insbesondere Plutonium, ab- 
gebrannte Brennelemente, radioaktive Abfälle) 

• — sichere Einschließung bzw. Beseitigung aktivier- 
ter und kontaminierter Teile von kerntechni- 
schen Anlagen. 

Ausmaß und Auswirkungen dieser Probleme sowie 
verbesserte Lösungsmöglichkeiten werden durch 
z. T. breit angelegte und mit öffentlichen Mitteln 
geförderte Studien untersucht, um die Entwicklung 
des Kernenergieeinsatzes aufgrund jeweils neuester 
Erkenntnisse und Erfahrungen möglichst frühzeitig 
steuernd beeinflussen zu können. (Siehe hierzu auch 
Antwort zur voraufgehenden Teilfrage) 

Mit der kürzlich verabschiedeten 3. Änderung des 
Atomgesetzes wurde u, a. die Errichtung und der 
Betrieb von Anlagen des Brennstoffkreislaufes ein- 
heitlich dem gleichen formalen strengen Genehmi- 
gungsrecht unterworfen, welches für Kernkraftwerke 
und Wiederaufarbeitungsanlagen gilt. Nunmehr be- 
dürfen Anlagen zur Brennelementherstellung neben 
der bisher schon erforderlichen atomrechtlichen Be- 
triebsgenehmigung auch einer besonderen Standort- 
und Errichtungsgenehmigung auf der Grundlage der 
Genehmigungsvoraussetzungen. 

Eine weitere Maßnahme zur sicheren Beherrschung 
der Folgeprobleme des Betriebes von Kernkraftwer- 


ken betrifft die Sicherstellung der rechtzeitigen Ver- 
fügbarkeit ausreichender Pufferkapazitäten für ab- 
gebrannte Brennelemente, solange der Weitertrans- 
port zur chemischen Wiederaufarbeitung nicht ge- 
währleistet ist. 

Der hohe erreichte Stand von Wissenschaft und 
Technik und die sich daraus ableitenden Perspek- 
tiven rechtfertigen schon jetzt die Option der Bun- 
desregierung zur Kernenergie in der ersten Fort- 
sdireibung ihres Energieprogramms. Zur Lösung der 
oben beschriebenen Kategorien von Problemen wird 
die Bundesregierung künftig entsprechend schlüs- 
sige und verbindliche Nachweise als Voraussetzun- 
gen für die Genehmigung der die Folgeprobleme 
verursachenden Primäranlagen fordern. Sie sorgt so 
dafür, daß ein unausweichlicher und konstruktiver 
Zwang zur rechtzeitigen Sicherstellung der Beherr- 
schung auch aller Folgeprobleme des Brennstoff- 
kreislaufes ausgeübt wird. Dies gilt insbesondere 
auch für die Beseitigung radioaktiver Abfälle. 


V. 2. Was soll mit stillgelegten Kernkraftwer- 
ken und anderen kerntechnischen Einrich- 
tungen geschehen, um den von ihnen aus- 
gehenden Gefahren vorzubeugen? 

Nach der endgültigen Außerbetriebsetzung einer 
kerntechnischen Anlage bleiben die im Rahmen der 
Errichtungs- und Betriebsgenehmigung vorgeschrie- 
benen Sicherheitsvorkehrungen solange wirksam, 
bis sie durch Sicherheitsvorschriften zur Durchfüh- 
rung von Stillegungsmaßnahmen ersetzt sind. 

Nach Entfernung der Kernbrennstoffe und anderer 
beweglicher radioaktiver Stoffe stellt auch eine 
außer Betrieb gesetzte Anlage durch das Vorhan- 
densein der während des Betriebes aktivierten und 
kontaminierten Anlagenteile ein Gefährdungspo- 
tential dar, das jedoch, da keine Kernspaltungspro- 
zesse mehr in der Anlage ablaufen, stark reduziert 
ist. 

Im Interesse einer weiteren Verringerung des Ge- 
fährdungspotentials könnten folgende Wege be- 
schriften werden, die zugleich die im öffentlichen 
Interesse erhobenen Forderungen nach Wiederher- 
stellung des Standortes, des Schutzes von Natur und 
Landschaft oder nach andersartiger Nutzung des 
Standortes erfüllen könnten: 

— Einschließung mit Kontrolle 

Die Anlage bleibt erhalten und wird nach Entfer- 
nung der Brennelemente und der beweglichen 
radioaktiven Stoffe durch bauliche und andere 
technische Maßnahmen so verschlossen und ver- 
riegelt, daß das Eindringen von Personen und 
die Freisetzung radioaktiver Stoffe sicher ver- 
hindert werden kann. Die so verschlossene An- 
lage wird durch ein Überwachungs-System und 
periodische Kontrollen dauernd gesichert. 

• — Einschließung ohne Kontrolle 

Innerhalb des Reaktorgebäudes werden akti- 
vierte und kontaminierte Komponenten und Bau- 
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teile dauerhaft so eingeschlossen, daß keine 
Wartung notwendig ist. 

— Demontage bis zum Erdniveau oder vollständige 
Beseitigung der Anlage mit Hilfe vorhandener 
oder entwickelter technischer Verfahren und La- 
gerung der zerlegten aktivierten und kontami- 
nierten Komponenten und Bauteile in gegebe- 
nenfalls neu zu errichtenden Einschließungsbau- 
werken bzw. Endbeseitigung wie bei anderen 
radioaktiven Abfällen. 

Die genannten Wege sind nicht ausschließlich als 
Alternativen bei einer Außerbetriebsetzung in Be- 
tracht zu ziehen. Die Auswahl der im konkreten 
Stillegungsfall zu beschreitenden unterschiedlichen 
Wege wird von der Art und Auslegung der Anlage, 
vom radioaktiven Inventar, den verfügbaren Ab- 
bautechniken, der geplanten Standortnutzung und 
anderen Faktoren bestimmt werden. 

Hinsichtlich der weiteren Behandlung des Stand- 
ortes ist insbesondere bei Mehrblockanlagen von 
Kernkraftwerken, die Möglichkeit der erneuten Ver- 
wendung für eine kerntechnisdie Anlage unter Nut- 
zung der vorhandenen Infrastruktur und des An- 
schlusses an Energieverteilungssysteme von beson- 
derer Bedeutung. 

Es wird angestrebt, neue Anlagen so auszulegen 
und Anlagenteile so anzuordnen, daß die Gefähr- 
dung bei einer späteren Stillegung und Beseitigung 
vermindert und die Strahlenbelastung bei den er- 
forderlichen Arbeiten für Personen und Umwelt so 
gering wie möglich gehalten wird. 

Die Kosten der Stillegung einer kerntechnischen 
Anlage müssen in Anwendung des Verursacherprin- 
zips vom Betreiber der jeweiligen Anlage getragen 
werden und gehen somit in die Gestehungskosten 
der Kernenergie ein. Wichtig ist hierbei, daß der 
Betreiber einer kerntechnischen Anlage die erfor- 
derlichen Mittel für die Stillegung am Ende der Be- 
triebszeit zur Verfügung hat. Da es sich hierbei um 
erhebliche Kosten handeln kann, schaffen die An- 
lagenbetreiber für diesen Zweck finanzielle Rück- 
stellungen. 

Darüber hinaus wird zur Zeit geprüft, in welcher 
Weise der Nachweis zu verlangen ist, daß sowohl 
in technischer, wie in finanziell-administrativer Hin- 
sicht Vorkehrungen für eine sichere Stillegung kern- 
technischer Anlagen nach Beendigung ihrer Nutzung 
getroffen sind. 


VI. Zur Frage der äußeren Einwirkungsmöglich- 
keiten 

VI. 1. Wie berücksichtigt die Bundesregierung 
bei der Festlegung der Sicherheitsanfor- 
derungen Ereignisse, die von außen auf 
kerntedinische Anlagen einwirken kön- 
nen? 

a) Welche Bedeutung mißt sie in diesem 
Zusammenhang insbesondere einem 
Schutz kerntechnischer Einrichtungen 
gegen Einwirkungen Dritter bei? 

b) Wodurch ist auf Bundes- und Landes- 
ebene sichergestellt, daß das Gefähr- 


dungspotential kerntechnisdie r Anla- 
gen nicht für strafbare Handlungen 
(z. B. Entwendung von Kernbrennstoff, 
Nötigung oder Erpressung) verwendet 
wird? 

Die Bundesregierung hat bereits frühzeitig gemäß 
der Forderung des Atomgesetzes die möglichen 
Sicherheitsanforderungen gegenüber Ereignissen, 
die von außen auf kerntechnische Anlagen einwir- 
ken können, in ihren Sicherheitsüberlegungen be- 
rücksichtigt. So werden das umschließende Gebäude 
von Kernreaktoren sowie andere für die Sicherheit 
bedeutsame Gebäude und auch andere kerntech- 
nischer Anlagen so ausgelegt, daß sie dem direkten 
Aufprall eines schnell fliegenden Militärflugzeuges 
standhalten. In gleicher Weise sind diese Gebäude 
bis zu einem gewissen Ausmaß gegen die Wirkung 
einer auftreffenden Druckwelle einer explodieren- 
den Gaswolke oder anderer Sprengstoffe ausgelegt. 
Mit verschiedenen dynamischen Rechenmethoden 
muß der Nachweis erbracht werden, daß sicherheits- 
technisch wichtige Systeme der Reaktoranlage ein 
Erdbeben der für den jeweiligen Standort der An- 
lage zu bestimmenden Stärke ohne schwerwiegende 
Folgen überstehen, so daß der Schutz der Umge- 
bung gesichert ist. 

Die Bundesregierung mißt dabei zusätzlich dem 
Schutz kerntechnischer Einrichtungen gegen absicht- 
liche Einwirkungen Dritter eine sehr hohe Bedeu- 
tung bei. 

a) Die oben erwähnten baulichen Vorkehrungen 
zur Beherrschung extremer äußerer Einwirkun- 
gen sowie die Sicherheitstechnik zur Vermeidung 
von Unfallgefahren decken gleichzeitig ein brei- 
tes Spektrum beabsichtigter Störmaßnahmen 
durch Dritte ab. So sind wichtige Sicherheits- 
systeme mehrfach vorhanden, funktional und 
räumlich getrennt und vor gegenseitiger Beein- 
flussung geschützt. 

Soweit der Zugang zu wichtigen Bereichen der 
Anlagen nicht schon aus Strahlenschutzgründen 
unmöglich oder erschwert ist, werden zum 
Zwecke der Verhinderung einer mißbräuchlichen 
Verwendung der Kernenergie besondere organi- 
satorisch-administrative und technische Maßnah- 
men getroffen. Es sind dies z. B. physische Barri- 
eren, Zugangskontrollen, die Aufstellung eines 
ausreichenden Werkschutzes und die Verbindung 
zu den zuständigen Polizeidienststeilen. Bei der 
Beförderung schutzbedürftiger radioaktiver 
Stoffe stehen insbesondere die polizeilichen 
Sicherungsmaßnahmen im Vordergrund. 

Neben den durch die Betreiber kerntechnischer 
Einrichtungen zu veranlassenden Maßnahmen 
bedarf es einschlägiger Vorkehrungen auf Seiten 
des Staates. Hierzu gehört der Beschluß der In- 
nenministerkonferenz vom 11. April 1975, durch 
den u. a. eine wirksame Abstimmung der mit der 
Gewährleistung der öffentlichen und inneren 
Sicherheit betrauten Kräfte der Länder mit den 
Aufgaben der Sicherung kerntechnischer Einrich- 
tungen eingeleitet wurde. 

über die konkreten Schutzmaßnahmen im Zu- 
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sammenhang mit der inneren und äußeren 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland kön- 
nen aus naheliegenden Gründen hier keine Aus- 
sagen gemacht werden. 

Auf der zweiten diplomatischen Konferenz für 
die Bestätigung und Fortentwicklung des huma- 
nitären Völkerrechts im April 1975 in Genf, 
wurde außerdem beschlossen, Waffeneinwirkun- 
gen auf Kernkraftwerke zu untersagen. Nach 
Abschluß der dritten Session dieser Konferenz, 
die 1976 noch einmal zusammentreten wird, soll 
das Verbot, kerntechnische Anlagen zum Ziel 
eines Angriffs zu machen, gültiges Völkerrecht 
werden. Dies soll sogar für den Fall gelten, daß 
diese Anlagen militärische Ziele darstellen. Die 
Bundesregierung wird ihren Einfluß geltend 
machen, daß diese Regelungen ungeschmälert 
völkerrechtliche Gültigkeit erlangen. 

b) Eine Genehmigung nach dem Atomgesetz wird 
von den jeweils zuständigen Genehmigungsbe- 
hörden der Länder bzw. der Physikalisch-Techni- 
schen Bundesanstalt nur erteilt, wenn auch „der 
erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder 
sonstige Einwirkungen Dritter gewährleistet ist". 
Entsprechende Schutzmaßnahmen werden von 
den Genehmigungsbehörden vorgeschrieben und 
überwacht. Die Genehmigungsbehörden handeln 
im Auftrag und unter der Aufsicht des Bundes 
und arbeiten mit den für die öffentliche und 
innere Sicherheit verantwortlichen Stellen eng 
zusammen. Wegen der notwendigen Vertraulich- 
keit läuft dieser Teil der atomrechtlichen Geneh- 
migung getrennt vom übrigen Genehmigungs- 
verfahren. 

Für die Fortentwicklung der Schutzmaßnahmen 
und deren Anpassung an sich ändernde Krisen- 
situationen hat die Bundesregierung verschie- 
dene Gremien eingesetzt, welche für den ge- 
samten Kernenergiesektor die technischen, recht- 
lichen und politischen Probleme aufbereiten und 
sie unterstützen. Angesichts der vorgesehenen 
Expansion der Kernenergiewirtschaft sollen sie 
helfen, dem jeweils gegebenen Bedrohungsspek- 
trum ein wirksames Schutzkonzept entgegenzu- 
setzen. 


VI. 2. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
Möglichkeit, aus Sicherheitsgründen kern- 
technische Anlagen unterirdisch zu bauen 
(gegen extreme Störfälle innerhalb der 
Anlage sowie gegen Flugzeugabsturz, 
Druckwellen von chemischen Explosionen, 
Sabotage, Waffeneinwirkungen)? 

Einzelne konventionelle Kraftwerke und kleinere 
Kernreaktoren wurden bereits in Felskavernen er- 
richtet und ohne nachteilige Folgen aus dieser be- 
sonderen Bauweise betrieben. 

Beispiele für den Stand der Technik sind moderne 
Pumpspeicherwerke in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (z. B. Schluchsee, Waldeck). Kleinere, Kaver- 


nenkernreaktoranlagen wurden bisher in Schweden, 
Norwegen, Frankreich und der Schweiz errichtet. 

Die Errichtung von großen Kernkraftwerken der 
gegenwärtig üblichen, oberirdisch gebauten Typen 
(z. B. Kernkraftwerk Biblis) in Felskavernen oder 
Bodenausnehmungen (versenkte Bauweise) ist bis- 
her nicht erprobt, würde jedoch keine grundsätzlich 
unüberwindbaren technischen Probleme aufwerfen, 
wenn auch anerkannt werden muß, daß die Stand- 
orte in sehr unterschiedlicher Weise für eine Unter- 
grundbauweise geeignet sind. 

Durch eine unterirdische Bauweise lassen sich we- 
gen der das Kernkraftwerk umgebenden Fels- bzw. 
Erdmassen und wegen der wirksam abzudichtenden 
und auf Zugang leicht zu kontrollierenden relativ 
langen Verbindungskanäle und -wege zur oberirdi- 
schen Umgebung erhebliche Schutzwirkungen reali- 
sieren gegen: 

— Flugzeugabsturz 

— Auftreten von Druckwellen aus chemischen Ex- 
plosionen 

— gezielte Gewalteinwirkungen durch Waffen 

— schwere interne Störfälle mit Spaltproduktfrei- 
setzung in das Reaktorgebäude 

— - unbemerktes oder gewaltsames Eindringen von 
Saboteuren. 

Entsprechendes gilt für andere kerntechnische An- 
lagen. 

Andererseits muß geprüft werden, ob durch eine 
unterirdische Bauweise insgesamt ein wesentlicher 
Sicherheitszuwachs erreicht wird, oder ob nicht neue 
spezifische Sicherheitsprobleme geschaffen werden, 
insbesondere im Hinblick auf Wartung und Repara- 
tur. Entsprechendes gilt insbesondere für große 
Wiederaufarbeitungsanlagen. 

Die Bundesregierung läßt z. Z. die grundsätzlichen 
Probleme, die mit der Errichtung unterirdischer 
Kernkraftwerke verbunden sind, also 

— bautechnische Probleme 

— anlagentechnische Probleme 

— Betriebsprobleme 

— Standortmöglichkeiten 

— Stillegungsmöglichkeiten, 

insbesondere die dabei auftretenden Sicherheitsfra- 
gen, untersuchen und erörtert diese auch mit den 
Staaten, welche ähnliche Untersuchungen anstellen. 
Sie hofft, daß etwa Mitte 1976 als Ergebnis von 
Untersuchungen durch unabhängige Experten, Her- 
steller und Betreiber beurteilt werden kann, welche 
Schlußfolgerungen aus der Bilanz der Vor- und 
Nachteile einer unterirdischen Bauweise im Hin- 
blick auf die zukünftige Sicherheits- und Genehmi- 
gungspolitik zu ziehen sind. 


VII. Zur StandoTtfrage 

VII. 1. a) Ist die Bundesregierung der Ansicht,. 

daß die Auswahl geeigneter Standorte 
für kerntechnische Anlagen wegen der 
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Besiedlungsdichte der Bundesrepublik 
besonders problematisch ist? 

In der Bundesrepublik Deutschland stehen unbesie- 
delte oder sehr dünn besiedelte Standorte praktisch 
nicht zur Verfügung. Zum Schutz der in der Um- 
gebung kernte chnis eher Anlagen lebenden Menschen 
vor den Gefahren der Kernenergie müssen deshalb 
in jedem Fall strenge Sicherheitsvorkehrungen an 
den Anlagen zum Schutz der in unmittelbarer Um- 
gebung wohnenden und arbeitenden Bevölkerung 
getroffen werden. Bei der Standortauswahl müssen 
in ausgewogener Weise insbesondere folgende As- 
pekte berücksichtigt werden 

— Bevölkerungsdichte 

— Kühlwasserverfügbarkeit 

— Wirtschaftlichkeit 

— Sicherheit und Strahlenschutz 

— Umweltschutz 

— Landschafts- und Naturschutz. 

Hierzu soll künftig von den Ländern in voraus- 
schauender Weise eine Standortvorsorge durchge- 
führt werden, die sich der Instrumentarien der 
Raumordnung und Landesplanung bedient. Dabei 
wird angestrebt, die Standorte als Ziel raumordne- 
rischer Planungen auszuweisen, um so die Planung 
der Kernenergieanlagen in die Gesamtheit der 
räumlichen Entwicklung unter Abwägung aller Ge- 
sichtspunkte von vornherein zu integrieren und so 
gleichzeitig auch eine sachgerechte Abstimmung von 
Standort und absehbarer zukünftiger Entwicklung 
seiner Umgebung zu sichern, (vgl. auch Antwort zur 
Teilfrage 2 sowie zu der Frage VII. 2) 

Die Besiedlungsdichte in der Umgebung eines Stand- 
ortes ist im Hinblick auf den Schutz vor Gefahren der 
Kernenergie von Bedeutung. Deshalb werden kern- 
technische Anlagen - und hier handelt es sich zur 
Zeit im wesentlichen um Kernkraftwerke - in der 
Bundesrepublik Deutschland mit einem sehr hohen 
Grad von Anlagensicherheit errichtet und betrieben. 
Nach dem heutigen Stand von Wissenschaft und 
Technik sind daher die Risiken für den einzelnen 
wie für größere Bevölkerungsgruppen durch die Ab- 
leitungen radioaktiver Stoffe im bestimmungsge- 
mäßen Betrieb eines Kernkraftwerkes sowie durch 
im Rahmen der Sicherheitsauslegung berücksichtigte 
Störfälle vernachlässigbar (vgl. Antwort zu den Fra- 
gen IILl und IV.l), 

Die Besiedlungsdichte fließt allerdings stark in die 
Beurteilung ein, wenn unvorhersehbare Ereignisse, 
z. B. Störfälle jenseits des sog. „Größten Anzuneh- 
menden Unfalls" (GAU) bzw. jenseits sonstiger Aus- 
legungsstörfälle in die Betrachtung der Grenzfälle 
einbezogen werden. Trotz der geringen zu erwar- 
tenden Eintrittswahrscheinlichkeit solcher Ereig- 
nisse ist es daher bisher herrschende Praxis, dünn 
besiedelte Standorte zu bevorzugen, (vgl. Antwort 
zu Frage VII. 3) 

Die Zahl der nutzbaren Standorte wird andererseits 
bisher auch durch hohen Wasserbedarf für Kühl- 
zwecke eingeschränkt. Die durch die zunehmende 
Gewässererwärmung aufgrund der Abwärmeein- 
leitungen von Kraftwerken und anderen Anlagen 


zu erwartende Verschlechterung der Wassergüte 
führte zum vermehrten Einsatz von Kühltürmen. 
Schon durch die heute üblichen Naßkühltürme, die 
allerdings Zuschußwasser zum Ausgleich der Ver- 
dunstungsverluste und zum Abschlämmen benöti- 
gen, kann eine größere Unabhängigkeit vom Was- 
serdargebot gegenüber der Durchlaufkühlung er- 
reicht werden. Ein Prototyp eines großen Trocken- 
kühlturms ist gegenwärtig in der Bundesrepublik 
Deutschland im Bau. Von seinen Betriebsergebnis- 
sen und eventuellen ausländischen Erfahrungen 
wird es abhängen, inwieweit bei der Auswahl zu- 
künftiger Kraftwerksstandorte eine größere Flexibi- 
lität gegeben ist. 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Gewinnung 
einer größeren Freiheit in der Standortwahl ist ne- 
ben der Entkoppelung von der Verfügbarkeit von 
Kühlwasser durch die Einführung von Trockenkühl- 
türmen die ständige Verbesserung der Sicherheit 
der kerntechnischen Anlagen entsprechend der wei- 
teren Entwicklung von Wissenschaft und Technik. 
Neben einer Verbesserung der Zuverlässigkeit von 
Anlagekomponenten ist der Ausschaltung von ex- 
tremen Einflüssen, wie Brände, Druckwellen von 
chemischen Explosionen, Erdbeben, Gewalteinwir- 
kungen u. a. größte Aufmerksamkeit zu schenken. 
Soweit dies nicht vollständig möglich ist - und dies 
wird in industriell genutzten Gebieten meist der 
Fall sein - sind zusätzliche Schutzmaßnahmen an der 
Anlage notwendig. 


VII. 1. b) Wie beurteilt die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang die Standort- 
vorsorgeplanung und "Sicherung der 
Bundesländer? 

Besteht die Möglichkeit, eine bundes- 
einheitliche Standortbewertung durdi- 
zusetzen? 

Die Bundesregierung begrüßt die Maßnahmen ver- 
schiedener Bundesländer zur Standortvorsorgepla- 
nung und -Sicherung. Sie ist der Meinung, daß ange- 
sichts der beengten Verhältnisse in der Bundes- 
republik Deutschland einer optimalen Auswahl aus 
den überhaupt in Frage kommenden Standorten be- 
sondere Bedeutung zukommt, und hat bereits in 
ihrem Energieprogramm zum Ausdruck gebracht, 
daß eine langfristige Standortvorsorge mit zu den 
vordringlich zu erfüllenden Voraussetzungen für die 
Verwirklichung dieses Programms zählt. Sie hält 
derartige Planungen zur Bereitstellung von Stand- 
orten auch unter dem Aspekt der Rationalisierung 
der atomrechtlichen Genehmigungsverfahren für 
notwendig. Von erheblicher politischer Bedeutung 
ist auch die Möglichkeit, ohne Termindruck die Fra- 
gen von Reaktorsicherheit und Strahlenschutz, 
äußeren Einwirkungen und Umweltschutz - hier ins- 
besondere Abwärme- und Kühlturmfragen - sorg- 
fältig im Dialog mit der Bevölkerung erörtern zu 
können. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß im Rah- 
men einer Standortvorsorge die Bewertung von 
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Standorten in allen Bundesländern nach gleichen 
Maßstäben vorgenommen werden muß. Insbeson- 
dere für Aspekte von Reaktorsicherheit und Strah- 
lenschutz ist dies unerläßlich. Die Bundesregierung 
ist bereit, bei der Ausarbeitung und Abstimmung 
von Standortbewertungsdaten die Länder zu unter- 
stützen. 

Eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern fand bereits bei der Erarbeitung nukle- 
arspezifischer Standortbewertungsdaten statt, die 
der Bundesminister des Innern gemeinsam mit den 
Ländern im Lände raus schuß für Atomkernenergie er- 
stellte. 

Dabei wurden die Standorteigenschaften nach Maß- 
gabe von 

— Bevölkerungssituation 

— Meteorologie 

— Hydrologie 

— äußere Einwirkungen 

— Transportverhältnissen und Notfallmaßnahmen 
bewertet. Die nuklearspezifischen Standortbewer- 
tungsdaten wurden im Länderausschuß für Atom- 
kernenergie am 11. Juni 1975 verabschiedet. Ihre 
bundeseinheitliche Anwendung wurde vereinbart. 

Im übrigen hat die vom Bundesminister des Innern 
eingesetzte Abwärmekommission, in der Bund, Län- 
der, Wissenschaftler und Vertreter der Kraftwerks- 
betreiber Zusammenarbeiten, u. a. die Aufgabe, in 
Abwägung der Interessen von Energiewirtschaft und 
Umweltschutz allgemeine Empfehlungen hinsichtlich 
der Standortfragen auszuarbeiten (siehe auch Ant- 
wort zu Frage IIL3) 

Darüber hinaus ist der Bund bereit, auch in anderen 
Bereichen, wie Energieversorgungsplanung, Land- 
schafts- und Naturschutz, Umweltschutz, die Länder 
bei der Erarbeitung von Standortbewertungsdaten 
zu unterstützen und ihre Abstimmung zur einheit- 
lichen Anwendung zu fördern. 


VII. 2. Wie gedenkt die Bundesregierung die 
Abstimmung der regionalen Standortpla- 
nung wirksam zu verbessern? Was unter- 
nimmt die Bundesregierung, um die Pla- 
nung von Standorten für kerntechnisdie 
Anlagen beiderseits der Bundesgrenzen 
mit den Nachbarländern abzustimmen? 

Die Bundesregierung hat wiederholt darauf hinge- 
wiesen, daß sie die Durchführung einer langfristi- 
gen Standortvorsorge durch die Länder für eine 
der wesentlichen Voraussetzungen zur Verwirk- 
lichung des Energieprogramms der Bundesregie- 
rung hält. Eine solche Standortvorsorge, welche zeit- 
lich vor die Durchführung der Genehmigungsver- 
fahren zur Errichtung von Kernkraftwerken vorge- 
zogen ist, wird es insbesondere erleichtern, die 
innerhalb einzelner Planungsregionen betrachteten 
Standortalternativen sorgfältig unter Berücksichti- 
gung aller Gesichtspunkte zu prüfen. Hierzu zählt 
insbesondere eine Abstimmung mit Standortplänen 
an den Grenzen zu anderen Planungsregionen inner- 


halb des Bundesgebietes sowie gegenüber den Nach- 
barländern der Bundesrepublik Deutschland. 

Zur Vermeidung regionaler Unterschiede in der 
Auswahl von Standorten für Kernkraftwerke haben 
Bundesregierung und Bundesländer einheitliche 
Standortbewertungsdaten für die nuklearspezifi- 
schen Aspekte eines Kernkraftwerksstandortes erar- 
beitet und deren Anwendung beschlossen (vgl. 
Antwort zur Frage VII.l). Die Bundesregierung for- 
dert die Länder auf, für die zahlreichen anderen 
wichtigen Aspekte eines Standortes, deren Berück- 
sichtigung in die ausschließliche Kompetenz der 
Länder fällt, ähnliche Verfahren einzuleiten, welche 
die Auswahl von Standorten überschaubarer machen 
könnten und dazu beitragen würden, regionale 
Unterschiede zu vermeiden. 

Die Bundesregierung hält insbesondere die Instru- 
mentarien der Raumordnung für geeignet und de- 
ren Einsatz für notwendig, um die optimale Einord- 
nung eines Kernkraftwerksprojektes in die gesamte 
Entwicklung einer Region zu gewährleisten sowie 
um die erforderliche Abstimmung über die Grenzen 
der Regionen hinaus entsprechend einer bundesein- 
heitlichen Gesamtkonzeption zu gewährleisten. Die 
Bundesregierung ist bereit, mit den Ländern auch in 
diesen Fragen zusammenzuarbeiten. 

Hinsichtlich einer internationalen Abstimmung an 
den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hat 
die Bundesregierung ihrerseits den Informations- 
austausch mit ihren Nachbarländern bezüglich der 
Grundsätze für die Auswahl von Standorten für 
Kernkraftwerke eingeleitet. Dies trifft insbesondere 
für das Rheingebiet mit den Ländern Schweiz, Frank- 
reich und Niederlanden zu. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
bei der Planung von Kernkraftwerken andere kern- 
technische Anlagen in der näheren und weiteren 
Umgebung mit berücksichtigt werden müssen, unab- 
hängig davon, ob sich solche im eigenen oder im 
Nachbarland befinden. Voraussetzung hierfür ist 
selbstverständlich eine frühzeitige gegenseitige In- 
formation über die jeweiligen Planungen von Stand- 
orten und Anlagen. Hierfür existieren Regierungs- 
kommissionen, Grenzkommissionen und Raumord- 
nungskommissionen, welche an der Einbeziehung 
von Standorten für Kernkraftwerke in die jeweilige 
Entwicklungsplanung arbeiten. Für die besonderen 
Aspekte des Oberrheingebiets sind die Regierungen 
der Schweiz, von Frankreich und der Bundesrepu- 
blik Deutschland übereingekommen, eine trilaterale 
Regierungskommission ins Leben zu rufen, welche 
eine Koordinierung der Entwicklung des gesamten 
Oberrheingebietes gewährleisten soll. Mit anderen 
Ländern sind Vereinbarungen über eine Abstim- 
mung von Standortplanungen in Vorbereitung, so 
mit den Niederlanden und Dänemark. 

Darüber hinaus werden auch multilaterale Abstim- 
mungsgespräche geführt. Die internationale Kom- 
mission zur Reinhaltung des Rheins ist in diesem 
Zusammenhang seit Jahren tätig, um eine Auftei- 
lung der Nutzungsmöglichkeit des Rheins für Kühl- 
zwecke und damit für Standorte von Kraftwerken 
und Kernkraftwerken vorzunehmen. Es ist gelun- 
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gen, in dieser Kommission Übereinstimmung zu er- 
zielen, daß die betroffenen Rheinanliegerstaaten bei 
künftigen Projekten kostenmäßig aufwendigere 
Rückkühlverfahren anwenden, um damit eine un- 
zulässige Aufwärmung des Rheins zu vermeiden. 

Auf deutsche Veranlassung hin wurde kürzlich die 
Zusammenarbeit mit Frankreich und Luxemburg in 
ähnlicher Weise wie in der Rheinschutzkommission 
im Rahmen der Internationalen Kommissionen zum 
Schutze der Mosel und der Saar gegen Verunreini- 
gung aufgenommen. 


VIL 3. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
Errichtung von Kernkraftwerken und 
anderen kerntedinischen Einrichtungen in 
Ballungsgebieten? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Errichtung 
von verbrauchernahen Kernkraftwerken in Räumen 
mit starker Verdichtung von Wohnstätten und indu- 
striellen Arbeitsplätzen insbesondere wegen einer 
wirtschaftlichen Nutzung von Prozeß- und Fern- 
wärme angestrebt wird. Vom Standpunkt der Wirt- 
schaftlichkeit der Versorgung her hätten Kernkraft- 
werke an solchen Standorten erhebliche Vorteile. 
Standorte für Kernkraftwerke in Ballungsräumen 
sind jedoch bisher weltweit nicht genehmigt wor- 
den, da sie im Vergleich zu solchen in dünner besie- 
delten Räumen nachteilige Eigenschaften besitzen, 
insbesondere: 

— Für einen zwar außerordentlich unwahrschein- 
lichen, aber nicht mit absoluter Sicherheit völlig 
auszuschließenden Störfall mit hoher Freisetzung 
radioaktiver Stoffe wäre das Individualrisiko für 
die Menschen in der Umgebung wegen der 
schwerer durchführbaren Notfallmaßnahmen im 
Rahmen des Katastrophenschutzes höher als in 
dünn besiedelten Räumen. Darüber hinaus wäre 
offensichtlich die Zahl der Betroffenen in einem 
solchen Fall entsprechend höher. 

— In industriellen Ballungsräumen ist in der Regel 
auch die Gefahr äußerer Einwirkungen auf kern- 
technische Anlagen, wie Explosionen in der 
chemischen Industrie mit eventueller Folge eines 
Flächenbrandes oder bei Transport explosiver 
Brennstoffe, größer als außerhalb derartiger 
Räume. Große „konventionelle" Unfälle in Indu- 
strieanlagen können nicht nur den Betrieb des 
Kernkraftwerkes stören, sondern das System der 
technischen Notfall-Hilfeeinrichtungen des Kern- 
kraftwerkes behindern. Selbstverständlich ist die- 
ser Aspekt nicht nur bei der Planung eines Kern- 
kraftwerkes in der Nachbarschaft bereits vor- 
handener, potentiell gefährlicher anderer An- 
lagen von Bedeutung. Er erfordert gleichzeitig 
Beachtung für den Fall einer späteren Ansied- 
lung derartiger Einrichtungen in der Nähe eines 
bestehenden Kernkraftwerkes. Für Kernkraft- 
werke ist deshalb eine vom jeweiligen Standort 
unabhängige Mindestauslegung gegen äußere 
Einwirkungen vorgeschrieben. Darüber hinaus 
berücksichtigen die jeweiligen Behörden ein vor- 


handenes oder geplantes Kernkraftwerk in 
Raumordnung, Landesentwicklungs- und Bau- 
planung. 

Die Bundesregierung lehnt Kernkraftwerke in Bal- 
lungsräumen nicht grundsätzlich ab. Sie ist vielmehr 
der Ansicht, daß eine Kompensation der Standort- 
Nachteile durch eine weitere sidierheitstechnisdie 
Ertüchtigung der Anlagen und zusätzliche Sicher- 
heitssysteme erfolgen muß. Hierbei ist zu beachten, 
daß ein im Sinne weiterer Verbesserungen gegen- 
über der schon erprobten Bauweise stark abwei- 
chendes Reaktorkonzept u. U. zu Beginn auch Unge- 
wißheiten in sich bergen kann, die auf die Abwesen- 
heit praktischer Bau- und Betriebserfahrungen 
zurückgehen. Das betreffende Projekt kann dabei 
nicht nur isoliert als Einzelanlage gesehen werden, 
sondern es muß sorgfältig abgewogen werden, ob 
die Genehmigung eines ersten Kernkraftwerkes in 
einem Ballungsgebiet ein sicherheitspolitisch ver- 
tretbares Präjudiz für eine damit eingeleitete Ent- 
wicklung der Kernenergienutzung darstellt. Diese 
Beurteilung gilt sinngemäß auch für andere kern- 
technische Anlagen mit vergleichbaren Gefährdungs- 
potentialen wie Kernkraftwerke. 


VIII. Zum Problemkreis „Forschung und Entwick- 
lung" 

VIII. 1. Welche weiteren Untersuchungen auf dem 
Gebiet der Reaktorsicherheit und des 
Strahlenschutzes sind noch erforderlich? 

Das übergeordnete Ziel der Untersuchungen und 
Forschungsprogramme auf dem Gebiet der Reaktor- 
sicherheit und des Strahlenschutzes ist darin zu 
sehen, diejenigen Fragen zu lösen, die mit der ge- 
planten Expansion der Kernenergiewirtschaft in 
einem so dicht besiedelten Gebiet wie der Bundes- 
republik auftreten. Da die Anforderungen bei der 
Genehmigung zur Errichtung oder zum Betrieb ein- 
zelner kerntechnischer Anlagen sich insbesondere 
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik zu 
richten haben, müssen entsprechend dem wissen- 
schaftlichen Fortschritt auf allen Gebieten der tech- 
nischen Entwicklung gezielte Untersuchungen über 
die Anwendungsmöglichkeiten verbesserter oder 
neuer Techniken durchgeführt werden bzw. nötigen- 
falls Anstöße zur Fortentwicklung von Wissenschaft 
und Technik gegeben werden (vgl. auch Antwort 
zu Frage IV.4). 

Es ist ferner notwendig, Untersuchungen zur einheit- 
lichen Anwendung gleich hoher Sicherheitsmaß Stäbe 
an die zahlreichen künftigen kerntechnischen Ein- 
richtungen sowie zur Gewährleistung der Beibe- 
haltung einer außerordentlichen Sorgfalt bei der 
Planung, Errichtung und beim Betrieb dieser Ein- 
richtungen weiterzuführen. 

Durch die Förderung des Forschungsprogramms 
Reaktorsicherheit ist die Bundesregierung bemüht, 
die Sicherheitsreserven von Kernenergieanlagen 
und deren Systemen noch genauer auszuloten und 
die Sicherheitstechnik - auch im Hinblick auf eine 
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spätere Stillegung der Anlagen - organisch weiter- 
zuentwickeln. Auf diese Weise sollen die Wissens- 
grundlagen für sicherheitstechnische Entscheidun- 
gen, insbesondere für Genehmigungsentscheidun- 
gen, kontinuierlich erweitert und ferner eine opti- 
male Abstimmung der Konzeption für Betriebs- und 
Schutzsysteme im Hinblick auf die Forderungen 
nach Sicherheit, betrieblicher Zuverlässigkeit und 
Wirtschaftlichkeit ermöglicht werden. Die Bundes- 
regierung will mit dem Forschungsprogramm Reak- 
torsicherheit die technischen Voraussetzungen schaf- 
fen, daß auch bei der Erstellung von Kernkraftwer- 
ken in relativ dicht besiedelten Gebieten die Risiken 
für die Bevölkerung zumutbar klein gehalten wer- 
den. 

Eine zentrale Aufgabe des Forschungsprogramms 
Reaktorsicherheit besteht darin, Maßnahmen und 
Entwicklungen zu fördern, die geeignet sind, die 
betriebliche Zuverlässigkeit von Kernenergieanla- 
gen, ihrer Systeme und Komponenten zu erhöhen 
und dadurch die Wahrscheinlichkeit für das Eintre- 
ten von Störfällen noch weiter zu reduzieren. Im 
Vordergrund stehen dabei Arbeiten zur Erhöhung 
der Qualitätssicherung und strukturellen Sicherheit 
wesentlicher Bauteile, weit über das in der konven- 
tionellen Technik übliche Maß hinaus. 

Das Schwergewicht des Programms liegt auf der 
Analyse der Auswirkungen von Störfällen, der Un- 
tersuchung der Funktionstüchtigkeit und Zuver- 
lässigkeit zugeordneter Sicherheitseinrichtungen 
und deren Weiterentwicklung. Besondere Bedeutung 
haben der Kühlmittelverluststörfall und seine Aus- 
wirkungen auf die Notkühlung des Reaktorkerns 
und die Dichtheit des Sicherheitsbehälters. Die Fol- 
gen äußerer Einwirkungen, wie Erdbeben, Flugzeug- 
absturz, Explosionsdruckwellen und sonstiger Fremd- 
einwirkungen, sind ebenfalls Gegenstand vertiefter 
Untersuchungen. 

Untersuchungen realistischer Spaltproduktfreiset- 
zungs-, Transport- und Ausbreitungsvorgänge bei 
Betriebsabläufen und Störfällen bilden einen wei- 
teren wichtigen Aufgabenkomplex. Zu ihm gehören 
ferner die Entwicklung von Methoden zu Dekonta- 
mination und verbesserter Spaltproduktrückhaltung. 

In diesem Zusammenhang werden im Hinblick auf 
den Arbeitsschutz auch Untersuchungen zur Vermin- 
derung der Strahlenbelastung des Personals (ein- 
schließlich Fremdpersonal von Vertragsfirmen) bei 
Wartungs-, Reparatur- und Stillegungsarbeiten 
durchgeführt. 

Die Ergebnisse dieser Arbeiten fließen in die neuen 
Anlagenplanungen ein. 

Neuere Untersuchungen bemühen sich sehr stark um 
eine Quantifizierung der mit der Kernenergienut- 
zung verbundenen Risiken, damit anhand solcher 
Zahlen eine plausible Gegenüberstellung der an- 
schaulichen, weil dem praktischen Erfahrungsbereich 
entspringenden Risiken des täglichen Lebens und 
der nuklearen Risiken möglich wird. Das Forschungs- 
programm enthält Arbeiten zur Entwicklung von 
Methoden und zur Durchführung solcher Risiko- 
berechnungen (vgl. Antwort zu Frage IV.2). 


Die physikalischen Unterschiede der Reaktorkon- 
zepte, die bereits im Einsatz sind oder sich noch in 
der Entwidclung befinden, legen es ferner nahe, die 
sicherheitstechnischen Eigenheiten dieser Reaktoren 
vergleichend zu untersuchen, gegenüberzustellen und 
damit darauf hinzuwirken, daß alle Reaktortypen ein 
gleichmäßig hohes Sicherheitsmaß erreichen. 

Obwohl sich der Strahlenschutz bei der Festlegung 
von Dosisgrenzwerten bereits auf detaillierte For- 
schungsergebnisse über die Dosis-Wirkungs-Bezie- 
zung stützen kann, obwohl das Verhalten radioak- 
tiver Stoffe, die in die Umwelt abgeleitet werden, 
aufgrund der vorliegenden Ergebnisse meteorologi- 
scher und ökologischer Studien mit großer Sicherheit 
abgeschätzt werden kann und obwohl die bisher vor- 
liegenden Erhebungsergebnisse über die Strahlen- 
exposition der Arbeitskräfte und der Bevölkerung 
gezeigt haben, daß die friedliche Nutzung der Kern- 
energie so durchgeführt werden kann, daß ihr Bei- 
trag zur Umweltbeeinträchtigung vernachlässigbar 
gering bleibt (vgl. Antwort zu Frage III.l), müssen 
vor allem auf den Gebieten der Strahlenbiologie, der 
Radioökologie und der Schutztechnologie durch For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten ergänzende In- 
formationen gewonnen werden, um bei der geplan- 
ten Ausweitung der Kernenergienutzung auch künf- 
tig einen hinreichenden Schutz des Menschen und 
dessen Umwelt vor den Gefahren ionisierender 
Strahlen sicherzustellen (vgl. auch Antworten zu den 
Fragen III.l und III.2). 

Zu den Themenkreisen, die detaillierte Studien er- 
fordern, gehören insbesondere 

— Strahlensensibilität bestimmter Organe und Ge- 
webe im Verhältnis zur Gesamtkörperexposition 
bei verschiedenen Altersgruppen 

— Synergismen 

— tevatogene Schäden 

— Wirkung kleiner Strahlendosen (z. B. Latenzzeit- 
effekt) 

— Spezielle Probleme der Dosimetrie bei internen 
Strahlenexpositionen 

— Entwicklung von Verfahren der biologischen 
Dosimetrie 

— Untersuchungen über das Langzeitverhalten lang- 
lebiger Radionuklide in der Umwelt 

— Verbesserung der Verfahren für den Einschluß 
radioaktiver Stoffe auch unter extremen Bedin- 
gungen 

— Verbesserung der Verfahren zur Abscheidung 
radioaktiver Stoffe aus Abluft und Abwasser 

— Verbesserung der Methoden und Verfahren, die 
in Notfallsituationen sowie bei Stillegungsarbei- 
ten Anwendung finden sollen 

— Verbesserung der Erfassung von Strahlenexposi- 
tionen des Menschen und dessen Umwelt 

— Optimierung des Strahlenschutzes nach wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen müssen dazu 
dienen, die mittel- und langfristige Sicherheitspolitik 
und die Rückhalte technik für radioaktive Ableitun- 
gen steuernd zu beeinflussen. 
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VIII. 2. Aufgrund welcher Abwägungen hält die 
Bundesregierung Genehmigungen zur Er- 
richtung und zum Betrieb von kerntech- 
nischen Anlagen für verantwortbar, ob- 
wohl gleichzeitig umfangreiche For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten zur 
Sicherheit und zum Strahlenschutz erfor- 
derlich sind? 

Abwägungen hinsichtlich der Verantwortbarkeit 
kerntechnischer Einrichtungen sind bereits im Atom- 
gesetz der Bundesrepublik Deutschland sowie in den 
damit im Zusammenhang erlassenen Verordnungen, 
insbesondere der 1. Strahlenschutzverordnung, ent- 
halten. Aufgrund der Bestimmungen des Atomgeset- 
zes müssen außerdem vor der Erteilung einer Geneh- 
migung zur Errichtung oder zum Betrieb einer kern- 
technischen Anlage alle sicherheitstechnischen und 
radioökologischen Aspekte in ausreichendem Um- 
fang behandelt und geklärt und somit abgewogen 
werden, ob eine Genehmigung verantwortbar ist. Da 
bisher in fast allen konkreten Fällen für einzelne 
Anlagen eine solche Abwägung zur Bejahung der 
Genehmigungsfähigkeit führte, konzentriert sich die 
Frage auf die Notwendigkeit weiterer Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur Sicherheit und zum 
Strahlenschutz zu Lasten der öffentlichen Hand. 

Aus der Beschreibung der Ziele und Aufgaben des 
Reaktorsicherheitsforschungsprogramms sowie des 
Strahlenschutzforschungsprogramms (siehe Antwort 
zu der Frage VIILl.) folgt, daß der Anlaß für diese 
Programme nicht ein Fehlen der für einzelne Geneh- 
migungsentscheidungen akut erforderlichen Kennt- 
nisse ist. Die Reaktorsicherheitsforschung ist viel- 
mehr unter dem Aspekt einer Ausweitung der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie in unserem dicht- 
besiedelten Land zu sehen und soll der hieraus ge- 
genüber Einzelanlagen sich zusätzlich ergebenden 
Gesamtproblematik eines aus zahlreichen Stufen 
bestehenden nuklearen Energieversorgungssystems 
vorsorgend Rechnugn tragen sowie die vorhandenen 
Restrisiken stets weiter mindern helfen. Zu diesem 
Zweck, und ferner zu der auch aus energiewirtschaft- 
lichen Gründen erforderlichen optimalen Abstim- 
mung von Konzepten im Hinblick auf Sicherheit, 
betriebliche Zuverlässigkeit und Wirtschaftlichkeit, 
ist es insbesondere erforderlich, ein umfassendes 
Detailverständnis von Störfallabläufen zu gewinnen. 
Für die genannten Aufgaben sind teilweise andere 
Kenntnisse erforderlich als im Genehmigungsverfah- 
ren, wo der Sicherheit im Zweifelsfall durch extrem 
vorsichtige Annahmen und zusätzliche Auflagen 
Genüge getan wird. 

Die bisherigen Ergebnisse der Strahlenschutzfor- 
schung lassen erwarten, daß die zusätzliche Strahlen- 
belastung der Bevölkerung durch die bereits in Be- 
trieb befindlichen und die in den nächsten ein bis 
zwei Jahrzehnten in Betrieb gehenden Kernkraft- 
werke und sonstigen kerntechnischen Anlagen we- 
sentlich niedriger ist als die örtliche Schwankung der 
natürlichen Strahlenbelastung. Der Betrieb der An- 
lagen wird insoweit zugelassen, als aus der Sicht der 
Erkenntnisse des Strahlenschutzes und der zugehöri- 
gen Forschung keine Bedenken bestehen. Im Rah- 
men der vorausschauenden Planung des weiteren 
Ausbaus der Kernkraftwerke zur Energieversorgung 


sind jedoch weitere wissenschaftliche Untersuchun- 
gen über künftige Belastungen der Bevölkerung und 
der Umwelt durch die Kerntechnik erforderlich. Fer- 
ner müssen insbesondere die radioökologischen Aus- 
wirkungen weiter überwacht, ausgewertet und er- 
forscht werden, damit es gelingt, sie auch in Zukunft 
deutlich unter den zulässigen Grenzwerten zu halten. 
Im übrigen wird in diesem Zusammenhang auch auf 
die Antwort zu Frage IV.4 sowie zu Frage 1.2, im 
Zusammenhang mit den Entsorgungsproblemen und 
den hierzu durchgeführten und geplanten For- 
schungsarbeiten auf die Antwort zu Frage V.l ver- 
wiesen. 


IX. Zu den rechtlictien Voraussetzungen 
IX. 1. Hält die Bundesregierung eine Anpassung 
des Atom- und Strahlensdiutzredits an 
die Erfordernisse des Energieprogramms 
auf der Grundlage der bisherigen Erfah- 
rungen für notwendig? Wenn ja, an 
welche Verbesserungen ist gedacht? 

Mit dem geltenden Atom- und Strahlenschutzrecht 
wurde bereits ein wirkungsvolles rechtliches Instru- 
mentarium geschaffen, das große Gefährdungspoten- 
tial bei der Nutzung der Kernenergie zu beherr- 
schen. So wurde ein umfassendes Schutz- und Kon- 
trollsystem eingeführt. Danach ist jede Tätigkeit im 
Zusammenhang mit wesentlichen Mengen oder Ak- 
tivitäten radioaktiver Stoffe genehmigungspflichtig 
und laufender Aufsicht unterworfen. Radioaktive 
Stoffe dürfen grundsätzlich nur an Personen abgege- 
ben werden, die eine Genehmigung besitzen. Radio- 
aktive Stoffe stehen somit von der Entstehung, Ge- 
winnung oder Einfuhr nach Deutschland bis zur Aus- 
fuhr oder der Endlagerung radioaktiven Abfalls 
unter ständiger vorbeugender Kontrolle des Staates. 
Dieses System hat sich bewährt und bedarf keiner 
grundsätzlichen Änderungen, um auch bei zuneh- 
mender Nutzung der Kernenergie den Schutz der 
Bevölkerung vor Schädigungen zu gewährleisten. 
Das schließt nicht die Notwendigkeit aus, Einzel- 
heiten des bestehenden Systems neu gewonnenen 
Erfahrungen, neuen technischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen oder gewandelten Anschauungen an- 
zupassen. 

Die von Bundestag und Bundesrat auf Vorschlag der 
Bundesregierung zu Beginn dieses Jahres verab- 
schiedeten Gesetze zur Änderung des nuklearen Haf- 
tungs- und Deckungsrechts haben die notwendige 
Anpassung an die Entwicklung größerer Leistungs- 
einheiten sowie die gestiegene Zahl grenznaher 
Kernkraftwerksstandorte gebracht. 

In der neugefaßten Strahlenschutz- Verordnung, die 
die Bundesregierung noch in diesem Sommer vor- 
legen wird, wird durch Präzisierung und Herabset- 
zung der bei der Abgabe radioaktiver Stoffe aus 
kerntechnischen Anlagen in die Umgebung einzuhal- 
tenden Grenzwerte, durch Einführung zusätzlicher 
Vorkehrungen, die zur Beherrschung oder Eindäm- 
mung unvorhergesehener Gefahrenquellen geeignet 
sind, sowie durch detailliertere und teilweise ver- 
schärfte Sicherungs-, Kontroll- und Uberwachungs- 
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Vorschriften ein verfeinertes rechtliches Instrumen- 
tarium bereitgestellt, mit dem auch bei der vom 
Energieprogramm vorgesehenen verstärkten Nut- 
zung der Kernenergie die Strahlenbelastung der Be- 
völkerung innerhalb vertretbarer Grenzen gehalten 
werden kann. Damit ist zugleich der Schutz des in 
kerntechnischen Anlagen dauernd oder vorüber- 
gehend tätigen Arbeitnehmers umfassend geregelt. 
Darüber hinaus werden derzeit die Möglichkeiten 
geprüft, durch Änderungen oder Ergänzungen der 
Vorschriften des Atomgesetzes verbesserte Voraus- 
setzungen zu schaffen, insbesondere für 

— eine rationellere, transparentere und zügigere 
Durchführung der atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren, bei gleichzeitiger Beibehaltung 
eines höchstmöglichen Sicherheitsstandards, 

— eine sinnvolle Verknüpfung der verschiedenen 
zur Wahrung der vielfältigen Aspekte des öffent- 
lichen Wohls vor Genehmigung einer kerntech- 
nischen Anlage anzustellenden Prüfungen, 

— eine sinnvolle verbesserte Information und Be- 
teiligung der betroffenen Öffentlichkeit an den 
G enehmigungs verfahren, 

— eine intensive Aufsicht bei zunehmender Zahl zu 
kontrollierender Anlagen und Tätigkeiten, 

— die Entwicklung standardisierter Anlagen und 
Anlagenteile. 

Die Bundesregierung wird ihre Vorschläge hierzu in 
einem Vierten Gesetz zur Änderung des Atomge- 
setzes vorlegen. 

Die Bundesregierung bereitet ferner folgende Ge- 
setze, Verordnungen und Allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften vor: 

— Verordnung zu § 12 Abs. 1 Nr. 8 Atomgesetz. 
Schutz der kerntechnischen Anlagen gegen Stör- 
maßnahmen und sonstige Einwirkungen Dritter 

— Reaktorsicherheits-Verordnung. 

Kodifizierung der Sicherheitsanforderungen bei 
Reaktoren. 

— Verordnung zur Änderung und Ergänzung der 
Atomanlagen-Verordnung. 

Anpassung des Verwaltungs Verfahrens an das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz. 

— Atomrechtliche Verteilungsordnung. 

Grundsätze für die Verteilung der Haftungs- 
summe, falls ein Schaden den Haftungshöchst- 
betrag nach Atomgesetz übersteigt. 

— Deckungsvorsorge- Verordnung. 

Anpassung der geltenden Verordnung an neue 
Haftungsbestimmungen. 

— Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu den 
Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke. 
Konkretisierung der in § 7 Abs. 2 Nr. 2 und 4 des 
Atomgesetzes enthaltenen sicherheitstechnischen 
Genehmigungsvoraussetzungen. 

— Allgemeine Verwaltungs Vorschrift für Beschleu- 
nigeranlagen. 

Die Richtlinien des Länderausschusses für Atom- 
kernenergie für den Betrieb von Beschleuniger- 


anlagen im medizinischen Bereich sollen einen 
stärkeren Grad der Rechtsverbindlichkeit er- 
halten. 

— Allgemeine Verwaltungsvorschrift für Herz- 
schrittmacher. 

Die Richtlinien des Länderausschusses für Atom- 
kernenergie für den Umgang mit Radionuklid- 
quellen in Herzschrittmachern sollen einen stär- 
keren Grad der Rechtsverbindlichkeit erhalten. 

— Allgemeine Verwaltungsvorschrift für die Fach- 
kundevoraussetzung von Ärzten, die mit radio- 
aktiven Stoffen umgehen. 

Die in den Richtlinien für den Strahlenschutz bei 
Verwendung radioaktiver Stoffe im medizini- 
schen Bereich enthaltenen Fachkundevorausset- 
zungen sollen einen stärkeren Grad der Rechts- 
verbindlichkeit erhalten. 

Daneben wird die Bundesregierung in Zusammen- 
arbeit mit den Landesbehörden, den Gutachtern und 
der Wirtschaft durch die Förderung kerntechnischer 
Regelwerke zur Festlegung allgemeingültiger Anfor- 
derungen für weitere Einzelheiten kerntechnischer 
Einrichtungen in den durchzuführenden Genehmi- 
gungs- und Aufsichtsverfahren beitragen, und zwar 
in dem Maße, in dem die Konsolidierung der bisher 
stürmisch verlaufenen kerntechnischen Entwicklung 
dies zuläßt. 


IX. 2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, Sicherheitsbegutachtung und 
Genehmigungsentscheidungen in den ein- 
zelnen Ländern zu vereinheitlichen und 
sie für die Öffentlichkeit überschaubarer 
zu gestalten? 

Bei den Überlegungen zu Möglichkeiten, Sicherheits- 
begutachtung und Genehmigungsentscheidungen in 
den einzelnen Ländern zu vereinheitlichen, ist zu 
beachten, daß Genehmigungsverfahren nach § 7 des 
Atomgesetzes im Aufträge des Bundes von den Län- 
dern ausgeführt werden, und der Ablauf der Ver- 
fahren im Rahmen der einschlägigen Gesetze und 
Verordnungen somit grundsätzlich durch die von der 
Landesregierung bestimmten obersten Behörden fest- 
gelegt wird. Durch eine Reihe von Maßnahmen 
konnte jedoch in der Bundesrepublik Deutschland 
schon in der bisherigen Praxis eine weitgehende 
Vereinheitlichung des Genehmigungsverfahrens er- 
zielt werden. Zu den Maßnahmen gehören: 

— ein einheitlicher Rahmen von Rechtsvorschriften-, 

— einheitliche Weisungen des Bundesministers des 
Innern im Rahmen der Rechts- und Zweckmäßige 
keitsaufsicht bei gleichen technischen Sachver- 
halten (sofern nicht ein veränderter Stand von 
Wissenschaft und Technik Änderungen erforder- 
lich macht) ; 

— zahlreiche Kontakte der Behörden der Länder 
und des Bundes (insbesondere im Länderausschuß 
für Atomkernenergie, in dem unter Federführung 
des Bundesministers des Innern die zuständigen 
Beamten der Landesbehörden über einheitliches 
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Handeln beraten) sowie der Gutachter (insbeson- 
dere der Technischen Uberwachungs- Vereine) 
untereinander. 

Einigkeit besteht insbesondere hinsichtlich des Zie- 
les, eine Gefährdung einzelner wie der Allgemein- 
heit dadurch möglichst klein zu halten, daß ein 
gleichmäßig hohes Sicherheitsniveau in der gesam- 
ten Bundesrepublik Deutschland angestrebt wird. 

Die weitgehende Konsolidierung der sicherheitstech- 
nischen Anforderungen an die in der Praxis bewähr- 
ten Kernkraftwerke vom Siedewasserreaktor- und 
Druckwasserreaktortyp lassen es inzwischen auch 
aus Rationalisierungsgründen als wünschenswert er- 
scheinen, technische Detaillösungen einheitlich fest- 
zulegen (s. Ausführungen zur Standardisierungs- 
problematik in Antwort zu Frage X. 2) und den 
gegenwärtig bei Gutachtern und Behörden bei ihren 
Beurteilungen vorhandenen Ermessensspielraum im 
Interesse einer eindeutig und überschaubar nachprüf- 
baren Qualität der Sicherheit einzuschränken. Der 
Beurteilungsspielraum ergibt sich daraus, daß bis- 
lang in vielen Bereichen Entscheidungen wegen des 
sich rasch fortentwickelnden Standes von Wissen- 
schaft und Technik auf der Basis des Einzelfalles ge- 
troffen wurden und deswegen - abgesehen von 
Rechtsvorschriften und den für konventionelle Be- 
reiche der Technik entwickelten Regeln - z. Z. noch 
verhältnismäßig wenige speziell auf die Belange der 
Kerntechnik zugeschnittene anerkannte Regeln der 
Technik zur Verfügung stehen. Um die Beurteilun- 
gen und die sich darauf aufbauenden Entscheidungen 
noch stärker zu objektivieren, ist deshalb vorge- 
sehen, 

^ — den Umfang unterschiedlicher Ermessensaus- 
übung durch verstärkte Erarbeitung und Anwen- 
dung kerntechnischer Regeln zu vermindern. 

Hierbei wird in drei Schritten vorgegangen: 

a) Die Behörden definieren bestimmte sicher- 
heitstechnische Anforderungen als erste Stufe 
zur Konkretisierung der in den Rechtsvor- 
schriften enthaltenen allgemeinen Genehmi- 
gungsvoraussetzungen (vgl, z. B. die am 
25. Juni 1974 im Länderausschuß für Atom- 
kernenergie verabschiedeten „Sicherheits- 
kriterien für Kernkraftwerke"). 

b) Der Kerntechnische Ausschuß (vgl. Bekannt- 
machung des BMI über die Bildung eines 
Kerntedinischen Ausschusses in der Fassung 
vom 27. September 1974, Bundesanzeiger Nr. 
193 vom 15. Oktober 1974) sorgt auf Gebieten, 
bei denen sich aufgrund von Erfahrungen eine 
einheitliche Meinung von Fachleuten der Her- 
steller, Ersteller und Betreiber von Atomanla- 
gen, der Gutachter und der Behörden abzeich- 
net, für die Aufstellung sicherheitstechnischer 
Regeln und fördert deren Anwendung. Im 
Kerntechnischen Ausschuß arbeiten alle am 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren be- 
beteiligten Kreise (Behörden, Gutachter, Wis- 
senschaft und Wirtschaft) zusammen. 

c) Andere regelerarbeitende Organisationen - 
insbesondere solche, mit denen der Kerntech- 
nische Ausschuß gemäß § 7 Abs. 2 der unter 


b) genannten Bekanntmachung Vereinbarun- 
gen über die Abgrenzung der jeweiligen 
Tätigkeiten getroffen hat - erarbeiten weitere 
technische Detailregelungen, die in den Ge- 
nehmigungsverfahren einheitlich angewendet 
werden sollen. 

— Kenntnisse und Erfahrungen in der Anwendung 
stärker zu koordinieren und zu vereinheitlichen. 
Bemühungen unter Federführung des Bundes- 
ministers des Innern zur stärkeren Koordination 
der Sachverständigen haben dazu geführt, daß 
die TUV ein neues Modell für ihre interne gegen- 
seitige fachliche und organisatorische Abstim- 
mung vorgesehen haben. Mit Hilfe einer „TUV- 
Leitstelle Kerntechnik" bei der Vereinigung der 
Technischen Überwachungs-Vereine werden ein- 
heitliche Beurteilungsmaßstäbe der TUV zu allen 
wichtigen Problemen erarbeitet. Zugleich werden 
Einzelgutachten daraufhin überprüft, ob sie mit 
den erarbeiteten einheitlichen Maßstäben über- 
einstimmen. 

— den Ablauf der Genehmigungsverfahren durch 
geeignete Verfahrensunterlagen zu vereinheit- 
lichen. Zur Zeit wird an einer Kodifizierung der 
im Rahmen atomrechtlicher Genehmigungsver- 
fahren zur Prüfung der Vorhaben erforderlichen 
Informationen und an einem Muster für den 
Sicherheitsbericht gearbeitet, der die mit einem 
Kernkraftwerk verbundenen Gefahren und die 
vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen in über- 
sichtlicherer Form als bisher darstellt; in dem 
Muster werden „Merkposten" für die erforder- 
lichen Informationen zusammengestellt. Das 
Muster für den Sicherheitsbericht wird so konzi- 
piert, daß die Sachverständigen seinem Aufbau 
folgend auch nach einem einheitlichen Muster 
die sicherheitstechnischen Gutachten erstatten 
können. 

Darüber hinaus ist bei der zur Zeit in Vorbereitung 
befindlichen Novelle zur Atomanlagenverordnung 
u. a. vorgesehen, die Unterlagen näher zu präzisie- 
ren, die zur Einsicht auszulegen sind, so daß Dritte 
besser beurteilen können, ob und in welchem Um- 
fang sie von den Auswirkungen der Anlage be- 
troffen sind. 

Einer näheren Prüfung bedarf noch die Frage, ob 
und ggf. welche Gutachten zweckmäßigerweise zur 
Einsicht ausgelegt werden sollten. Dabei ist insbe- 
sondere zu bedenken, daß die Gutachten nicht allein 
maßgebend für die Entscheidungen sind. Sie werden 
auch nur zu solchen Fragen eingeholt, zu deren Be- 
handlung die Behörden nicht selbst über den erfor- 
derlichen Sachverstand verfügen. Die Gutachten 
allein können daher keine vollständige Information 
über die Entscheidungsgründe vermitteln. Ihre Ver- 
öffentlichung birgt die Gefahr einer unausgewoge- 
nen Information Dritter und damit von Fehlschlüssen 
in sich. 


IX. 3. Wie kann gewährleistet werden, daß die 
Sachverständigen, durch die sich Bund 
und Länder beraten lassen, einen breiten 
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fachlichen Querschnitt darstellen und 
gleichzeitig hinreichend unabhängig sind? 

Welches Verfahren ist vorgesehen, um 
bei abweichenden Gutachtermeinungen 
eine klare Entscheidungsbasis der Behör- 
den zu finden? 

§ 20 des Atomgesetzes gibt den zuständigen Geneh- 
migungs- und Aufsichtsbehörden die Möglichkeit, 
Sachverständige zuzuziehen. Ob und welche Sach- 
verständige zugezogen werden, steht im pflichtge- 
mäßen Ermessen der Behörden. Zu ihren Amtspflich- 
ten gehört es, nur fachlich geeignete und unabhän- 
gige Sachverständige auszuwählen. Da es auf den 
Gebieten Reaktorsicherheit und Strahlenschutz we- 
der den „amtlich anerkannten Sachverständigen'" 
(z. B. § 24 c GewO, § 1 KfSachvG) noch den „öffent- 
lich bestellten und vereidigten Sachverständigen" 
(z. B. § 36 GewO) gibt, prüft die Behörde die Eignung 
der Sachverständigen, indem sie sich Angaben über 
die Ausbildung und den beruflichen Werdegang 
geben läßt, soweit ihr nicht der betreffende Sachver- 
ständige aus anderem Zusammenhang bereits als 
geeignet bekannt ist. 

Soweit Sachverständige der Technischen Überwa- 
chungs-Vereine e. V. zugezogen werden, bieten die 
auf vielen anderen Aufgabenbereichen erforderliche 
amtliche Anerkennung der hier tätigen Sachverstän- 
digen, die hiermit verbundene Verpflichtung zu 
sachgerechter und unparteiischer Erfüllung der Auf- 
gaben und die grundsätzliche Gleichbehandlung aller 
Sachverständigen eines TÜV die geeignete Voraus- 
setzung auch für die fachliche Unabhängigkeit der 
auf dem Gebiet der Kerntechnik tätigen Mitarbeiter. 
Hinzu kommt, daß auf dem Gebiet der Reaktor- 
sicherheit in aller Regel Gutachten in Gruppenarbeit 
erstellt werden, so daß die wesentlichen Aussagen 
auf der übereinstimmenden Meinung mehrerer Sach- 
verständiger beruhen. 

Dadurch fließt ein breitgefächertes Fachwissen in die 
Gutachten ein und die Gefahr, daß einzelne Sachver- 
ständige aus etwaigen sachfremden Erwägungen her- 
aus das Gesamtergebnis verfälschen könnten, ist 
erheblich reduziert. 

Auf Anregung des Bundesministers des Innern ar- 
beiten die TÜV seit längerem an einheitlichen Fest- 
legungen über die berufliche Aus- und Weiterbil- 
dung der Sachverständigen und über die Vorausset- 
zungen für ihren Einsatz auf den einzelnen Gebieten 
der Kerntechnik. Derartige zwischen TÜV und Behör- 
den abgestimmte Festlegungen sind ein weiteres 
Mittel, den erforderlichen fachlichen Querschnitt und 
die hinreichende Unabhängigkeit der Sachverstän- 
digen zu fördern. 

Der Bundesminister des Innern läßt sich auf den 
Gebieten Reaktorsicherheit und Strahlenschutz ins- 
besondere durch die Reaktor-Sicherheitskommission 
(RSK) und die Strahlenschutzkommission (SSK) be- 
raten (vgl. auch Antwort zu Frage X.l). Die Mitglie- 
der der Kommissionen werden so ausgewählt, daß 
für die fachlich benötigten Schwerpunktgebiete aner- 
kannte Sachkenner zur Verfügung stehen. 

Nach § 3 Abs. 3 der Bekanntmachung des Bundes- 
ministers des Innern über die Bildung einer RSK in 


der Fassung vom 25. Mai 1973 (Bundesanzeiger Nr. 
118 vom 29. Juli 1973) sind die Mitglieder der RSK 
unabhängig und nicht an Weisungen gebunden; sie 
sind nicht als Vertreter von Organisationen oder Fir- 
men tätig, denen sie beruflich angehören. Die Mit- 
glieder der RSK sind verpflichtet, die in ihrer Eigen- 
schaft als Mitglieder der Kommission außerhalb von 
Sitzungen der RSK geführten Korrespondenzen oder 
Besprechungen mit Antragstellern oder mit von Auf- 
sichtsmaßnahmen Betroffenen über Fragen, die Ge- 
genstand von Beratungen der RSK sind, dem Bundes- 
minister des Innern anzuzeigen. Hat der Bundes- 
minister des Innern gegen die Korrespondenzen oder 
Besprechungen Bedenken, kann er einen Beschluß 
der RSK über die weitere Beteiligung des Mitglieds 
an den Beratungen herbeiführen. 

Die Mitglieder der RSK werden vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit vom Bundesminister des Innern auf gewis- 
senhafte und unparteiische Erfüllung ihrer Aufgaben 
verpflichtet (§ 3 Abs. 4 der o. a. Bekanntmachung). 
Gemäß § 5 Abs. 1 der Bekanntmachung ist von der 
Beratungstätigkeit in einem Genehmigungs- oder 
Aufsichtsverfahren ein Mitglied ausgeschlossen, das 

1. selbst Beteiligter ist; 

2. durch seine Tätigkeit oder durch Entscheidungen 
der Behörde in diesem Verfahren einen unmittel- 
baren Vorteil oder Nachteil haben kann; 

3. bei einer natürlichen oder juristischen Person 
oder Vereinigung, die zu dem Personenkreis der 
Nummern 1 und 2 gehört, gegen Entgelt beschäf- 
tigt ist oder bei ihr als Mitglied des Vorstandes, 
des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen 
Organs tätig ist; 

4. außerhalb seiner Tätigkeit in der Rektor-Sicher- 
heitskommission in der Angelegenheit für den 
Antragsteller einer Genehmigung oder den von 
einer Aufsichtsmaßnahme Betroffenen ein Gut- 
achten abgegeben hat oder sonst tätig geworden 
ist. 

Für die SSK gilt ähnliches: Die Mitgliedschaft in der 
SSK ist ein persönliches Ehrenamt. Die Mitglieder 
sind unabhängig und nicht an Weisungen gebunden. 
Die Mitglieder der SSK werden vor Aufnahme ihrer 
Tätigkeit vom Bundesminister des Innern auf gewis- 
senhafte und unparteiische Erfüllung ihrer Aufgaben 
verpflichtet (§ 3 Abs. 3 und 4 der Bekanntmachung 
über die Bildung einer Strahlenschutzkommission 
vom 19. April 1974, Bundesanzeiger Nr. 92 vom 
17. Mai 1974). 

Mit den genannten Sachverständigengremien, er- 
gänzt durch weitere Spezialisten z. B. aus Bundes- 
ämtern und Hochschulinstituten, steht den Behörden 
eine große, wenn auch in ihrer Kapazität nicht unbe- 
grenzte Zahl an qualifizierten Sachverständigen zur 
Verfügung. Sofern sich in einem Genehmigungs- 
oder Aufsichtsverfahren zu einem Sachverhalt unter- 
schiedliche Sachverständigenmeinungen ergeben, 
bilden sich die Behörden, wie im übrigen in allen 
anderen Fällen - durch selbständige nähere Sachprü- 
fung und gegebenenfalls Zuziehung weiterer kompe- 
tenter Stellen im In- oder Ausland - auch hier ihr 
eigenes Urteil, das ihnen dann als Entscheidungs- 
basis dient. 
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IX. 4. Hält die Bundesregierung Forderungen 
nach einer stärkeren Beteiligung der be- 
troffenen Bevölkerung bei der Genehmi- 
gung kerntechnischer Anlagen für ge- 
rechtfertigt? 

Wie kann eine solche Forderung gegebe- 
nenfalls erfüllt werden? 

Durch Atomgesetz (AtG) und Atomanlagen-Verord- 
nung (AtAnVO) ist die Anhörung möglicherweise 
durch den Bau geplanter kerntechnischer Anlagen, 
deren Errichtung und Betrieb einer Genehmigung 
nach § 7 AtG bedürfen, Betroffener gewährleistet. 

Nach § 2 AtAnVO werden zu diesem Zweck das Vor- 
haben bekanntgemacht, die wesentlichen das ge- 
plante Vorhaben beschreibenden und zu seiner Beur- 
teilung benötigten Unterlagen zur Einsicht ausgelegt 
sov/ie erhobene Einwendungen in einem öffentlich 
bekanntgegebenen Termin erörtert. 

Diese Anhörung soll zu einer umfassenden Darstel- 
lung des von der zuständigen Behörde zu beurteilen- 
den Sachverhaltes dadurch beitragen, daß allen, die 
von einem geplanten Vorhaben betroffen sein könn- 
ten Gelegenheit gewährt wird, ihre Bedenken gegen 
die beantragte Genehmigung vorzubringen. Hiermit 
wird einem allgemeinen, in Artikel 103 Abs. 1 des 
Grundgesetzes allerdings nur für Gerichtsverfahren 
aufgenommenen Anspruch, den von einer Entschei- 
dung möglicherweise Betroffenen rechtliches Gehör 
zu gewähren, und dem Grundsatz einer möglichst 
frühzeitigen Information der Öffentlichkeit über 
mögliche Entscheidungen der öffentlichen Verwal- 
tung entsprochen. 

Nach den in Artikel 20 des Grundgesetzes veranker- 
ten Grundsätzen der parlamentarischen, repräsen- 
tativen Demokratie, Gewaltenteilung und Rechts- 
staatlichkeit darf eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
nicht dazu führen, daß einzelnen oder Zusammen- 
schlüssen gesellschaftlicher Gruppen echte Miteht- 
scheidungs- oder Kontrollrechte bei einzelnen Ver- 
waltungsentscheidungen mit der Folge eingeräumt 
werden, daß die den Behörden als Teil der exekuti- 
ven Gewalt zugewiesene Funktion praktisch von ein- 
zelnen oder einzelnen Gruppen übernommen wird. 
Andererseits ist die Bundesregierung jedoch der 
Auffassung, daß zu einer sachgerechten Vorberei- 
tung von Entscheidungen der öffentlichen Verwal- 
tung eine frühzeitige und umfassende Unterrichtung 
der Öffentlichkeit sowie die Gewährung ausreichen- 
den, Gehörs unerläßlich ist. Unparteilich und allein 
dem Allgemeinwohl verpflichtete Entscheidungen so- 
wie der Ausgleich widerstreitender Interessen sind 
jedoch nur dadurch zu gewährleisten, daß die Ermitt- 
lung des Sachverhaltes von Amts wegen, die An- 
hörung rechtlich Betroffener vor der Entscheidung, 
die Heranziehung aller verfügbaren Beweismittel 
und die freie Beweiswürdigung unter Berücksich- 
tigung des Gesamtergebnisses der Ermittlungen nach 
pflichtgemäßem Ermessen durch die Behörde erfolgt. 
Die Tätigkeit der Behörden unterliegt dabei der 
parlamentarischen und der gerichtlichen Kontrolle. 
Dies ist die verfassungsmäßige Grundlage, auf der 
auch jegliche Bürgerbeteiligung bei der Genehmi- 
gung kerntechni scher Anlagen beruhen muß. Nur so 
kann bei angemessener Würdigung der speziellen, 


ja vielleicht existentiellen Interessen der Nächstbe- 
troffenen verhindert werden, daß nicht nur in Ab- 
wägung partikulärer, sondern allgemeiner Interes- 
sen, z. B. der Gesamtwirtschaft oder des Umwelt- 
schutzes, entschieden wird. 

Dies erfordert nachgerade, daß der Bevölkerung 
durch ein Höchstmaß an Durchsichtigkeit und Offen- 
heit Vertrauen in die Ausgewogenheit und Verant- 
wortlichkeit behördlichen Handelns sowie behörd- 
licher Entscheidungen und ein Bewußtsein der 
Sicherheit vermittelt wird. Dies ist nach Ansicht der 
Bundesregierung nicht nur durch eine verstärkte 
allgemeine Aufklärung der Öffentlichkeit über die 
Gründe und Chancen der Kernenergienutzung, die 
hiermit verbundenen Risiken und das Maß der be- 
reits erreichten Sicherheit erreichbar, sondern bedarf 
auch einer umfassenden Unterrichtung, insbesondere 
der von der Genehmigung einer kerntechnischen An- 
lage betroffenen Bevölkerung, über die geplantä 
Anlage sowie einer von interessierten Bürgern nach- 
vollziehbaren Begründung der erteilten Genehmi- 
gung. Insofern hält die Bundesregierung Forderun- 
gen nach einer stärkeren Einbeziehung der betroffe- 
nen Bevölkerung in die Aufklärung und Argumen- 
tation im Zusammenhang mit der Genehmigung 
kerntechnischer Anlagen für gerechtfertigt. 

Welche konkreten Vorschläge zur Verbesserung der 
Information und Beteiligung der betroffenen Bevöl- 
kerung die Bundesregierung in einem Vierten Ge- 
setz zur Änderung des Atomgesetzes machen wird, 
kann derzeit noch nicht verbindlich gesagt werden, 
da die hierzu eingeleiteten Prüfungen noch nicht ab- 
geschlossen sind, und überdies zur Vermeidung wei- 
terer Zersplitterung der Verwaltungsverfahrensvor- 
schriften die Ergebnisse der Beratungen der einschlä- 
gigen Vorschriften des Verwaltungsverfahrens- 
Gesetzentwurfes abgewartet werden sollten. 

Die Bundesregierung prüft darüber hinaus die Mög- 
lichkeit, ob Verbände als Beteiligte am atomrecht- 
lichen Verwaltungsverfahren zugelassen werden 
können oder solchen Zusammenschlüssen die Klage- 
befugnis erteilt werden kann. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß 
der Wunsch kritischer und umweltbewußter Bürger 
nach mehr Information, Abklärung und Beteiligung 
zu Verzögerungen von Projekten führen kann, ins- 
besondere, wenn genehmigte und baureife Projekte 
durch Verwaltungsgerichte gestoppt werden und in 
entsprechenden Verwaltungsgerichtsverfahren über- 
prüft werden müssen. In solchen Fällen sind erheb- 
liche Mehrkosten für das neue Kraftwerk zu erwar- 
ten. .Außerdem wird wegen der dadurch verursachten 
Verzögerung gegenüber der Planung eine recht- 
zeitige Bereitstellung der benötigten Energie un- 
überschaubarer und unsicherer. Es muß deshalb 
gewährleistet sein, daß die Rechte und Belange der 
Betroffenen schon im Genehmigungsverfahren ge- 
klärt und berücksichtigt sowie alle entsprechenden 
Fragen ausführlich und überzeugend beantwortet 
werden - auch wenn sich dadurch im Einzelfall das 
Verwaltungsverfahren verlängern sollte. Dies sollte 
in den Terminplanungen der Antragsteller bei neuen 
Projekten von vornherein eingeplant werden. 
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X. Zu Verfahren und Organisation 

X. 1. Was hat die Bundesregierung unternom- 
men, um den Vollzug des Atomgesetzes 
und der Strahlenschutzverordnung sicher- 
zustellen? 

Das Atomgesetz und die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen werden außer von 
den in den §§ 22, 23 und 34 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 
AtG im einzelnen genannten Behörden durch die 
Länder im Auftrag des Bundes vollzogen. 

Dem Bundesminister des Innern, dem durch Organi- 
sationserlaß des Bundeskanzlers vom 15. Dezember 
1972 die zentrale Zuständigkeit für die Gewährlei- 
stung der kernte chnisdien Sicherheit und des Strah- 
lenschutzes innerhalb der Bundesregierung übertra- 
gen wurde, stehen gegenüber den meisten im AtG 
genannten und den von den Ländern bestimmten 
Behörden fachliche Weisungsbefugnisse zu. Er 
nimmt die dem Bund obliegenden Aufgaben, insbe- 
sondere aber die im Rahmen von Artikel 85 in Ver- 
bindung mit Artikel 87 c Grundgesetz und § 24 AtG 
dem Bund zugewiesene Aufsichtsfunktion durch ein- 
heitliche Gestaltung der Sicherheitsgrundsätze, be- 
obachtende Kontrolle und korrigierende Steuerung 
über die Gesetz- und Zweckmäßigkeit des Gesetzes- 
vollzugs wahr. 

Die vom Bundesminister des Innern 1973 übernom- 
mene Unterabteilung „Reaktorsicherheit und Strah- 
lenschutz" wird dem laufend zunehmenden Auf- 
gabenvolumen entsprechend planvoll verstärkt. Sie 
soll einer vom Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes als Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung ausgesprochenen Empfehlung fol- 
gend in diesem und dem kommenden Jahr durch die 
Stellenvermehrung 1975 und durch Umsetzungen 
innerhalb des Geschäftsbereiches zu einer Abteilung 
mit 70 Mitarbeitern ausgebaut werden. 

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben läßt sich der 
Bundesminister des Innern insbesondere durch drei 
Expertengremien fachlich beraten: 

— die Reaktor-Sicherheitskommission (RSK), die 
ihn in allen fachlichen Fragen der kerntechni- 
schen Sicherheit von Atomanlagen berät. In ihr 
sind insbesondere Fachleute folgender Fachge- 
biete: Reaktorphysik, Chemie, Thermodynamik, 
Verfahrenstechnik, Bautechnik, Meß- und Regel- 
technik, Werkstoffkunde, Strahlenschutz, Strah- 
lenbiologie und Medizin vertreten; 

— die Strahlenschutzkommission (SSK), die ihn in 
allen fachlichen Fragen des Schutzes vor den 
Gefahren ionisierender Strahlen berät. Ihr ge- 
hören insbesondere Fachleute folgender Fachrich- 
tungen an: Biophysik, Radiochemie, Radioökolo- 
gie, Strahlenbiologie, Strahlengenetik, Strahlen- 
physik, Strahlenschutzmedizin, Strahlenschutz- 
meßtechnik und Strahlenschutztechnik; 

— die Sachverständigenkommission Sicherung des 
Brennstoffkreislaufs (SSB). 

Sie berät den BMI in Fragen der Sicherung kern- 
technischer Anlagen und radioaktiver Stoffe ge- 
gen Störmaßnahmen und sonstige Einwirkungen 
Dritter. 


Die Beratungen der drei Kommissionen konzentrie- 
ren sich im Regelfall auf neuartige Fragen und Pro- 
bleme grundsätzlicher Bedeutung, können sich je- 
doch auch mit Problemen aus einzelnen Genehmi- 
gungs- und Aufsichtsverfahren befassen. Neben der 
Beratung durch die drei genannten Kommissionen 
nimmt der Bundesminister des Innern bei der Erfül- 
lung seiner Aufgabe regelmäßig auch fachliche Un- 
terstützung durch das Institut für Reaktorsicherheit 
der Technischen überwachungs- Vereine e. V. (IRS), 
durch das Laboratorium für Reaktorregelung und 
Anlagensicherung (LRA), durch die Abteilung für 
Strahlenhygiene des Bundesgesundheitsamtes u. a. 
in Anspruch. Die beiden Einrichtungen IRS und LRA 
sollen unter Beteiligung von Bund und Ländern zu 
einer Gesellschaft zusammengefaßt werden, damit 
der bei ihnen vorhandene Sachverstand durch stär- 
kere Konzentration und durch Abschaffung von 
Kommunikations- und Koordinationserschwernissen 
noch wirkungsvoller als bisher eingesetzt werden 
kann. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, 
daß es nicht genügt, im Bereich des Bundesministers 
des Innern die Personallage zu verbessern. Die sorg- 
fältige und gleichzeitig zügige Abwicklung der zahl- 
reichen, zu erwartenden atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren sowie die Kontrolle der rasch wach- 
senden Zahl der Anlagen im Rahmen der behörd- 
lichen Aufsicht ist nur zu gewährleisten, wenn auch 
die Bundesländer ihr fachkundiges Personal recht- 
zeitig verstärken. Auf diesen Sachverhalt hat der 
Herr Bundeskanzler in einem Gespräch mit den 
Chefs der Länder am 30. November 1973 erstmalig 
in aller Deutlichkeit hingewiesen. 

Eine wesentliche Komponente der Sicherheitsgewäh- 
rung stellen in der Bundesrepublik Deutschland die 
Kontrollen darüber dar, ob die von den Behörden 
erlassenen Vorschriften und Genehmigungsauflagen 
auch tatsächlich lückenlos beachtet und erfüllt wer- 
den. Hinsichtlich der hierfür im Auftrag der Geneh- 
migungs- und Aufsichtsbehörden tätigen unabhän- 
gigen Sachverständigen wurde ein Modell für eine 
stärkere fachliche und organisatorische Abstimmung 
der einzelnen Technischen überwachungs- Vereine 
entwickelt (vgl. Antwort zu Frage IX.2.). 

Darüber hinaus hat der Bundesminister des Innern 
in Zusammenarbeit mit den Technischen Über- 
wachungs-Vereinen die Aufstellung bundeseinheit- 
licher Anforderungen an die fachliche Qualifikation 
der Sachverständigen auf dem Gebiet der Kerntech- 
nik begonnen, um ein gleichbleibend hohes Quali- 
fikationsniveau der Sachverständigen auch bei ge- 
steigertem Personalbedarf infolge Expansion der 
Kernenergienutzung zu gewährleisten. 

Ferner ist unter Federführung des Bundesministers 
des Innern eine Richtlinie für den Fachkundenach- 
weis von Kernkraftwerkspersonal aufgestellt wor- 
den. über den Umfang der geforderten Kenntnisse 
des Schichtpersonals wird zur Zeit eine weitere 
Richtlinie erarbeitet. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, mit den 
genannten organisatorischen Maßnahmen, die die 
zuvor beschriebenen rechtlichen ergänzen, ihrerseits 
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alle Voraussetzungen geschaffen zu haben, um einen 
Vollzug des Atomgesetzes und der Strahlenschutz- 
verordnung, der den Ziel- und insbesondere Schutz- 
vorstellungen des § 1 des Atomgesetzes voll gerecht 
wird, sicherstellen zu können. 


X. 2. Läßt sich eine Standardisierung von Kern- 
kraftwerken und Anlagenteilen mit der 
im Atomgesetz geforderten ständigen An- 
passung der Genehmigungen an den 
Stand von Wissenschaft und Technik ver- 
einbaren? 

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 des Atomgesetzes darf die 
Genehmigung für einen Reaktor nur erteilt werden, 
wenn die nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik im Zeitpunkt des Erlasses des Verwaltungs- 
aktes erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch 
die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen 
ist. Etwaige neuere Entwicklungen von Wissenschaft 
und Technik lassen die Rechtmäßigkeit einer erteil- 
ten Genehmigung solange unberührt, als durch sie 
die Behörde nicht gezwungen wird, die Genehmi- 
gung gern. § 17 AtG nachträglich durch Auflagen zu 
ändern oder zu widerrufen, weil Schutz und Sicher- 
heit i. S. von § 1 Nr. 2 und 3 AtG nachträgliche Auf- 
lagen, oder eine erhebliche Gefährdung Beschäftig- 
ter, Dritter oder der Allgemeinheit einen Widerruf 
erforderlich machen. 

Mehrere gleichartige, d. h. standardisierte Kraft- 
werke und Anlagenteile können zum gleichen Zeit- 
punkt oder innerhalb eines Zeitraumes, in dem die 
Entwicklung des Standes von Wissenschaft und 
Technik nicht zu wesentlich neuen sicherheitstech- 
nischen Erkenntnissen geführt hat, in besonders 
rationeller Weise geprüft und genehmigt werden. 

Nur dann, wenn nach erteilter Genehmigung eines 
bestimmten Anlagentyps die Entwicklung des Stan- 
des von Wissenschaft und Technik zu schwerwiegen- 
den neuen Erkenntnissen führt, die andere oder er- 
gänzende Schutzvorkehrungen gegenüber der an der 
genehmigten Anlage gleichen Typs getroffenen Vor- 
sorge erforderlich machen, ist die Genehmigung 
einer gleichen Anlage im Interesse der unverzicht- 
baren Sicherheit nicht mehr möglich. 

Nicht jede Entwicklung von Wissenschaft und Tech- 
nik muß jedoch eine Änderung der erforderlichen 
Vorsorge gegen Schäden notwendig machen. 

Wenn auch die Entwicklung des Standes von Wis- 
senschaft und Technik bislang so dynamisch verlief 
und auch in der nächsten Zukunft noch weiter so ver- 
laufen dürfte, daß ein allgemeines Einfrieren des 
Standes der Reaktorsicherheitstechnik und damit ein 
langfristig beanspruchbarer Bestandsschutz für ein 
jeweils geltendes Sicherheitsniveau nicht ohne wei- 
teres gewährleistet werden kann, so ist doch damit 
zu rechnen, daß die Änderung von Sicherheitsanfor- 
derungen i. d. R. nicht mehr kontinuierlich, sondern 
eher stufenweise in angemessenen Zeitabständen er- 
folgt. Eine Standardisierung von Anlagen und An- 
lagenteilen, die nicht nur aus Gründen der Rationali- 
sierung ihrer Fertigung und der Genehmigungsver- 


fahren, sondern auch zur Gewinnung sicherheitstech- 
nischer Vorteile wünschenswert ist, ist für die 
Zukunft, in der jährlich mit Anträgen für mehrere 
Anlagen zu rechnen ist, für alle Teile günstiger. Im 
Rahmen der Überlegungen zur Verbesserung des 
vorhandenen rechtlichen und organisatorischen In- 
strumentariums werden daher Möglichkeiten geprüft, 
stärkere Anreize zur Entwicklung solcher standardi- 
sierten Anlagen und Anlagenteile zu schaffen. 


XI. Zu grenzüberschreitenden Problemen 

XL 1. Hält die Bundesregierung eine Abstim- 
mung mit ihren Nachbarländern, insbe- 
sondere auf dem Gebiet der Sicherheit 
kerntechnischer Einrichtungen und des 
Strahlenschutzes für erforderlich, wenn im 
Grenzbereich kerntechnische Anlagen ge- 
plant, errichtet und betrieben werden, 
und was hat die Bundesregierung hierzu 
unternommen? 

Ein Entweichen größerer Mengen von radioaktiven 
Stoffen würde in der Umgebung von kernte chni sehen 
Anlagen zu schwerwiegenden Folgen führen. Bei 
grenznahen Anlagen könnte hierbei das Gebiet des 
Nachbarlandes unter Umständen in Mitleidenschaft 
gezogen werden. Die Bundesregierung hat deshalb 
im Rahmen ihrer Aufgaben zum Schutz der Bevölke- 
rung vor den Gefahren der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie ein vitales Interesse daran, sicherzu- 
stellen, daß die deutsche Bevölkerung nicht nur hin- 
sichtlich der Anlagen geschützt ist, die im Bundes- 
gebiet errichtet werden, sondern auch gegenüber 
Anlagen, welche im grenznahen Raum von unseren 
Nachbarländern errichtet werden. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß die Nachbarländer der 
Bundesrepublik Deutschland umgekehrt das gleiche 
Interesse an einer Abstimmung hinsichtlich deut- 
scher Anlagen haben. 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft besteht 
nach Artikel 37 des Euratom-Vertrages eine Melde- 
pflicht für kerntechnische Anlagen. Die jeweiligen 
Regierungen machen der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaft Angaben über den Plan zur 
Ableitung radioaktiver Stoffe aller Art aus einer 
kerntechnischen Anlage. Eine Expertengruppe der 
Kommission prüft, ob die Durchführung eines sol- 
chen Planes eine radioaktive Verseuchung des Was- 
sers, des Bodens oder des Luftraumes eines anderen 
Mitgliedstaates verursachen könnte. 

Die Bundesregierung hält darüber hinaus eine ge- 
genseitige Abstimmung mit allen ihren Nachbarstaa- 
ten zu einem möglichst frühen Zeitpunkt für erfor- 
derlich, um bereits bei der Planung der Standorte 
kernte chnis eher Einrichtungen (siehe hierzu Antwort 
auf Frage VII. 2) und der sicherheitstechnischen Kon- 
zeption von zu errichtenden Anlagen die jeweiligen 
Belange des Nachbarlandes möglichst berücksich- 
tigen zu können. Eine gegenseitige Unterrichtung ist 
selbstverständlich auch erforderlich während der 
Phase der Errichtung kerntechnischer Anlagen über 
die hierbei unter Umständen auftretenden Probleme 
sowie insbesondere über den Betrieb derartiger An- 
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lagen, sofern besondere Auswirkungen auf die Um- 
gebung auftreten oder zu erwarten sind. 

Neben den besonderen Aspekten der Sicherheit und 
des Strahlensdiutzes bei kerntechnischen Einrichtun- 
gen mißt die Bundesregierung selbstverständlich 
auch einer Abstimmung hinsichtlich anderer Aspekte, 
beispielsweise der Raumordnung, des Umweltschut- 
zes oder der Energiewirtschaft, große Bedeutung bei. 

In dem Bemühen nach Abstimmung mit den Nachbar- 
ländern bezüglich grenznaher kerntechnischer An- 
lagen ist zu berücksichtigen, daß die Entscheidungen 
hierzu der jeweiligen nationalen Souveränität unter- 
liegen. Denn die Verantwortung über die Zulassung 
einer kerntechnischen Einrichtung liegt bei den je- 
weils zuständigen nationalen Behörden; d. h., daß 
ein Mitspracherecht ausländischer Stellen bei Ge- 
nehmigungsentscheidungen weder von der Bundes- 
regierung noch von den Regierungen unserer Nach- 
barländer akzeptiert werden kann. Möglich ist je- 
doch der weitgehende Austausch von Informationen 
über die jeweils im nationalen Bereich durchgeführ- 
ten Maßnahmen zur Gewährleistung von Sicherheit 
und Strahlenschutz in den Anlagen und in der Um- 
gebung. Hinzu kommen selbstverständlich Informa- 
tionen über die allgemeinen Grundsätze zur Gewähr- 
leistung von Sicherheit und Strahlenschutz im Be- 
reich der Kernenergie, die Erfahrungen und Unter- 
suchungen hierzu sowie die hierfür vorhandenen 
oder in Bearbeitung befindlichen Regeln, Vorschrif- 
ten und Gesetze. Ein derartiger, intensiver Informa- 
tionsaustausch hat zur Folge, daß die für die Sicher- 
heit verantwortlichen Behörden in den entsprechen- 
den Grundsätzen und Maßnahmen eine Tendenz zur 
Gemeinsamkeit über die Grenzen hinweg entwik- 
keln. Ein gleicher Wissensstand über die Sicherheits- 
probleme der Kernenergie führt leichter zu weit- 
gehend gleichwertigen sicherheitstechnischen Anfor- 
derungen an derartige Anlagen, ohne im Einzelfall 
völlig identische Sicherheitseinrichtungen erforder- 
lich zu machen (vgl. auch Antwort zu Frage XI.2). 

über den Informationsaustausch hinaus strebt die 
Bundesregierung Konsultationen an, welche es er- 
möglichen sollen, in der Vorbereitungsphase von zu 
fällenden Entscheidungen dem jeweiligen Nachbar- 
land auf der Basis der Gegenseitigkeit die Möglich- 
keit einzuräumen, seine Vorstellungen und evtl. 
Problempunkte zur Kenntnis zu bringen. 

Bezogen auf das Beispiel eines grenznahen Kern- 
kraftwerkes, soll dabei von folgenden Voraussetzunr 
gen ausgegangen werden: 

— Das Nachbarland soll die zur Gewährleistung von 
Sicherheit und Strahlenschutz getroffenen Maß- 
nahmen kennen, um beurteilen zu können, ob 
seine eigene Bevölkerung durch die Anlage im 
Nachbarland keiner unzumutbaren Gefahr oder 
Beeinträchtigung ausgesetzt ist: 

— Für den Normalbetrieb einer kerntechnischen 
Anlage sind Informationen über die Ableitung 
radioaktiver Stoffe erforderlich, um diese hin- 
sichtlich der gesamten Strahlenbelastung einer 
Region in der Überlagerung evtl, mehrerer vor- 
handener Anlagen berücksichtigen zu können. 
Des weiteren ist in die Umgebungsüberwachung 


einer kerntechni sehen Anlage in der Regel auch 
das Gebiet des Nachbarlandes miteinzubeziehen. 

— Für den Fall größerer Reaktorstörungen müssen 
rasche Informationskanäle bestehen, um das 
Nachbarland beim Verzug von Gefahr zu warnen 
und erforderlichenfalls die Katastrophenabwehr- 
maßnahmen des Nachbarlandes auslösen zu 
können. 

Zur Verwirklichung einer derartigen Abstimmung 
hat die Bundesregierung frühzeitig bilaterale Kon- 
takte mit ihren Nachbarstaaten aufgenommen. Insbe- 
sondere bestehen mit den jeweiligen Regierungs- 
stellen der Schweiz, Frankreichs und der Nieder- 
lande regelmäßige Gespräche in gemeinsamen Kom- 
missionen, an denen auf deutscher Seite die jeweils 
betroffenen Länder beteiligt sowie zu speziellen 
Fragen Sachverständige der Technischen Über- 
wachungs-Vereine und des Instituts für Reaktor- 
sicherheit zugezogen werden. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, diese Kontakte fortzusetzen, auszu- 
bauen und auf weitere Nachbarländer einschließlich 
unserer östlichen Nachbarstaaten auszudehnen, so- 
fern hierzu durch die Planung kerntechnischer Ein- 
richtungen im Grenzbereich eine Notwendigkeit be- 
steht. Hinsichtlich der Aktivitäten bei internatio- 
nalen Organisationen wird auf die nachfolgende 
Antwort zu Frage XI.2 verwiesen. 


XI. 2. Was ünternimmt die Bundesregierung, um 
die Anforderungen an die Sicherheit 
kerntedinischer Einrichtungen und den 
Strahlenschutz international zu verein- 
heitlichen? 


Die Realisierung des von der Bundesregierung ange- 
strebten hohen Sicherheits Standards steht in enger 
Wechselwirkung mit den entsprechenden Aktivi- 
täten im Ausland. Neben dem ständigen Informa- 
tionsaustausch und der Beschaffung von Informatio- 
nen, die den Stand von Wissenschaft und Technik 
im Ausland dokumentieren, ist eine politische Ab- 
sicherung des angestrebten Sicherheitsstandards 
nach innen und außen unerläßlich. Eine Vereinheit- 
lichung kann nur auf der Basis erfolgen, daß sich die 
einzelnen Länder grundsätzlich am jeweils höheren 
Sicherheitsstandard orientieren und nicht umge- 
kehrt. Da das erreichte Sicherheitsniveau in der Bun- 
desrepublik im internationalen Vergleich mit an der 
Spitze liegt oder teilweise sogar führend ist, bei- 
spielsweise im Schutz vor äußeren Einwirkungen, 
wie Flugzeugabsturz oder Druckwellen von chemi- 
schen Explosionen, muß eine Nivellierung nach 
unten verhindert werden. 

Unter Berücksichtigung verschiedener Interessen- 
lagen und eines unterschiedlichen Entwicklungsstan- 
des in der Kerntechnik bei den verschiedenen Län- 
dern ergeben sich für eine Vereinheitlichung unter- 
schiedliche Aktionen im bilateralen und multilatera- 
len Bereich, die von verschiedenen Stufen des Infor- 
mationsaustausches bis zur Zusammenarbeit reichen. 
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— Nachbarstaaten 

Am augenfälligsten ist das Erfordernis einer 
Vereinheitlichung bei grenznahen Anlagen. Wie 
bereits zur vorausgehenden Frage ausgeführt, 
findet eine intensive Pflege der bestehenden 
Kontakte zwischen der Bundesrepublik, Frank- 
reich, den Niederlanden und der Schweiz statt. 
Eine Ausdehnung solcher Kontakte auch auf 
andere Nachbarländer ist vorgesehen. 

Mit Frankreich findet beispielsweise seit mehre- 
ren Jahren ein intensiver sicherheitstechnischer 
Vergleich des französischen Kernkraftwerkes 
Fessenheim mit der vergleichbaren deutschen 
Anlage in Neckarwestheim statt. Diese Kontakte 
wurden nach und nach ausgedehnt und umfassen 
nunmehr einen breiten Informations- und Erfah- 
rungsaustausch in allen wesentlichen Bereichen 
mit guten Aussichten, in Angelegenheiten von 
gegenseitigem Interesse zu einem Konsultations- 
verfahren zu gelangen. 

— Hochentwickelte Industriestaaten 

An der Pflege von intensiven Kontakten mit 
Industriestaaten besteht aus Gründen einer aus- 
geglichenen Informationspolitik und einer wirk- 
samen Harmonisierung ein hohes Interesse. Die 
bestehenden Kontakte beispielsweise zu den 
USA, zu Großbritannien oder zu Japan werden 
intensiviert und nach Möglichkeit institutionali- 
siert. Ein erstes Nahziel auf diesem Wege ist das 
vorgesehene Abkommen zwischen dem Bundes- 
minister des Innern und der Nuclear Regulatory 
Commission (NRC) der Vereinigten Staaten von 
Amerika über die Zusammenarbeit in Fragen der 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und des 
Strahlenschutzes (Genehmigungs- und Aufsichts- 
wesen). 

— Kerntechnische Entwicklungsländer 

Bei Ländern, die noch am Beginn einer eigenen 
kerntechnischen Entwicklung stehen, soll das dort 
vorhandene Interesse an einer Zusammenarbeit 
mit der Bundesrepublik benutzt werden, um das 
Sicherheitsdenken in diesen Ländern im hier 
praktizierten Sinne zu wecken und zu fördern. 
Das Erfordernis eines hohen Sicherheitsniveaus 
gilt aus sachlichen Gründen weltweit für alle 
Staaten und zusätzlich, weil beispielsweise ein 
schwerwiegender Reaktorstörfall in irgendeinem 
Land der Erde über den dann zu erwartenden 
Druck der öffentlichen Meinung die weitere Kern- 
energienutzung in allen anderen Staaten stark 
beeinflussen würde, selbst wenn wesentlich 
strengere Sicherheitsvorkehrungen ein vergleich- 
bares Ereignis ausschließen. Außerdem kann die 
Solidarität in sicherheitspolitischen Ansichten mit 
diesen Ländern bei Harmonisierungsbestrebun- 
gen multilateraler Organisationen von großem 
Nutzen für die Durchsetzung der eigenen stren- 
gen Ansichten und Praktiken sein. 

— Internationale Organisationen 

Von den internationalen Organisationen im 
Kernenergiesektor bemühen sich gleichzeitig die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 


(EG), die Internationale Atomenergie-Organisa- 
tion (lAEO) sowie die Kernenergie-Agentur der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD/NEA) darum, eine Platt- 
form für den multilateralen Informationsaus- 
tausch zu bieten. Langfristig soll dies eine Har- 
monisierung der sicherheitstechnischen Anforde- 
rungen fördern. 

Bei der EG wurde zu diesem Zweck Ende 1973 
eine Arbeitsgruppe gebildet, die sich mit der 
Angleichung der Standpunkte durch Informatio- 
nen über Methoden der Sicherheitsanalyse und 
über Kriterien, Codes und Standards für Kern- 
kraftwerke mit Leichtwasserreaktoren befaßt. 
Auf dem Gebiet der Schutzmaßnahmen für Spalt- 
stoffe und kerntechnische Anlagen wirkt die 
Kommission darauf hin, diese Maßnahmen in der 
EG zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten zu 
harmonisieren. Dadurch soll in der EG der not- 
wendige Schutz für spaltbares Material und kern- 
technische Anlagen von Land zu Land gleichwer- 
tig gestaltet werden. Der Rat der Europäischen 
Gemeinschaft bereitet derzeit angesichts der Aus- 
weitung der Kernenergienutzung eine Beschluß- 
fassung vor, welche eine verstärkte Harmonisie- 
rung der Sicherheitsbemühungen in den Mitglied- 
staaten fördern soll. 

Die lAEO verfolgt seit Frühjahr 1974 ein Projekt 
„Aufstellung sicherheitstechnischer Regeln für 
Kernkraftwerke", mit dem ursprünglich ein voll- 
ständiger Satz international akzeptierbarer 
Grundanforderungen angestrebt wurde. Auf Be- 
schluß des Gouverneursrates der lAEO vom Juni 
1974 sollen im Rahmen dieses Projektes jedoch 
vorerst nur soweit wie notwendig, Empfehlun- 
gen entwickelt werden. Es ist vorgesehen, hier- 
bei in größtmöglichem Umfange Dokumente und 
Erfahrungen aus nationalen Systemen zu benut- 
zen. Die Entwürfe zu lAEO-Regeln und -Richt- 
linien für Kernkraftwerke werden dementspre- 
chend auf repräsentativen Zusammenstellungen 
verschiedener nationaler Regeln, Richtlinien und 
Praktiken aufbauen. 

Die OECD/NEA wirkt in ihren beiden Komitees 
„Committee on the Safety of Nuclear Instal- 
lations" und „Committee on Radiation Protection 
and Public Health" darauf hin, die sichrheits tech- 
nischen Anforderungn an kerntechnische Anlagen 
und den Strahlenschutz in den OECD-Mitglied- 
staaten zu harmonisieren. 

Die Bundesregierung wirkt nicht nur auf die Koordi- 
nierung der Arbeiten zwischen diesen verschiedenen 
internationalen Organisationen hin, sondern arbeitet 
in ihnen auch aktiv mit. Im Rahmen dieser Aktivi- 
täten speist die Bundesregierung die deutschen 
Sicherheits- und Strahlenschutzziele in die Diskus- 
sion ein, ist um die Abstimmung der dortigen Arbei- 
ten mit der Aufstellung eines deutschen Regelwer- 
kes durch den Kerntechnischen Ausschuß bemüht 
und außerdem bestrebt, die in der Bundesrepublik 
in einigen wesentlichen Bereichen höheren Sicher- 
heitsanforderungen in eventuellen internationalen 
Regelwerken zur Anerkennung zu bringen. 
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